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Krieg und Besatzungspolitik der 18. Armee im Herbst 

und Winter 1941/42 

Kaum war die größte Katastrophe des 20. Jahrhunderts, der Zweite Weltkrieg, been
det, begann die bis heute währende Debatte um Anteil und Schuld der Wehrmacht 
an dieser Katastrophe. Das Urteil irrlichterte von Anfang an zwischen den Extremen 
der „sauberen Wehrmacht" und der „verbrecherischen Wehrmacht" hin und her, 
ohne sich zu einem ausgewogenen und objektiven Bild beruhigen zu können. Dieser 
Teil der deutschen Vergangenheit scheint noch so gegenwärtig, daß die Bemühungen 
der Forschung seit den späten sechziger Jahren um eine kritische Annäherung an die 
historische Wirklichkeit kaum Einfluß auf das allgemeine Bewußtsein hatten. Daran 
konnte auch die überfällige Intensivierung dieser Bemühungen in jüngster Zeit wenig 
ändern. Die Vermittlung eines differenzierten Geschichtsbilds in der Öffentlichkeit 
ist bisher nicht gelungen. Doch auch bei den Historikern selbst besteht nach wie vor 
eine große Unsicherheit über die Einordnung der Wehrmacht in Krieg und Diktatur. 

Die Begriffsverwirrung fängt meist schon bei der Frage an, wer „die Wehrmacht" 
überhaupt war. Ist damit zuerst die oberste militärische Führung, also Hitler und 
das Oberkommando der Wehrmacht (OKW), gemeint oder die Spitze der einzelnen 
Wehrmachtsteile, d. h. das Oberkommando des Heeres (OKH), die Luftwaffenfüh
rung und das Oberkommando der Kriegsmarine (OKM)? Spricht man vorrangig 
die obere Truppenführung an, im Heer also die Generalität vom Oberbefehlshaber 
einer Heeresgruppe bis zum Kommandeur einer Division? Oder bezieht sich dieser 
Begriff vor allem auf die „einfachen Soldaten", die Truppe? Inwieweit wird durch 
ihn auch die Luftwaffe, die Marine, die Waffen-SS bezeichnet? Viele sehen in der 
Wehrmacht die Gesamtorganisation vom Obersten Befehlshaber Hitler bis zum Ge
freiten. Doch wie sind „das" Denken und „das" Handeln dieser insgesamt 18 Millio
nen Soldaten zu fassen? Wie ansteigend schwer ist es schon, von „der" Wehrmachts
führung, „der" Generalität, „dem" Generalstab, „dem" Offizierskorps und „der" 
Truppe zu sprechen. Natürlich muß der Historiker generalisieren. Doch kann dies 
nichts daran ändern, daß es „die Wehrmacht" als geschlossenen, leicht zu fassenden 
Block nie gab und daß unter diesem Sammelbegriff meist ganz unterschiedliche Teile 
des militärischen Apparats gemeint werden. 

Dieser Beitrag greift aus dem fast unüberschaubaren Geflecht von Institutionen 
und Persönlichkeiten einen Ausschnitt heraus und konzentriert sich außerdem auf 
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den sowjetischen Kriegsschauplatz. Am Beispiel der 18. Armee vor Leningrad von 
September 1941 bis Januar 1942 soll untersucht werden, wie sich ein Groß verband 
der Wehrmacht abseits des Gefechts gegenüber den Zivilisten und Kriegsgefangenen 
verhielt1. Damit gerät die Frage der Ernährung, besser gesagt der Nichternährung 
und des Hungers2, in den Mittelpunkt des Interesses, denn in den hier behandelten 
Monaten wurde diese Frage für die 18. Armee zur Wegscheide zwischen einer „nor
malen" und einer „verbrecherischen" Besatzungspolitik. Die Pläne für die 3-Millio-
nen-Stadt Leningrad sowie die Behandlung der Bevölkerung und der Kriegsgefange
nen im Armeegebiet erhielten symptomatische Bedeutung. Dabei wurde das Verhal
ten der Wehrmachtseinheiten maßgeblich vom Armeeoberkommando bestimmt. Da
her muß zunächst die Zusammensetzung und Funktion dieser maßgeblichen Kom
mandobehörde erläutert werden, bevor auf dieser Grundlage die Beschreibung ihres 
Handelns folgen kann. Die „Politik" der Armee bzw. ihres Oberkommandos war 
auch von den Vorgaben der vorgesetzten politischen und militärischen Instanzen ab
hängig. Eine wichtige Frage wird daher sein, wie das Verhältnis von Erwartungen, 
Plänen und Befehlen der obersten Führung auf der einen Seite und von Handlungs
spielräumen, Notlagen und Aushilfen der Armee vor Ort auf der anderen Seite war. 
Diese Fallstudie wird das historiographische Problem der Standortbestimmung der 
Wehrmacht zwischen Kriegführung und Verbrechen nicht lösen können. Vielleicht 
vermag sie aber einige Anregungen dafür zu geben, daß man über die Untersuchung 
einer Armee und dann - als nächsten Schritt - den Vergleich mehrerer Armeen der 
Klärung dieses Problems erheblich näher käme3. 

1. Armee und Armeeoberkommando 

Die Armee war ein eigentümliches, fast amorphes Gebilde. Ständig wurden Stäbe 

verlegt oder ausgetauscht, Divisionen herausgezogen oder zugeführt, Frontabschnit

te von Nachbararmeen übernommen oder an sie abgegeben, so daß die Zusammen

setzung der Armee dauernd im Fluß war. Selbst für die 18. Armee, die von Septem

ber 1941 bis Januar 1944 ohne große Bewegungen im Gebiet vor Leningrad verharr-

1 Die Eckdaten des Zeitausschnitts sind einmal der Übergang der 18. Armee zum Stellungs- und 
Belagerungskrieg vor Leningrad Mitte September 1941, zum anderen das Revirement in der Be
setzung des Armeeoberkommandos Mitte Januar 1942. 

2 Auf die Bedeutung der Ernährung für die deutsche Besatzungspolitik im Osten hat vor kurzem -
am Beispiel Weißrußlands und in Anknüpfung an die Forschungen Rolf-Dieter Müllers - Christi
an Gerlach eindringlich, wenn auch teilweise sehr zugespitzt hingewiesen. Vgl. ders., Kalkulierte 
Morde. Die deutsche Wirtschafts- und Vernichtungspolitik in Weißrußland 1941 bis 1944, Ham
burg 1999. Dabei behandelt Gerlach die Verhältnisse in den Armeebereichen aber nur am Rande. 

3 Wissenschaftliche Beschäftigungen mit den Armeen fehlen bisher. Einzige Ausnahme ist der an
fechtbare Aufsatz von Bernd Boll/Hans Safrian, Auf dem Weg nach Stalingrad. Die 6. Armee 
1941/42, in: Hannes Heer/Klaus Naumann (Hrsg.), Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehr
macht 1941-1944, Hamburg 1995, S. 260-296. 
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te, sind diese Veränderungen Monat für Monat in ihrer Gliederung erkennbar4. In ih
rer Leningrader Zeit bestand die Armee aus insgesamt 10 verschiedenen Korps und 
47 verschiedenen Divisionen. Diese Zahl war noch gering im Vergleich zu den Ar
meen in den bewegteren Bereichen der Heeresgruppen Mitte und Süd, zeigt aber, 
wie wenig von einem einheitlichen Großverband die Rede sein kann. Immerhin stan
den von den drei Korps und zehn Divisionen, mit denen die 18. Armee am 22. Juni 
1941 zum Ostfeldzug antrat, ein Jahr später wieder alle Korps und acht Divisionen 
unter dem Befehl der 18. Armee, nachdem dieser Stamm zwischendurch auf ein 
Korps und vier Divisionen abgesunken war. Die Anzahl der Divisionen schwankte 
aber allein im ersten Jahr zwischen nur fünf Divisionen am 7. August 1941 und fünf
undzwanzig Divisionen am 11. Mai 1942. Noch verwirrender wird es, wenn man die 
Zusammensetzung der Armeekorps verfolgen will. Die einem Korps unterstellten 
Verbände wechselten noch häufiger als die der Armee, nur der Stab, das General
kommando, blieb. Doch auch bei der Armee war die eigentliche Konstante nicht 
die Truppe, sondern - unterstützt durch wenige Nachschub-, Nachrichten- und Si
cherungseinheiten - das Oberkommando, das sich meist über Monate, manchmal 
über Jahre hinweg personell wenig veränderte. Die Heeresgruppe, die Armee, das 
Armeekorps und auch die leitenden Dienststellen in den rückwärtigen Heeres- und 
Armeegebieten waren eher Stäbe und Abschnitte als Verbände. Erst die Division bil
dete eine relativ geschlossene Kampfeinheit und damit den Bezugspunkt für den 
Frontsoldaten, während sich der Generalstabsoffizier eher an den höheren Stäben 
der Heeresgruppen, Armeen und Korps orientierte. 

Unter diesen höheren Stäben war das Armeeoberkommando für einen ehrgeizigen 
Offizier der bei weitem attraktivste. Von diesem Einsatzort aus konnte man unmit
telbar am Kriegsgeschehen teilnehmen und dennoch die Gesamtlage im Auge behal
ten. Zu den höchsten Instanzen war eine direkte Verbindung möglich, und dennoch 
bot der räumliche Abstand zu ihnen genügend Spielraum und Profilierungschancen. 
Während das Oberkommando der Heeresgruppe durch seine operative Fixierung 
auf einen verhältnismäßig großen Raum dem Front- und Besatzungsalltag schon 
stark entrückt war und das Generalkommando eines Armeekorps hauptsächlich auf 
die taktische Führung in einem relativ kleinen Gefechtsgebiet beschränkt blieb, war 
beim Armeeoberkommando das Verhältnis von Nähe und Ferne sowohl zur Front 
als auch zu den grundsätzlichen Entscheidungen am grünen Tisch so ausgewogen, 
daß nach beiden Seiten ein gewisses Maß an Kompetenz und Freiheit gewahrt wer
den konnte. Das Armeeoberkommando besetzte damit eine Schlüsselstellung zwi
schen den Befehlen und Weisungen aus dem Führerhauptquartier, dem Oberkom
mando des Heeres und der Heeresgruppe einerseits und der Umsetzung dieser Vor
gaben vor Ort andererseits. Es gebot über Einsatz und Schicksal von durchschnittlich 
etwa 200 000 Soldaten, hunderttausenden Zivilisten und zehntausenden Kriegsgefan
genen; in ihm liefen alle Fäden von oben und unten zusammen; sein Befehlsbereich 

4 Vgl. Georg Tessin, Verbände und Truppen der deutschen Wehrmacht und Waffen-SS im Zweiten 
Weltkrieg 1939-1945, Bd. 4: Die Landstreitkräfte 15-30, Frankfurt a. M. [o. J.], S. 80-83. 
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war wie ein Mikrokosmos des Krieges, in dem sich alle Probleme der deutschen 
Kriegführung bündelten: Gesamtstrategie, Operation, Taktik, Logistik, Besatzungs
politik. 

Um so erstaunlicher ist es, daß diese wichtige Institution bisher in der Literatur 
kaum und nur nebenbei beschrieben wurde5. Man muß schon auf die Wehrmachts-
druckschriften oder Archivmaterial zurückgreifen, um über Aufbau und Funktion 
eines Armeeoberkommandos genau informiert zu werden. Die Grundsätze und Glie
derungen der oberen Führung waren dem Wehrmachtsoffizier natürlich vertraut, 
während sie heute selbst vielen Spezialisten fremd zu sein scheinen. Nach der maß
geblichen Heeresdruckvorschrift (H. Dv.) 300/1 „Truppenführung" vom 17. Okto
ber 1933 waren die Heeresgruppen, Armeen, Korps und Divisionen gemischte Ver
bände, die über die Mittel zur selbständigen Durchführung von Gefechtsaufgaben 
und zur eigenen Versorgung verfügten6. Die Führung dieser Verbände wurde als 
„obere Führung" bezeichnet und von der „unteren Führung" der Regimenter, Batail
lone und Kompanien abgegrenzt. Der oberen Führung übergeordnet waren die ober
ste Führung, also Hitler als Oberster Befehlshaber der Wehrmacht und das OKW, 
sowie die Heeresführung, d. h. der Oberbefehlshaber des Heeres und das OKH. 
Das wichtigste Instrument der oberen Führung waren die den genannten Verbänden 
vorangestellten Stäbe, die „Kommandobehörden". Wie der Name schon nahelegt, 
ähnelten diese militärischen Dienststellen eher zivilen Behörden als dem Klischee ei
nes kleinen Stabes auf dem Feldherrnhügel. Entsprechend war ihr Dienst genau gere
gelt. Die wichtigste Vorschrift war der „Rote Esel", wie das „Handbuch für den Ge
neralstabsdienst im Kriege" vom 1. August 1939 wegen seines roten Einbands ge
nannt wurde7. Die oberen Führer und ihre Gehilfen verwendeten diese „Bibel" der 
Generalstabsoffiziere als ständiges Nachschlagewerk. 

Während das Divisionskommando, das Generalkommando eines Armeekorps und 
zunächst auch das Oberkommando einer Heeresgruppe8 in ihrer Organisation und 
personellen Stärke noch recht überschaubar waren, glich das Armeeoberkommando 

5 Selbst Rudolf Absolon, Die Wehrmacht im Dritten Reich, Bd. 1-6, Boppard a.Rh. 1969-1995, 
geht auf die Befehlsbefugnisse und Gliederung der Armeeoberkommandos nicht näher ein. Am 
besten noch: Burkhart Müller-Hillebrandt, Das Heer 1933-1945. Entwicklung des organisatori
schen Aufbaues, Bd. 1: Das Heer bis zum Kriegsbeginn, Darmstadt 1954, S. 84-92. 

6 H. Dv. 300/1: Truppenführung, Teil 1, Berlin 1936, S. 6-8. 
7 H. Dv.g 92: Handbuch für den Generalstabsdienst im Kriege, Teil 1, Berlin 1939. Für den Quar

tiermeisterdienst außerdem wichtig: H. Dv.g 90: Versorgung des Feldheeres, Teil 1, Berlin 1. 6. 
1938. Die folgenden Ausführungen stützen sich auf diese Heeresdruckvorschriften und auf die 
Akten der 18. Armee, in: Bundesarchiv-Militärarchiv Freiburg i. Br. (künftig: BA-MA), RH 20-
18. 

8 Die Oberkommandos der Heeresgruppen erhielten erst 1942 eigene Oberquartiermeisterabteilun
gen, die Heeresgruppe Nord im März, die Heeresgruppe Mitte erst im September. Zuvor waren 
die Fragen der Logistik und Besatzungspolitik vorwiegend von den Außenstellen des General
quartiermeisters und den Befehlshabern der rückwärtigen Heeresgebiete bearbeitet worden, so 
daß die Oberkommandos der Heeresgruppen rein operative Stäbe waren. Vgl. auch Gerlach, Kal
kulierte Morde, S. 152 f. 
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einem kleinen Ministerium. Im Oberkommando der 18. Armee (AOK 18) arbeiteten 
bis an die 100 Offiziere, 130 Unteroffiziere, 25 Beamte und einige hundert weitere 
Wehrmachtsangehörige, vom Fahrer über den Koch bis zum Flaksoldaten. An der 
Spitze trug der Armeeoberbefehlshaber wie ein Minister die alleinige Verantwortung. 
Ihm unterstanden der Chef des Generalstabs wie ein Staatssekretär und die Leiter der 
einzelnen Abteilungen wie Ministerialdirektoren, denen wiederum mehrere Referate 
und Referenten unterstellt waren. In den ersten vier Monaten des deutsch-sowjeti
schen Krieges war das AOK 18 eine mobile Behörde, die in der Phase des Vormar
sches zehnmal das Quartier wechselte und ihren Geschäftsbetrieb häufig improvisie
ren mußte9. Doch am 20. September 1941, als das Hauptquartier in den Gebäuden ei
nes Lungensanatoriums in Bol'sevo nahe Staro Siverskaja (heute: Siverskij) 45 km 
südlich der Hauptkampflinie seinen festen Standort fand10, wurde es gewissermaßen 
zum stationären Kriegs- und Besatzungsministerium des nun für mehr als zwei Jahre 
von der Armee kontrollierten Gebiets vor Leningrad. 

Die Organisation eines Armeeoberkommandos soll am Beispiel der 18. Armee et
was näher beschrieben werden. Der Oberbefehlshaber der 18. Armee war General
oberst Georg von Küchler11, ein erfahrener Artillerist alter Schule, der in seinem 
61. Lebensjahr stand. Nach den Dienstvorschriften lag bei ihm als „oberem Führer" 
die alleinige Entscheidung und Verantwortung in seinem Befehlsbereich12. Die Offi
ziere und Beamten des Stabs waren lediglich seine „Gehilfen", an ihrer Spitze der 
Chef des Generalstabs, Oberst i. G. Wilhelm Hasse13, der „auf allen Gebieten der er
ste Berater des oberen Führers" war14. Er konnte den Oberbefehlshaber bei Abwe
senheit vertreten, was aber an dessen alleiniger Verantwortung nichts änderte. Der 
Chef des Generalstabs war verpflichtet, „dem oberen Führer von allen dienstlichen 
Angelegenheiten Kenntnis zu geben, die für ihn von Bedeutung sind"15. Diese Be
stimmung war allerdings recht vage gehalten und zeigt den in der modernen Büro
kratie evidenten Widerspruch zwischen der Verantwortung des Behördenleiters und 

9 Die Standorte des Hauptquartiers sind den Kriegstagebüchern (KTB) der Abt. Ia zu entnehmen, 
in: BA-MA, RH 20-18. 

10 Vgl. auch das KTB Ia der Panzergruppe 4, 3. 9. 1941, deren Kommando vor dem AOK 18 in die
sen Räumlichkeiten Quartier machte, in: BA-MA, RH 21-4/14: „Der Stab ist in einer ehemaligen 
Lungenheilanstalt untergebracht, mit fließendem Wasser und Zentralheizung. Ein ganz unge
wohntes Quartier." 

11 Georg von Küchler (1881-1968), Generaloberst, November 1938-Januar 1942 Oberbefehlshaber 
der 18. Armee, Januar 1942-Januar 1944 der Heeresgruppe Nord (8.7. 1942 Generalfeldmar
schall). Vgl. John McCannon, Generalfeldmarschall Georg von Küchler, in: Gerd R. Ueberschär 
(Hrsg.), Hitlers militärische Elite, Bd. 1: Von den Anfängen des Regimes bis Kriegsbeginn, Darm
stadt 1998, S. 138-145. 

12 Vgl. H. Dv.g 92, S. 14-18, besonders S. 14 f. 
13 Wilhelm Hasse (1894-1945), Oberst i. G., Dezember 1940-Januar 1942 Chef des Generalstabs der 

18. Armee, Januar 1942-Januar 1944 der Heeresgruppe Nord, zuletzt Oberbefehlshaber der 
17. Armee (General der Infanterie). 

14 H. Dv.g 92, S. 14. 
15 Ebenda, S. 15. 
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einem reibungslosen Geschäftsbetrieb, der gerade bei einer militärischen Behörde im 
Krieg unerläßlich war. 

Natürlich konnte der Armeeoberbefehlshaber nicht über alle Vorgänge in seinem 
Befehlsbereich informiert sein und nicht über alles entscheiden. Sein Stab und beson
ders sein Stabschef sollten ihn daher von allen Angelegenheiten geringerer Bedeutung 
entlasten, damit er sich auf die großen Entscheidungen konzentrieren konnte - und 
die betrafen in einem Feldzug in erster Linie die militärischen Operationen. Welche 
Vorgänge unterhalb dieser rein militärischen Ebene dem Oberbefehlshaber zur 
Kenntnis gebracht oder sogar zur Entscheidung vorgelegt wurden, war letztlich Er
messenssache. Der Oberbefehlshaber mußte seinem „Chef", bei dem die gesamte Tä
tigkeit des Stabs zusammenlief, in dieser Hinsicht blind vertrauen16. Dieser „Ehe" 
kam daher eine nicht zu unterschätzende Bedeutung zu. Der obere Führer war der 
Generalist, der im zunehmend spezialisierten und immer weitere Bereiche umfassen
den Kriegshandwerk auf die Hilfe vieler Spezialisten angewiesen war. Deren Arbeit 
wurde durch den Chef des Generalstabs organisiert, so daß nur ein ständiger vertrau
ensvoller Gedankenaustausch mit diesem wichtigsten Berater gewährleisten konnte, 
daß der Oberbefehlshaber einen gewissen Überblick über seinen Befehlsbereich be
hielt. Daß dabei vieles informell, nebenbei und mündlich entschieden wurde, macht 
es nicht einfacher, das Verhältnis von formaler Verantwortung und tatsächlicher Ver
antwortlichkeit zu bestimmen. 

Es ist interessant, daß dieser Widerspruch zwischen der Last der Verantwortung 
und dem Zwang zur Delegation in der modernen arbeitsteiligen Welt später der 
Selbstrechtfertigung der Generäle diente. Die Befehlshaber behaupteten nach dem 
Krieg, über viele - und natürlich gerade die unangenehmen - Ereignisse in ihrem Be
fehlsbereich nicht informiert gewesen zu sein, und die Generalstabschefs verwiesen 
auf die alleinige Verantwortung der Befehlshaber, so daß am Ende alle ihre Hände 
in Unschuld wuschen. Diese stereotype Argumentation brachte die Richter und An
klagevertreter der Nürnberger Nachkriegsprozesse schier zur Verzweiflung, zumal 
sie schwer zu widerlegen war. Auch der im „OKW-Prozeß" gegen führende Generä
le angeklagte Küchler betonte nachdrücklich, daß er nicht über alle Vorkommnisse 
orientiert sein konnte17: „Meine Hauptaufgabe war ja die Führung des Kampfes, 
und ich war viel draussen bei der Truppe, sodass auch schon aus diesem Grunde viele 
laufende Aufgaben vom Chef oder vom Oberquartiermeister erledigt werden 

Vgl. auch ebenda, S. 14 f.: „Enges Vertrauensverhältnis zwischen beiden ist als dauerhafte Grund
lage für die gedeihliche Arbeit der Kommandobehörde unentbehrlich." 
Records of the United States Nuernberg War Crimes Trials, Case XII, Verhandlung vom 29. 4. 
1948, in: Archiv des Instituts für Zeitgeschichte München (künftig: IfZ-Archiv), MB 31, 
Bd. 37, S. 2946f. Vgl. auch die Verhandlung vom 27. 4. 1948, in: Ebenda, S. 2830: Die „eigentliche 
einzige Aufgabe, die ich hatte, war der Kampf, und an dieser Kampffront, da brannte es allenthal
ben". Daher sei es selbstverständlich gewesen, „dass man für die Geschehnisse, die weiter ab la
gen, die hinten lagen, die man eigentlich in guten Händen wusste, in Händen wusste, die die Sache 
schon nach richtigen Gesichtspunkten handhaben würden, dass man sich um die wenig kümmer
te". 
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mussten, ohne dass sie mir vorgetragen wurden. Es war Krieg und besondere Ver
hältnisse, die mit Friedenszeiten nicht zu vergleichen sind." 

Tatsächlich war der Armeeoberbefehlshaber überwiegend mit der Leitung der 
Operationen ausgelastet und hielt sich häufiger bei den unterstellten Korps und Divi
sionen auf als der Generalstabschef, der vornehmlich mit den Stabsgeschäften befaßt 
war und neben den operativen Maßnahmen auch die Verwaltungs- und Versorgungs
angelegenheiten im Armeebereich überblicken mußte. Allerdings führte die Konzen
tration auf den Kampf nur selten so weit, daß sich der Armeeoberbefehlshaber über
haupt nicht mehr mit anderen Belangen beschäftigen konnte. Wie noch zu zeigen ist, 
wurde Küchler bei wichtigen Entscheidungen, die sich auf die Behandlung der Zivil
bevölkerung und Kriegsgefangenen oder andere Vorgänge im Gebiet rückwärts der 
Hauptkampflinie bezogen, immer wieder auch persönlich von seinen „Gehilfen" in 
die Verantwortung genommen, so daß die nachträglichen Entlastungsversuche durch 
eine eigentümliche Mischung aus Dichtung und Wahrheit gekennzeichnet sind. 
Letztlich war und blieb der Oberbefehlshaber die verantwortliche und ausschlagge
bende Instanz im Armeeoberkommando. 

Nach den Generalisten, dem Oberbefehlshaber und seinem „Chef", kamen die 
Spezialisten, die Abteilungsleiter und ihre Mitarbeiter. Es zeigt die Bedeutung eines 
Armeeoberkommandos, daß ihm neben dem Chef des Generalstabs allein sechs wei
tere Generalstabsoffiziere angehörten. Diese gezielt für den oberen Stabsdienst aus
gebildeten, mit dem stolzen Zusatz „i. G." (im Generalstab) versehenen und durch 
karmesinrote doppelte Hosenstreifen und Kragenspiegel gekennzeichneten Offiziere 
galten als Elite des Offizierskorps und erste Anwärter auf die höchsten Stellungen im 
Heer. Der dritte Mann in der Hierarchie des Armeeoberkommandos war der 1. Ge
neralstabsoffizier (Ia)18. Er leitete die Führungsabteilung, in der die Angelegenheiten 
der Truppenführung bearbeitet wurden. Seine Zuständigkeit für operative und takti
sche Fragen machte ihn zum nach dem Chef engsten Mitarbeiter des oberen Führers. 
Ihm assistierte der 3. Generalstabsoffizier (Ic)19, der die Unterabteilung für Feind
nachrichten führte und täglich über das durch die Aufklärung gewonnene Feindbild 
vortragen mußte. Dagegen hatte der dem Nachrichtenoffizier unterstellte Abwehrof
fizier (Ic/AO) nur selten direkten Zugang zum Oberbefehlshaber20, obwohl sein Tä
tigkeitsbereich für die Gestaltung der Besatzungspolitik von einiger Bedeutung war: 
Spionage- und Sabotageabwehr, Propaganda, Presse, Zensur, politische Fragen. 
Doch mit diesen abseits der Operationsführung liegenden Fragen sollte der Oberbe
fehlshaber so wenig wie möglich belastet werden. 

18 Mauritz Freiherr von Strachwitz (1898-1953), Oberstleutnant i. G., Oktober 1940-Januar 1942 Ia 
der 18. Armee, zuletzt Divisionskommandeur (Generalleutnant). 

19 Werner Richter (*1906), Major i. G., Juli 1940-Dezember 1942 Ic der 18. Armee, zuletzt Ia der 
Heeresgruppe Nord (Oberst). 

20 Der Abwehroffizier war kein Generalstäbler. Der 4. Generalstabsoffizier (Id) war in der Füh
rungsabteilung mit den Offizierspersonalien betraut. Die übrigen drei Generalstabsoffiziere arbei
teten in der Oberquartiermeisterabteilung. 
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Dies galt auch für den Komplex Nachschub, Versorgung und Besatzung, für den 
die Oberquartiermeisterabteilung zuständig war. Diese Abteilung war die weit größ
te des Armeeoberkommandos und stand von ihrem Prestige dennoch deutlich im 
Schatten der Führungsabteilung. Sie war räumlich von den anderen Abteilungen ge
trennt und hatte ihr eigenes Quartier in Novo Siverskaja, einige Kilometer von BoF-
sevo entfernt. Der Oberquartiermeister (O.Qu.), Oberst i. G. Wolfgang Bucher21, 
mußte dem Oberbefehlshaber oder dem Generalstabschef regelmäßig Vortrag über 
die Versorgungslage halten, hatte aber in seinem Bereich recht große Freiheiten und 
stand in direkter Verbindung zum Generalquartiermeister, besaß also Immediatstel-
lung zum O K H . Doch auch hier bedurften alle wichtigen Entscheidungen der Zu
stimmung des Armeeoberbefehlshabers. Die maßgeblichen Mitarbeiter des Ober
quartiermeisters und Leiter der wichtigsten Unterabteilungen waren der 2. General
stabsoffizier, der Quartiermeister 1 (Qu. 1), und der 5. Generalstabsoffizier, der 
Quartiermeister 2 (Qu. 2)22. Der Quartiermeister 1 organisierte die Versorgung der 
Armee und den Einsatz der Nachschubdienste, der Quartiermeister 2 war für die Si
cherung des Armeegebiets (gemeinsam mit dem Ic/AO), den Einsatz der Ordnungs
und Straßenbaudienste, die Fragen der vollziehenden Gewalt, die Ausnutzung des 
Landes und das Gefangenenwesen zuständig. Er saß damit an einer Schaltstelle der 
Besatzungspolitik23. 

Auf die zahlreichen weiteren Teile des Armeeoberkommandos - die Waffenoffizie
re (Armeenachrichtenführer, Armeepionierführer, Bevollmächtigter Transportoffi
zier u.a.), die Adjutantur, der Kommandant des Hauptquartiers, der Vertreter des 
Auswärtigen Amts, die Ordonnanzen, Propagandaoffiziere, Justizbeamten, Ärzte, 
Veterinäre, Geistlichen, Feldpostmeister und viele mehr - kann nicht näher eingegan
gen werden. Sie spielten für die hier zu untersuchenden Fragen höchstens eine unter
geordnete Rolle. Die Tätigkeitsbeschreibung der beiden größten Abteilungen hat ge
zeigt, mit welchen Aufgaben das Armeeoberkommando vorrangig beschäftigt war. 
Vor allem hatte es nach den Weisungen und Befehlen der obersten Führung und der 
Heeresgruppe24 die gesamte Kriegführung in seinem Bereich zu leiten und zu organi
sieren. Zur Kriegführung im Zeitalter des „totalen Krieges" gehörten neben den klas
sischen Feldern Operation, Feindaufklärung und Logistik stärker als zuvor auch die 
Verwaltung, Sicherung und Ausbeutung des besetzten Gebiets. In diesem den mei
sten Offizieren eher lästigen, ja fremden Grenzbereich zwischen Militär, Politik und 
Wirtschaft erhielt die Armee in ihrem Operationsgebiet Aufgaben, die eine gefährli
che Verbindung zu den Zielen der nationalsozialistischen Kriegspolitik herstellten 

21 Wolfgang Bucher (1898-1944, gefallen), Oberst i. G., September 1940-Februar 1942 Oberquar
tiermeister der 18. Armee, zuletzt Regimentskommandeur. 

22 Major i. G. Pitschmann, bei Abwesenheit vertreten von Major d. R. Konstanz Jaraczewski. 
23 Unterstützt wurden die Quartiermeister vom Armeeintendanten (IVa) und seinen Beamten, die 

sich um die Verpflegung und Verwaltung sowie den Einsatz der Verwaltungsdienste zu kümmern 
hatten. Außerdem bearbeitete ein Wirtschaftsoffizier (IV Wi) die wehrwirtschaftlichen Fragen. 

24 In unserem Fall der Heeresgruppe Nord (Generalfeldmarschall Wilhelm Ritter von Leeb) mit 
Hauptquartier in Pleskau. 
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und deshalb für die retrospektive Beurteilung der Wehrmacht von großer Bedeutung 
sind. Dabei sollte aber nicht übersehen werden, daß diese heute so kontrovers disku
tierten Probleme der Besatzungspolitik für die Mehrheit der in einem Armeeober
kommando tätigen Offiziere eher zweitrangig waren. 

Die Organisation des militärischen Besatzungsystems in der Sowjetunion und die 
Kompetenzen der Armeen wurden in den Monaten vor Feldzugsbeginn festgelegt. 
Die neuen Bestimmungen stützten sich auf die älteren Anordnungen25 über die Be
fehlsgewalt im Operationsgebiet und ergänzten sie zugleich in einigen wesentlichen 
Punkten. Bereits am 3. April 1941 wurde grundsätzlich befohlen26: „Im Armeegebiet 

üben die Oberbefehlshaber der Armeen vollziehende Gewalt aus und sind für Siche
rung und Ausnutzung des Landes verantwortlich." Das Armeegebiet war in Ge
fechtsgebiet und rückwärtiges Armeegebiet unterteilt, wobei das Gefechtsgebiet 
möglichst klein gehalten und „im allgemeinen auf den Bereich der am Feinde befind
lichen Divisionen und Armeekorps" beschränkt werden sollte27. Bei der Belagerung 
Leningrads bestand das Gefechtsgebiet der 18. Armee aus einem recht schmalen 
Streifen an der Hauptkampflinie (HKL) von nicht mehr als 10 bis 15 Kilometern Tie
fe, in dem die Kampf- und Versorgungstruppen der Divisionen sowie die Stäbe der 
Armeekorps lagen. Hier hatten die Kommandierenden Generäle für die Durchset
zung der vollziehenden Gewalt Sorge zu tragen. 

Im rückwärtigen Armeegebiet, dem anschließenden Gelände von etwa 50 Kilome
tern Tiefe, waren vor allem der Großteil der rückwärtigen Dienste der Armee (Nach
schub-, Verwaltungs-, Sanitäts-, Veterinär-, Ordnungs-, Straßenbau- und Feldpost
dienste), das Armeeoberkommando, die Kriegsgefangenenlager sowie verschiedene 
Sicherungs- und Polizeikräfte stationiert. In diesem Abschnitt hatte Generalmajor 
Hans Knuth28 als Kommandant des rückwärtigen Armeegebiets der 18. Armee (Ko-
rück 583) die militärische Besatzung nach den Befehlen des Armeeoberkommandos 
durchzuführen. Dem Korück und seinem Stab standen für diesen Auftrag ständig 
wechselnde Sicherungstruppen zur Verfügung, Teile von Sicherungsdivisionen, Poli
zeiverbände, Landesschützenbataillone etc. Außerdem wurden an den wichtigsten 
Verkehrspunkten Feld- und Ortskommandanturen eingesetzt29. Der Einsatz dieser 
verschiedenen Verbände erforderte die Zusammenarbeit besonders mit dem Befehls-

Vgl. vor allem die H. Dv.g 90: Versorgung des Feldheeres, Teil 1, Berlin 1. 6. 1938, S. 21-35. 
Befehl des Oberbefehlshabers des Heeres (Besondere Anordnungen für die Versorgung, Anl. 6, 
Teil C), 3. 4. 1941, in: Fall Barbarossa. Dokumente zur Vorbereitung der faschistischen Wehr
macht auf die Aggression gegen die Sowjetunion (1940/41), ausgewählt u. eingel. v. Erhard Mo
ritz, Berlin [Ost] 1970, S. 299-304, hier S. 299. Vgl. auch Das Deutsche Reich und der Zweite 
Weltkrieg (künftig: DRZW), hrsg. v. Militärgeschichtlichen Forschungsamt, Bd. 5/1: Bernhard 
R. Kroener u.a., Organisation und Mobilisierung des deutschen Machtbereichs. Kriegsverwal
tung, Wirtschaft und personelle Ressourcen 1939-1941, Stuttgart 1988, S. 80f. (Beitrag Umbreit). 
H. Dv.g 90, S. 21. 

Hans Knuth (1875-1945), Generalmajor z. V, Januar 1941-Juni 1943 Korück 583. 
Im Bereich der 18. Armee waren dies Ende Dezember 1941 die Feldkommandantur Narva sowie 
die Ortskommandanturen Narva, Krasnogvardejsk, Siverskaja, Vyrica, Tosno und Ljuban'. 
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haber des rückwärtigen Heeresgebiets30, dem u.a. die Sicherungsdivisionen unter
standen, und teilweise auch mit dem Höheren SS- und Polizeiführer (HSSPF) im Be
reich der Heeresgruppe Nord31. 

Die am 3. April 1941 den Armeeoberbefehlshabern aufgetragene Sicherung und 
Ausnutzung des besetzten Gebiets bezog sich ausdrücklich auf die erste „Sicherung 
der großen Verkehrswege und die Ausnutzung des Landes für die Bedürfnisse der 
Truppe zur Entlastung des Nachschubs"32. Die „planmäßige Verwaltung und Aus
nutzung des Landes" sollte dann später nicht durch die Wehrmacht, sondern durch 
eine Zivilverwaltung erfolgen33, die allerdings in weiten Gebieten wie etwa dem 
Raum zwischen dem Peipussee und Leningrad nie eingesetzt wurde. Die Übertra
gung der vollziehenden Gewalt auf den Armeeoberbefehlshaber sollte der Armee 
die Erfüllung dieser Aufträge und die Beherrschung des Landes ermöglichen. 

Allerdings wurde die vollziehende Gewalt vor Beginn des deutsch-sowjetischen 
Krieges eingeschränkt. Umfaßte sie nach den älteren Bestimmungen noch die gesam
te Staatsgewalt bis auf die Judikative34, kündigte der Befehl vom 3. April 1941 Son
derregelungen für den sicherheitspolizeilichen und wirtschaftlichen Sektor an35. Be
reits am 28. April 1941 erging der Befehl über die „Regelung des Einsatzes der Si
cherheitspolizei und des SD im Verbände des Heeres"36. Danach sollten im rückwär
tigen Armeegebiet zur „Durchführung besonderer sicherheitspolizeilicher Aufgaben 
außerhalb der Truppe" Sonderkommandos eingesetzt werden, die ihre fachlichen 
Weisungen vom Chef der Sicherheitspolizei und des SD erhielten und den Armeen 

30 Das rückwärtige Heeresgebiet Nord (General der Infanterie Franz von Roques, Hauptquartier 
Werro) umfaßte den Bereich zwischen der Westgrenze der rückwärtigen Armeegebiete der 16. 
und 18. Armee sowie der Ostgrenze des Reichskommissariats Ostland. Eine Sonderregelung be
stand in Estland, das seit dem 5. 12. 1941 von dem Reichskommissariat und der Heeresgruppe ge
meinsam verwaltet wurde. 

31 Bis Ende Oktober 1941 der HSSPF Nordost, Generalleutnant der Polizei Hans-Adolf Prütz-
mann, dann der HSSPF Rußland-Nord und Ostland, General der Polizei Friedrich Jeckeln. 

32 Befehl des Oberbefehlshabers des Heeres (Besondere Anordnungen für die Versorgung, Anl. 6, 
Teil C), 3. 4. 1941, in: Fall Barbarossa, S. 299. 

33 Ebenda. 
34 Vgl. H. Dv.g 90, S. 21 f.: „Vollziehende Gewalt umfaßt die gesamte Staatsgewalt unbeschadet der 

Unabhängigkeit der Rechtsprechung. (D. h. auf die Entscheidung des Richters kann kein Einfluß 
genommen werden.) Die Inhaber der vollziehenden Gewalt können in ihrem Befehlsbereich 
Rechtsverordnungen erlassen, die von den bestehenden Gesetzen abweichen. Sie können allen Be
hörden, soweit sie nicht oberste Reichsbehörden oder oberste preußische Landesbehörden sind, 
sowie den Dienststellen der NSDAP Weisungen erteilen." Die weitgehende Aufhebung der Mili
tärgerichtsbarkeit über die Zivilbevölkerung durch den Kriegsgerichtsbarkeitserlaß vom 13. 5. 
1941 schränkte die Unabhängigkeit der Rechtsprechung erheblich ein, indem sie den Offizier statt 
den Richter zum Herrn über Leben und Tod machte. 

35 Befehl des Oberbefehlshabers des Heeres (Besondere Anordnungen für die Versorgung, Anl. 6, 
Teil C), 3. 4. 1941, in: Fall Barbarossa, S. 302. 

36 Befehl des Oberbefehlshabers des Heeres, 28. 4. 1941, in: Gerd R. Ueberschär/Wolfram Wette 
(Hrsg.), „Unternehmen Barbarossa". Der deutsche Überfall auf die Sowjetunion 1941. Berichte, 
Analysen, Dokumente, Paderborn 1984, S. 303 f. 
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lediglich „hinsichtlich Marsch, Versorgung und Unterbringung" unterstellt waren. 
Sie konnten ihre Aufgaben, die noch recht unbestimmt als Sicherstellung wichtiger 
Objekte und Einzelpersonen bezeichnet wurden, „in eigener Verantwortlichkeit" 
durchführen, waren also der Befehlsgewalt des Armeeoberkommandos entzogen, 
auch wenn sie zur engen Zusammenarbeit mit dem Ic und dem Abwehroffizier ange
halten wurden. Die eigene Verantwortung umfaßte ausdrücklich auch Exekutivmaß
nahmen gegenüber der Zivilbevölkerung. Der Armeeoberbefehlshaber konnte nur 
eingreifen, wenn die Maßnahmen der Sonderkommandos die Operationen zu stören 
drohten. Obwohl das Armeeoberkommando mit der Geheimen Feldpolizei (dem 
Ic/AO unterstellt) und der Feldgendarmerie (dem Qu. 2 unterstellt) ihre eigene Si-
cherheits- und Ordnungspolizei hatte, mußte sie es dulden, daß im Armeegebiet 
eine SS- und Polizeiformation auf eigene Faust operieren konnte, die sich bald als 
Mordkommando entpuppte37. 

Weiter eingeschränkt wurde die vollziehende Gewalt durch die Wirtschaftsorgani
sation im Osten, die Göring als Beauftragter des Vierjahresplans leitete. Die Wirt
schaftsdienststellen waren im Operationsgebiet den Kommandobehörden des Heeres 
militärisch unterstellt, erhielten aber ihre fachlichen Weisungen vom Wirtschaftsstab 
Ost38. Diese neu eingerichtete Zentralbehörde wurde militärisch geführt und stand 
in enger Verbindung zum OKW/Wehrwirtschafts- und Rüstungsamt sowie zum 
OKH/Generalquartiermeister, war jedoch keine reine Wehrmachtseinrichtung, son
dern - wie die Wirtschaftsorganisation Ost überhaupt - ein weitgehend eigenständi
ges zivil-militärisches Mischgebilde, das sich etwa zur Hälfte aus Fachleuten der zivi
len Reichsbehörden und der Wirtschaft rekrutierte. Ihr nachgeordnet waren die drei 
Wirtschaftsinspektionen, jeweils eine für jede Heeresgruppe, sowie die Wirtschafts
kommandos und die Gruppen IV Wi bei den Armeen und Feldkommandanturen. 
Im Armeegebiet dienten die Wirtschaftsdienststellen der „Unterstützung der Sachbe
arbeiter des AOK bei der Versorgung der Truppe aus dem Lande", der „Vorberei
tung der späteren allgemeinen wirtschaftlichen Ausnutzung für den Vierjahresplan" 
und der Bearbeitung der rüstungswirtschaftlichen Angelegenheiten39. Für diese Auf
gabe war den Oberquartiermeisterabteilungen ein Wirtschaftsoffizier (IV Wi) zuge
teilt, bei der 18. Armee Kapitän zur See Angermann, der zugleich der Verbindungs-

37 Bei der 18. Armee in diesen Monaten das Einsatzkommando lb (SS-Obersturmbannführer Dr. 
Erich Ehrlinger) der Einsatzgruppe A (SS-Brigadeführer Dr. Walther Stahlecker). Vgl. Hans-
Heinrich Wilhelm, Die Einsatzgruppe A der Sicherheitspolizei und des SD 1941/42, Frankfurt 
a. M. [u. a.] 1996, S. 255-257. 

38 Vgl. den Befehl des OKW/Wehrwirtschafts- und Rüstungsamt „Gliederung und Aufgaben der im 
Raum ,Barbarossa' einzusetzenden Wirtschaftsorganisation", 8. 5. 1941, in: Ueberschär/Wette, 
Unternehmen Barbarossa, S. 310-312. Vgl. auch DRZW, Bd. 4: Horst Boog u.a., Der Angriff auf 
die Sowjetunion, Stuttgart 1983, S. 129-135 (Beitrag Müller). Soweit für die Durchführung dieser 
fachlichen Weisungen „ihre Weitergabe" an die Truppe oder „der Einsatz des Inhabers der voll
ziehenden Gewalt" notwendig waren, mußten sie über den Generalquartiermeister (OKH) erteilt 
werden. 

39 Befehl des OKW/WiRüAmt, 8. 5. 1941, in: Ueberschär/Wette, Unternehmen Barbarossa, S. 311. 
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offizier zum Wehrwirtschafts- und Rüstungsamt im OKW war. Außerdem mußte die 
Armee mit der Wirtschaftsinspektion Nord in Fellin (Vizeadmiral Ancker) und dem 
für Leningrad vorgesehenen Wirtschaftskommando z. b. V. „Görlitz" in Pleskau 
(Oberstleutnant Becker) zusammenarbeiten40. Anfang Januar 1942 übernahm das 
Wirtschaftskommando Pleskau die Geschäfte der Wirtschaftsinspektion Nord, wäh
rend für das Gebiet der 18. Armee ein eigenes Wirtschaftskommando in Kras-
nogvardejsk (Fregattenkapitän Rons) eingerichtet wurde. 

Dieser von vornherein komplizierte, im Verlauf des Feldzugs immer verworrenere 
Aufbau der Wirtschaftsorganisation führte zu einem heillosen Neben-, Mit- und Ge
geneinander unterschiedlicher Dienststellen, unklarer Kompetenzen und mißver
ständlicher Unterstellungsverhältnisse. Für das Armeegebiet bedeutete dies, daß sich 
die Versorgungsdienste der Armee und die von ihr weitgehend selbständigen Offizie
re, Beamten und Sonderführer der Wirtschaftsdienststellen in die Quere zu kommen 
drohten, zumal die Selbstversorgung der Truppe nicht selten mit der Vorbereitung ei
ner systematischen wehrwirtschaftlichen Ausnutzung des Landes kollidierte. Die 
Wirtschaftsleute wurden von der Truppe als lästige Fremdkörper gesehen, die man 
gerne ignorierte41. Letztlich verhinderte ihre Arbeit die - in den Wehrmachtsvor
schriften eigentlich festgelegte42 - einheitliche Besatzungsverwaltung der Armee in 
dem von ihr besetzten Gebiet. 

Die Beschneidungen der vollziehenden Gewalt in den Ressorts Polizei und Wirt
schaft waren für viele Generäle in der Nachkriegszeit ein willkommenes Argument, 
die Verantwortung für bestimmte Vorgänge in ihrem Befehlsbereich abzuwälzen. In 
Nürnberg verblüffte Küchler das Gericht mit der Behauptung, er habe als Armee
oberbefehlshaber eigentlich gar keine richtige vollziehende Gewalt besessen43. Doch 
auch hier kann der Kern Wahrheit nicht darüber hinwegtäuschen, daß ein Oberbe
fehlshaber in seinem Bereich immer noch über beträchtliche Befehlsgewalt verfügte. 

40 Zum Aufbau der Wirtschaftsorganisation bei der Heeresgruppe Nord vgl. Zwei Jahre Kriegswirt
schaft im russischen Nordraum. Ein Tätigkeits- und Leistungs-Bericht der Wirtschaftsinspektion 
Nord, Pleskau 1. 9. 1943, in: KZ-Archiv, Druckschriftensammlung, Da 40.01, besonders S. 4-8. 

41 Vgl. auch Küchlers Aussage im OKW-Prozeß, in: Records of the United States Nuernberg War 
Crimes Trials, Case XII, Verhandlung vom 27. 4. 1948, in: IfZ-Archiv, MB 31, Bd. 37, S. 2833. 
Die Truppe habe die Wirtschaftsdienststellen nicht respektiert. „Es war natürlich ein Fremdkör
per und war ihr lästig." 

42 Vgl. H. Dv.g 90: Versorgung des Feldheeres, Teil 1, Berlin 1. 6. 1938, S. 25: „Die gesamte Verwal
tung des Armeegebiets leitet das Armeeoberkommando (O.Qu.) in eigener Zuständigkeit. Militä
rische Gesichtspunkte stehen im Vordergrunde." 

43 Records of the United States Nuernberg War Crimes Trials, Case XII, Verhandlung vom 29. 4. 
1948, in: IfZ-Archiv, MB 31, Bd. 37, S. 2948 f.: „Aber darf ich hier mal eines sagen: Mit der voll
ziehenden Gewalt war das eine ausserordentliche Durchlöcherung. Ich erinnere mich [...], im 
Jahre 1914, da war der General Büsing Generalgouverneur in Belgien, und hatte damals die voll
ziehende Gewalt, d. h. er hatte alles, er hatte die Legislative und die Executive." Hitler habe 
aber „wesentliche Teile der vollziehenden Gewalt abgespalten. Es war gar keine vollziehende Ge
walt. Das auf dem Polizeiweg, die Sauckel-Geschichte, die Wirtschaftssachen, alle diese Sachen, 
die eigentlich zur vollziehenden Gewalt gehört hätten, die waren den Oberbefehlshabern genom
men." 
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Operationsgebiet der 18. Armee - Ende Dezember 1941 

Berlin war weit entfernt, und wenn ihm in seinem Armeegebiet etwas nicht paßte, 
dann hatte er Möglichkeiten, seinen Willen durchzusetzen - vor allem mit dem Hin
weis auf militärische Notwendigkeiten. Wenn dies in den Bereichen Polizei, Wirt
schaft und später auch Arbeitseinsatz so selten geschah, dann war das weniger eine 
Frage des Könnens als des Wollens. Der Armeeoberbefehlshaber war trotz der Ein
schränkung seiner Rechte in der Besatzungspolitik faktisch ein kleiner Territorial
fürst in einem Gebiet, das bei der 18. Armee im Dezember 1941 immerhin ca. 
12000 Quadratkilometer umfaßte. 

Die Beschreibung der Befehls- und Kompetenzverhältnisse in einem Armeegebiet 
verdeutlicht, wie kompliziert das deutsche Herrschaftssystem in der besetzten So
wjetunion war. Im Befehlsbereich der 18. Armee, während der Belagerung Lenin
grads ein Landstrich etwa halb so groß wie das Bundesland Mecklenburg-Vorpom
mern, kämpften, arbeiteten, verwalteten und organisierten die unterschiedlichsten 
Kampfeinheiten, Sicherungstruppen, Versorgungsdienste und Stäbe der Wehrmacht, 
dazu Polizeiverbände, Wirtschaftsdienststellen und zahlreiche andere Einrichtungen 
wie die Organisation Todt und die Arbeitsämter. Die Organisation der militärischen 
Zentraldienststellen, des Ersatzheeres, der Heeresgruppen, aber auch der Korps und 
Divisionen war nicht weniger vielschichtig, so daß ein Bild von verwirrender Vielfalt 
entsteht, denen die häufig zu einfachen Erklärungsmuster über „die" Wehrmacht 
kaum gerecht werden. Dennoch ist es notwendig, eine Bresche durch dieses Ge
strüpp von Institutionen und Funktionen zu schlagen. Dabei kommt dem Historiker 
entgegen, daß die Wehrmacht durch einen hierarchischen Aufbau strukturiert war, 
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besonders im Operationsgebiet des Heeres. An der Spitze des Kampfes und der 

Herrschaft im Armeegebiet standen der Oberbefehlshaber und seine „Gehilfen" im 

Armeeoberkommando. Trotz aller beschriebenen Abzweigungen und Seitenstränge 

dieser Befehlsgewalt läßt sich an diesem Orientierungspunkt die Verantwortung der 

Wehrmacht für bestimmte Vorgänge im besetzten Gebiet noch am besten untersu

chen. Nach der notwendigen Erläuterung der Strukturen soll dies nun am Beispiel 

der 18. Armee gezeigt werden. 

2. Leningrad 

Am 22. Juni 1941 überschritt die Heeresgruppe Nord unter Führung Generalfeld
marschall Ritter von Leebs die ostpreußisch-litauische Grenze44. Während die Pan
zergruppe 4 wie ein Stoßkeil die sowjetischen Linien durchbrach und in einem wil
den Panzer-Raid nach Nordosten vorpreschte, sicherten die nachkommenden zwei 
infanteristischen Armeen den Rücken und die Flanken, die 18. Armee links entlang 
der Ostseeküste, die 16. Armee auf der rechten Seite. Das Ziel war Leningrad, dessen 
Eroberung bereits in Hitlers Weisung Nr. 21 „Fall Barbarossa" vom 18. Dezember 
1940 gefordert worden war45. Die Einnahme der Neva-Stadt sollte nicht nur einen 
bedeutenden Industriestandort, Verkehrsknoten und Marinestützpunkt ausschalten, 
sondern nach der Besetzung des Baltikums den letzten Eckpfeiler der sowjetischen 
Macht im Ostseeraum herausbrechen. Diese strategische Bedeutung wurde noch 
durch den politischen Symbolwert der Stadt ergänzt: St. Petersburg/Leningrad war 
sowohl die Bastion einer nach Norden und Westen expandierenden zaristischen 
Großmachtpolitik als auch der Ausgangspunkt der bolschewistischen Revolution. 
So wundert es nicht, daß die Stadt Lenins in den Eroberungs- und Zerstörungsplänen 
Hitlers eine besondere Rolle spielte, zeitweise sogar eine größere als Moskau, das für 
den Generalstab das vorrangige Angriffsziel blieb. Die lähmende Unklarheit und 
Diskussion darüber, ob der Schwerpunkt bei der Heeresgruppe Nord in Leningrad, 
bei der Heeresgruppe Mitte in Moskau oder bei der Heeresgruppe Süd in den Indu
strie- und Erdölgebieten der Ukraine und des Kaukasus zu liegen habe, war dann be
kanntlich eine schwere Hypothek für die deutsche Kriegführung46. 

44 Zu den Operationen der Heeresgruppe Nord und der 18. Armee vgl. vor allem DRZW, Bd. 4, 
S. 462^69, 540-559 (Beitrag Klink). Vgl. auch Alfred Philippi/Ferdinand Heim, Der Feldzug ge
gen Sowjetrussland 1941 bis 1945. Ein operativer Überblick, Stuttgart 1962, passim; Werner 
Haupt, Heeresgruppe Nord 1941-1945, Bad Nauheim 1966, S. 25-105; ders., Leningrad. Die 
900-Tage-Schlacht, 1941-1944, Friedberg 1980, S. 54-109; Gerd R. Ueberschär, Der Angriff auf 
Leningrad und die Blockade der Stadt durch die deutsche Wehrmacht. Leningrad als Operations
ziel beim „Unternehmen Barbarossa", in: Blockade. Leningrad 1941-1944. Dokumente und Es
says von Russen und Deutschen, Hamburg 1992, S. 94-105. 

45 Hitlers Weisungen für die Kriegführung 1939-1945. Dokumente des Oberkommandos der Wehr
macht, hrsg. v. Walther Hubatsch, Frankfurt a. M. 1962, S. 84-88, hier S. 86. 

46 Vgl. dazu etwa DRZW, Bd. 4, S. 489^96, 503-507 (Beitrag Klink); Christian Hartmann, Halder. 
Generalstabschef Hitlers 1938-1942, Paderborn u. a. 1991, S. 278-284. 
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Die Vorstellungen der obersten Führung über die Behandlung Leningrads wiesen 

einige Schwankungen auf. Ihr zerstörerischer Charakter blieb aber zumindest bei 

Hitler konstant47. Schon bald nach Feldzugsbeginn teilte er nicht nur seinen engsten 

Vertrauten48, sondern auch der militärischen Führung seinen „feststehenden Ent

schluß" mit, „Moskau und Leningrad dem Erdboden gleich zu machen, um zu ver

hindern, daß Menschen darin bleiben, die wir dann im Winter ernähren müßten"49. 

Wie dieses Ziel erreicht werden sollte, ob der Zerstörung die Einnahme der Stadt vor

auszugehen habe oder ob sie durch Belagerung, Aushungerung, Luftangriffe und Ar

tilleriebeschuß zu vollziehen sei, war jedoch noch nicht entschieden. Für Hitler war 

die Besetzung Leningrads zunächst eines der Hauptziele der deutschen Kriegführung. 

In den ersten beiden Monaten forderte er mehrmals die Inbesitznahme der Stadt und 

seiner Industrie, nachdrücklich etwa am 21. Juli50 und - wenn auch weniger eindeutig 

- sogar noch am 22. August51. Es ist interessant, daß Hitler die notwendige Verlegung 

von starken Panzerkräften vom Mittelabschnitt nach Norden gegen Generalstabschef 

Halder und das O K H nicht durchsetzen konnte. Für sie war der nördliche Frontab

schnitt nur ein Nebenkriegsschauplatz, in den nicht zu viel Kraft zu Lasten des ent

scheidenden Schlags in der Mitte investiert werden sollte. Nachdem der Angriff der 

Panzergruppe 4, die am 10. Juli bereits die Linie Pleskau (Pskov) - Opocka erreicht 

47 Zur Diskussion über das Vorgehen gegen Leningrad vgl. Leon Goure, The Siege of Leningrad, 
Stanford/Cal. 1962, S. 13-19, 82-89; DRZW, Bd. 4, S. 462-469, 540-559, besonders S. 551-554 
(Beitrag Klink), S. 1012f. (Beitrag Müller); Ueberschär, Angriff, besonders S. 99-102; Klaus Jo
chen Arnold, Die Eroberung und Behandlung der Stadt Kiew durch die Wehrmacht im Septem
ber 1941: Zur Radikalisierung der Besatzungspolitik, in: Militärgeschichtliche Mitteilungen 58 
(1999), S. 23-63, hier S. 25-27. Vereinfachend: Jörg Ganzenmüller, " . . .die Stadt dem Erdboden 
gleichmachen". Zielsetzung und Motive der deutschen Blockade Leningrads, in: St. Petersburg -
Leningrad - St. Petersburg, hrsg. v. Stefan Creuzberger u.a., Stuttgart 2000, S. 179-195. Diese Li
teratur berücksichtigt die 18. Armee und deren - z. T. noch in den USA befindlichen - Akten 
höchstens ganz am Rande. So wird z. B. das KTB Ia des AOK 18 von ihr nicht benutzt, was zu 
einer Überbewertung des Hitler-Befehls vom 7. 10. 1941 führt. 

48 Vgl. Ueberschär, Angriff, S. 96, über Äußerungen Hitlers gegenüber Bormann (16. 7. 1941) und 
Goebbels (18. 8. 1941). Vgl. auch ebenda, S. 101 f., die späteren Belege für Hitlers Vernichtungsab
sichten. 

49 Generaloberst Halder, Kriegstagebuch, Bd. 3: Der Rußlandfeldzug bis zum Marsch auf Stalingrad 
(22. 6. 1941-24. 9. 1942), bearb. v. Hans-Adolf Jacobsen, Stuttgart 1964, S. 53 (8. 7. 1941). Halder 
zitiert Hitler mit dem Satz: „Volkskatastrophe, die nicht nur den Bolschewismus, sondern auch 
das Moskowitertum der Zentren beraubt." Vgl. auch Kriegstagebuch des Oberkommandos der 
Wehrmacht (Wehrmachtsführungsstab), Bd. 1: 1. August 1940 - 31. Dezember 1941, zusammen
gestellt u. erläutert v. Hans-Adolf Jacobsen, Frankfurt a. M. 1965 (künftig: KTB/OKW), S. 1021 
(Sonderakte, 8. 7. 1941). 

50 Vgl. die Aufzeichnung über einen Besuch Hitlers bei der Heeresgruppe Nord am 21. 7. 1941, in: 
KTB/OKW, Bd. 1, S. 1029f. Gegenüber der Bedeutung Leningrads war Moskau für Hitler „nur 
ein geographischer Begriff". 

51 Operative Gedanken und Weisungen Hitlers, 21. 8. 1941, in: Ebenda, S. 1061 f. Die Denkschrift 
forderte, daß „die Inbesitznahme des Industriegebietes von Leningrad und die Eroberung des 
ukrainischen Industrie- und Rohstoffgebietes der Wegnahme des Gebietes um Moskau voranzu
gehen habe". 
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und damit zwei Drittel ihres Weges nach Leningrad zurückgelegt hatte, Mitte Juli im 
sumpfigen Waldgelände des altrussischen Gebiets östlich des Peipussees stecken ge
blieben und die handstreichartige Besetzung der Stadt verpaßt war, bevorzugte der 
Generalstab eine Abschließung Leningrads statt einer kräfteraubenden Schlacht um 
ihren Besitz52. Die Widersprüche der Ansichten Hitlers und Halders wurden zu
nächst nicht gelöst. Auch hier ließ man die Dinge lange treiben, zumal sich die Auf
merksamkeit bald stärker den Operationen im Süden (Kiev) zuwandte. Ende August 
war die Frage des Angriffs auf Leningrad „immer noch offen"53. 

Jetzt mußte die Diskussion über die Behandlung Leningrads von ihrem bisherigen 
Schwebezustand in eine Phase klarer Entscheidungen übergehen. Am 10. August 
hatte die Heeresgruppe Nord ihre Offensive mit begrenzten Mitteln wiederaufge
nommen und noch einmal einen erstaunlichen Erfolg erzielt. Die 18. Armee eroberte 
mit Estland die linke Flanke, die Panzergruppe 4 schob sich im Zentrum an Lenin
grad heran, und auf dem rechten Flügel unterbrach die 16. Armee am 20. August 
die Bahnverbindung nach Moskau in Cudovo. Zehn Tage später erreichten die Pan
zerverbände die Neva und eroberten am 8. September Schlüsselburg (Slissel'burg) 
am Ladogasee. Damit war Leningrad auf dem Landweg abgeschnitten und weiträu
mig eingeschlossen. Drei deutsche Großverbände bewegten sich immer weiter auf 
Leningrad zu, von Westen die 18. Armee aus Estland und von Süden bzw. Südosten 
die Panzergruppe 4 und die 16. Armee. Unterstützung erhielten sie von den nördlich 
der Stadt vorrückenden Finnen. Auch wenn sich dieser Vormarsch wegen des immer 
heftigeren Widerstands und notwendiger Frontbereinigungen (baltische Inseln) ver
langsamte, erschien die Eroberung Leningrads Anfang September 1941 nur noch als 
eine Frage der Zeit. 

In diesem Augenblick fiel eine Entscheidung von weitreichender Bedeutung für 
den Feldzugsverlauf. Hitler stellte sein Interesse an Leningrad unvermittelt zurück 
und machte sich die Auffassung des O K H über den „Nebenkriegsschauplatz" im 
Norden zu eigen54. Am 6. September gab er dem Drängen des Generalstabs nach 
und befahl die Vorbereitung des Angriffs gegen Moskau, für den alle entbehrlichen 
Kräfte von den Flügeln abgezogen werden sollten55. Für die Heeresgruppe Nord be
deutete dies, daß sie Leningrad möglichst eng einschließen und bis zum 15. Septem
ber die meisten ihrer schnellen Verbände und das VIII. Fliegerkorps an die Heeres-

Vgl. Halder, Kriegstagebuch, Bd. 3, S. 80 (15. 7. 1941), über ein Gespräch mit dem Generalstabs
chef der Heeresgruppe Nord, General Brennecke: „Die H.Gr. hat nicht den Auftrag, Leningrad 
wegzunehmen, sondern zunächst nur es abzuschließen." Generalfeldmarschall Ritter von Leeb, 
Tagebuchaufzeichnungen und Lagebeurteilungen aus zwei Weltkriegen. Aus dem Nachlaß hrsg. 
u. mit einem Lebensabriß versehen v. Georg Meyer, Stuttgart 1976, S. 308 (26. 7. 1941), über eine 
Mitteilung Brenneckes nach einer Besprechung im OKH: „Leningrad soll nicht genommen, son
dern nur abgeschlossen werden." Noch am 7. 7. 1941 hatte Brauchitsch von Leeb gefordert (eben
da, S. 287): „H.Gr. Nord soll Petersburg wegnehmen." 
Halder, Kriegstagebuch, Bd. 3, S. 209 (31. 8. 1941). 
Ebenda, S. 215 (5. 9. 1941). 
Hubatsch (Hrsg.), Hitlers Weisungen, S. 150-153 (Weisung Nr. 35). 
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gruppe Mitte abgeben mußte. Dieser Aderlaß machte eine Fortsetzung der Offensive 
über dieses Datum hinaus nahezu unmöglich und widersprach damit Hitlers frühe
rem Wunsch einer Eroberung Leningrads. Auch eine Realisierung seiner Zerstö
rungspläne war in weite Ferne gerückt. Nach der Verlegung des Schwerpunkts war 
die militärische Führung weniger denn je bereit, den hohen materiellen und personel
len Aufwand einer Zerstörung Leningrads durch Luftwaffe und Artillerie oder einer 
Besetzung zu betreiben. 

An dieser Front sollte nun mit möglichst geringen Mitteln möglichst großer Scha
den angerichtet werden. Für die geschwächte Heeresgruppe Nord zeichnete sich jetzt 
mehr und mehr der Auftrag ab: Einschließung und Belagerung mit wenigen Kräf
ten56, also Aushungerung der Stadt. Halder setzte auf den „Hunger als Bundesgenos
se^ ]" 5 7 , und auch der Oberbefehlshaber der Heeresgruppe begann allmählich seine 
Hoffnung darauf zu verlegen, daß Leningrad „letzten Endes durch Aushungerung 
zur Übergabe gezwungen wird"58. Doch während dies für Leeb wohl vor allem das 
herkömmliche Mittel zum Zweck der Inbesitznahme einer belagerten Stadt war, ver
band sich im OKW und O K H der Belagerungsplan mit Überlegungen, auch nach 
dem Fall Leningrads die Stadtbevölkerung verhungern zu lassen. Keitel hatte schon 
Ende August - sicher in Absprache mit Hitler - die Auffassung vertreten, „daß man 
die Bevölkerung dieser Stadt nicht ernähren könne und deshalb vertreiben müsse"59. 
Der für diese Frage zuständige Generalquartiermeister Wagner äußerte am 9. Sep
tember ähnliche Gedanken60. Damit knüpfte man an die bereits vor dem Feldzug aus
gearbeiteten Richtlinien für die Wirtschaftspolitik in den besetzten Ostgebieten an, 
die ein Verhungern weiter Teile der Zivilbevölkerung einkalkulierten und für das 
„sehr schwierig zu verpflegende Leningrad" besondere Maßnahmen ankündigten61. 

56 Die Entscheidung Hitlers, die Panzergruppe 4 abzuziehen und den Angriff auf Leningrad anzu
halten, wurde der Heeresgruppe Nord am 6. 9. 1941 telefonisch von Halder mitgeteilt. Vgl. Hee
resgruppe Nord, KTB Ia, 6. 9. 1941, in: BA-MA, RH 19 III/167. Vgl. ebenda: „Der derzeitige äu
ßere Ring von Leningrad sei mit einem Mindestmaß an inffanteristischen] Kräften abzuschlie
ßen." 

57 Halder, Kriegstagebuch, Bd. 3, S. 239 (18. 9. 1941). 
58 Leeb, Tagebuchaufzeichnungen, S. 347 (2. 9. 1941). 
59 Halder, Kriegstagebuch, Bd. 3, S. 209 (31. 8. 1941). 
60 Vgl. Wagners Brief an seine Frau, 9. 9. 1941, in: BA-MA, N 510/48, zit. nach: Hartmann, Halder, 

S. 286: „Zunächst muß man sie in Petersburg schmoren lassen, was sollen wir mit einer 3 V2 Mill. 
Stadt, die sich nur auf unser Verpflegungsportemonnaie legt. Sentimentalitäten gibt's dabei nicht." 
Vgl. auch die Mitteilung des OKH an den Vertreter des Auswärtigen Amts am 6. 9. 1941, daß 
man auch nach dem Fall der Stadt zur Lösung des Ernährungsproblems nichts beitragen könne, 
in: Ebenda. 

61 Der Reichsmarschall des Großdeutschen Reiches/Wirtschafts-Führungsstab Ost, Richtlinien für 
die Führung der Wirtschaft in den neubesetzten Ostgebieten (Grüne Mappe), Teil I: Aufgaben 
und Organisation der Wirtschaft, Berlin Juni 1941, in: Fall Barbarossa, S. 363-399, hier S. 387. 
Vgl. auch Wirtschaftsstab Ost/Gruppe La, Wirtschaftspolitische Richtlinien für Wirtschaftsorga
nisation Ost, Gruppe Landesverteidigung, 23. 5. 1941, in: Der Prozess gegen die Hauptkriegsver
brecher vor dem Internationalen Militärgerichtshof (künftig: IMT), Bd. 36, Berlin 1949, S. 135-
157. Auf dieses Hungerkalkül wird später noch näher einzugehen sein. 
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Es war kein Zufall, wenn Göring ausgerechnet jetzt bestätigte, daß die Eroberung 
und Besetzung von Großstädten wirtschaftlich unerwünscht sei62. Bei der Planung ei
ner Hungerblockade gegen Leningrad gingen militärische, wirtschaftliche und ideo
logische Motive eine neue Verbindung ein. 

Von diesen erschreckend weitgehenden Plänen wußte die 18. Armee im September 
1941 zunächst nichts. Ob die Stadt erobert oder belagert, besetzt oder ausgehungert, 
bewahrt oder zerstört werden sollte, war für sie und auch für die Heeresgruppe Nord 
eine prinzipiell noch offene Frage. Allerdings drohten durch die Truppenverlegungen 
zur Heeresgruppe Mitte die Kräfte für eine erfolgreiche Weiterführung des Angriffs 
und die Besetzung der Stadt auszugehen. Enttäuschung machte sich breit. Leeb be
klagte den „Krieg des armen Mannes", den er zu führen gezwungen sei63, und Küchler 
wies nachdrücklich auf „das bittere Gefühl" hin, „das ein Führer haben muss, der sei
ner Truppe, die das Letzte hergegeben hat und nun das lang erstrebte Ziel vor Augen 
sieht, sagen muss - jetzt dürft ihr nicht weiter"64. Es besteht kein Zweifel, daß die 
höchsten Truppenführer an der Leningrader Front die vor ihnen liegende Stadt er
obern wollten und nun fürchteten, um die Früchte des Sieges betrogen zu werden. Es 
blieb aber nichts anderes übrig, als die wenigen Tage bis zur Ablösung der Panzertrup
pen für letzte Vorstöße zu nutzen und die Übernahme der Leningrader Front durch 
die 18. Armee vorzubereiten. Immerhin gelang es noch, die Front vorzuschieben und 
die Stadt von der Kronstädter Bucht bis zum Ladogasee abzuschließen. Doch am 17. 
September übergab die Panzergruppe 4 ihre Infanterieverbände vor Leningrad 
(XXVIII. und L. Armeekorps) an die 18. Armee, und bis zum 20. September waren 
alle ihre schnellen Truppen verlegt. Bereits am 15. September hatte das A O K 18 von 
der Heeresgruppe den Befehl erhalten, alle mit der Besetzung der Stadt zusammenhän
genden Fragen verantwortlich zu bearbeiten65. Damit begann für die 18. Armee nach 
den Monaten des Vormarschs die lange Zeit als Belagerungsarmee vor Leningrad. 

Trotz der entscheidenden Schwächung durch den Aderlaß an Menschen und Mate
rial hoffte die Truppenführung vor Leningrad zunächst weiter auf einen erfolgrei
chen Abschluß der Operationen und spekulierte auf eine Kapitulation der bedräng
ten Stadt. In den wenigen Tagen vom 11. bis 22. September entwickelte sich zwischen 
den deutschen Kommandobehörden ein intensiver Gedankenaustausch über die Be
handlung Leningrads, der sehr bezeichnend war für das Verhältnis von Kriegfüh
rung, Ideologie und Verbrechen. Noch bevor die 18. Armee Mitte September die Ver
antwortung über die Leningrader Front übernahm, begann das Armeeoberkomman
do mit den Vorbereitungen der Besetzung66 und meldete bei der Heeresgruppe seinen 

Vgl. DRZW, Bd. 4, S. 1013 (Beitrag Müller), nach einem Bericht des Staatssekretärs im Reichser
nährungsministerium Backe vom 16. 9. 1941. 
Leeb, Tagebuchaufzeichnungen, S. 352 (8. 9. 1941). 
Heeresgruppe Nord, KTB Ia, 12. 9. 1941, in: BA-MA, RH 19 III/167. 
AOK 18, KTB Ia, 15. 9. 1941, 21.30 Uhr, in: National Archives, Washington D. C. (künftig: NA), 
T 312/782. 
AOK 18, KTB O.Qu., 11. 9. 1941,11.00 Uhr, in: BA-MA, RH 20-18/1203: „Besprechung O.Qu., 
Qu. 2, Ic über wirtschaftliche Erfassung und Sicherung in Leningrad." 
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Anspruch an, daß es „darüber im Bilde sein muß, was mit der Stadt beabsichtigt 
sei"67. Das A O K 18 sah sich unvermittelt mit Problemen konfrontiert, über die bis
her keine klaren Entscheidungen vorlagen. Das einzige, was es bisher in den Händen 
hielt, waren unverbindliche „Gedanken" und „Anhaltspunkte" der Heeresgruppe, 
die für den Fall der Kapitulation vorschlug, alle wehrfähigen Männer von 18 bis 55 
Jahren in die Gefangenschaft abzuführen68. Die Einwände gegen diese Maßnahme, 
die in Leningrad die „Fortführung der Betriebe" und die Verwaltung zu gefährden 
drohte, und der Wunsch, möglichst bald durch einen Zivilgouverneur sowie durch 
SS und Polizei entlastet zu werden, zeigen, wie fest die Armee immer noch mit einer 
Besetzung der Stadt rechnete. Das änderte sich offenbar auch nicht, als bereits am 
12. September die überraschende Information eintraf, es sei ein Befehl zu erwarten, 
„daß die Armee nicht nach Leningrad hineingehen soll"69. Diese Nachricht war nicht 
verbindlich genug, um die Vorbereitungen des Armeeoberkommandos stoppen zu 
können. 

Die Planungen für Leningrad liefen unvermindert weiter und konzentrierten sich 
auf die zunächst wichtigsten Komplexe Verwaltung, Sicherung und Versorgung. Die 
Verwaltung bereitete man in enger Abstimmung mit dem Befehlshaber des rückwär
tigen Heeresgebiets vor, der die Feld- und Ortskommandanturen für die Stadt be
nannte und einen früheren Mitarbeiter der OKH-Abteilung „Fremde Heere Ost", 
Oberst Lieser, als Fachmann zur Verfügung stellte70. Für die Besetzung der Stadt 
wurden bereits das L. Armeekorps und die SS-Polizei-Division bestimmt, denen 
weitere Polizei- und SD-Einheiten folgen sollten; als Stadtkommandant war der 
Kommandierende General des L. Armeekorps, General Lindemann, vorgesehen71. 
Generalstabschef Hasse beabsichtigte, „zunächst mit möglichst starken Kräften auf 
möglichst vielen Straßen in die Stadt einzurücken, die Truppe sofort zur Unterstüt
zung der Pol[izei-] Kräfte zu systematischen Säuberungsaktionen einzusetzen und 
erst dann nach und nach Kräfte wieder herauszuziehen"72. Am 15. September lag 
ein Merkblatt zur „Behandlung der Petersburger Bevölkerung" vor, das die Festset
zung aller Rotarmisten, Polizisten, Kommunisten, Kommissare, Juden und „verdäch-

67 AOK 18, KTB Ia, 11. 9. 1941, 18.10 Uhr (Ferngespräch Ia/Ia der Heeresgruppe), in: NA, T 312/ 
782. 

68 Ebenda, und AOK 18, KTB O.Qu., 11.9. 1941, 11.00 Uhr, in: BA-MA, RH 20-18/1203. Vgl. 
auch Leeb, Tagebuchaufzeichnungen, S. 349 (5. 9. 1941): „Bezüglich der Behandlung der Stadt Le
ningrad ist vorgesehen, daß Leningrad nicht weggenommen, sondern nur eingeschlossen werden 
soll. Ich habe die Ansicht geäußert, daß, wenn Leningrad sich vielleicht etwa vom Hunger getrie
ben, übergeben sollte, es sich wenigstens nicht erneut wehren kann, d. h. es müssen alle Soldaten 
und Wehrpflichtigen in die Kriegsgefangenschaft abgeführt und alle Waffen abgeliefert werden." 

69 AOK 18, KTB Ia, 12. 9. 1941, 12.20 Uhr, in: NA, T 312/782. 
70 AOK 18, KTB O.Qu., 13. 9. 1941, 9.00 Uhr, und 16. 9. 1941, 15.30 Uhr, in: BA-MA, RH 20-18/ 

1203. 
71 Vgl. den Bericht über die Fahrt Küchlers zum L. A.K. am 17. 9. 1941, in: NA, T 312/799. Vgl. 

auch AOK 18, KTB Ia, 18. 9. 1941, 19.15 Uhr (Ferngespräch Leeb/Küchler), in: NA, T 312/782. 
72 AOK 18, KTB Ia, 13. 9. 1941, 24.00 Uhr, in: NA, T 312/782. Vgl. auch ebenda, 14. 9. 1941, 17.15 

Uhr (Besprechung Ia/Ia der Heeresgruppe). 
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tigen Elemente" in Gefangenen- und Konzentrationslagern behandelte73. Darüber 
hinaus wurde geplant, die gesamte männliche Bevölkerung zu registrieren, „da mit 
feindlichen Terrorakten jederart bestimmt zu rechnen ist"74. 

Das Armeeoberkommando mußte sich aber ebenso Gedanken machen, wie man 
dem „gutwilligen" Teil der Bevölkerung Vertrauen zeigen könnte75. Die Ernährung 
der schlecht versorgten, teilweise schon hungerleidenden Stadt wurde dabei von 
vornherein als ein zentrales, die Befriedung und Sicherung wesentlich beeinflussen
des Problem erkannt. Oberbefehlshaber Küchler und sein Chef Hasse betonten am 
11. September ausdrücklich die „Notwendigkeit der Versorgung der ausgehungerten 
Bevölkerung Leningrads durch A.O.K. mit einfachsten Mitteln"76. Als die Armee je
doch wenige Stunden später bei der Heeresgruppe wegen der Verpflegung Lenin
grads nachfragte, erhielt sie die unverblümte Auskunft, „dies sei gar nicht vorgese
hen. Es liege der H.Gr. daran, nicht die ganze Stadt über den Winter durchfüttern 
zu müssen. Die Entscheidung liegt aber höheren Orts."77 Auch die Heeresgruppe be
gann sich mit dem Gedanken einer Hungerstrategie gegen das belagerte und das be
setzte Leningrad anzufreunden. Damit näherte sie sich den Vorstellungen der ober
sten Führung und entfernte sich zugleich vom traditionellen Verantwortungsbewußt
sein einer Besatzungsmacht. 

Das Armeeoberkommando ließ diese wichtige Frage nicht auf sich beruhen und 
beantragte noch am selben Abend, „falls A.O.K. 18 mit Versorgung der Zivilbevöl
kerung von Leningrad beauftragt wird", die Zuführung des berühmten Hilfszugs 
„Bayern" und zehn weiterer Züge „mit minderwertiger Verpflegung"78. Als sich be
stätigte, daß die Heeresgruppe keine Lebensmittel für Leningrad bereitstellen wollte, 
wurde dieser Antrag dem Generalquartiermeister zur Entscheidung vorgelegt79. Die 
Antwort Wagners, die schließlich am 18. September eintraf, konnte den Kenner der 

Merkblatt vom 15. 9.1941, vermutlich aus der Abt. Ic/AO, mit dem Vermerk „Chef hat Abdruck", 
in: IfZ-Archiv, MA 1564, Nürnberger Dokumente, NOKW-1571. Welche Folgen diese Maßnah
men besonders für die ca. 200 000 Leningrader Juden gehabt hätten, kann man sich ausdenken. 
Bericht über die Fahrt Küchlers zum L. A.K. am 17. 9. 1941, in: NA, T 312/799. Vgl. ebenda: „Je
der Mann erhält alsdann zur leichteren Kontrolle für die Posten ein sichtbares Abzeichen." 
So betonte auch Oberst Lieser gegenüber Oberquartiermeister Bucher: „Die Mehrzahl der Bevöl
kerung wird nach Entfernung der Aktivisten der kommunistischen Partei willig mitarbeiten, 
wenn ihr Vertrauen geschenkt wird." AOK 18, KTB O.Qu., 16. 9. 1941, 15.30 Uhr, in: BA-MA, 
RH 20-18/1203. 
Ebenda, 11.9. 1941, 12.00 Uhr (Vortrag O.Qu, beim Chef und O.B.). Die Berechnungen des 
Oberquartiermeisters - „bei 100 gr. Mehl für Mehlsuppe sind dies 500 to Mehl täglich" - gingen 
allerdings von völlig unzureichenden Mengen aus. 
AOK 18, KTB Ia, 11. 9.1941,18.10 Uhr (Ferngespräch Ia/Ia der Heeresgruppe), in: NA,T 312/782. 
AOK 18, KTB O.Qu., 11. 9. 1941, 23.00 Uhr, in: BA-MA, RH 20-18/1203. Der Hilfszug „Bay
ern", ein Verpflegungszug, hatte die Teilnehmer der Nürnberger Parteitage versorgt. 
Ebenda, 14. 9. 1941, 9.30 Uhr (Vortrag O.Qu, beim Chef). Bereits am 13. 9. 1941 hatte Wagner 
eine Bereitstellung des Hilfszugs „Bayern" kategorisch abgelehnt. Es kämen höchstens Züge 
„mit Gütern aus dem Lande, wie Hirse oder ähnl." in Frage. Mit dieser vagen ersten Antwort 
war wenig anzufangen. Vgl. Befehlsstelle Nord des Generalquartiermeisters, KTB, 13. 9. 1941, 
in: BA-MA, RH 19 III/776, Bl. 110. 
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Stimmungslage in den zuständigen Abteilungen des O K H kaum überraschen80: 
„A.O.K. 18 hat keine Vorbereitung zur Versorgung der Bevölkerung Leningrads zu 
treffen." Der 18. Armee mußte es freilich ein Rätsel bleiben, wie sich der Besatzungs
alltag in einer verhungernden Millionenstadt gestalten sollte. Es zeichnete sich immer 
deutlicher ab, daß die Zentralinstanzen die Besetzung Leningrads gar nicht mehr 
wollten. 

So spielten sich all die beschriebenen Vorbereitungen der 18. Armee in den Tagen 
nach dem 11. September, ohne daß es der Truppenführung vor Or t bewußt war, im 
luftleeren Raum ab. Die schon sehr konkreten Planungen der Armee standen im Wi
derspruch zu den noch vagen Äußerungen der obersten Führung. Dieser unhaltbare 
Zustand veranlaßte den Oberbefehlshaber der Heeresgruppe am 15. September end
lich, von sich aus eine Entscheidung herbeizuführen und das O K H um eine Weisung 
über die Behandlung Leningrads zu bitten81. Leeb selbst bezeichnete dabei nach wie 
vor die Besetzung der Stadt als beste Lösung82. Er hoffte immer noch, trotz der Ab
gabe seiner schlagkräftigsten Verbände „rasch in Richtung Leningrad vordringen zu 
können"83, und war mit Küchler einer Meinung, daß der Angriff auf Leningrad 
nach wie vor die vordringliche Aufgabe sei84. Um so mehr beklagte er, daß Hitler im
mer noch nicht entschieden habe, „wie die Stadt selbst zu behandeln sein wird, ob 
eine etwaige Übergabe anzunehmen ist, ob sie zusammenzuschießen ist, oder ob sie 
auszuhungern ist"85. 

Weder Leeb noch Küchler wollten offenbar erkennen, daß mit der Verlegung der 
Panzertruppen und anderer Divisionen, des VIII. Fliegerkorps und eines Großteils 
der schweren Artillerie gerade in diesen Tagen eine Entscheidung schon gefallen 
war. Außerdem unterschätzten sie die Widerstandskraft Leningrads. Ebenso erstaun
lich ist es, daß weder Hitler und das OKW noch Brauchitsch, Halder und das O K H 
sich beeilten, ihren Truppenführern im Norden reinen Wein einzuschenken. Zögernd 
und eher unverbindlich kamen die ersten Antworten auf die Eingabe Leebs. Am 
18. September teilte Halder der Heeresgruppe telefonisch mit, er und Brauchitsch 
glaubten „an die Bereinigung Leningrads nur durch den Hunger, nicht durch Waffen
gewalt"86. Und am selben Tag verwies Keitel darauf, daß Hitler seine Befehle über 

80 AOK 18, KTB O.Qu., 18. 9. 1941, 9.30 Uhr (Vortrag O.Qu, beim Chef und O.B.), in: BA-MA, 
RH 20-18/1203. Vgl. auch Wagners Äußerung vom 9. 9. 1941, oben Anm. 60. 

81 Vgl. Heeresgruppe Nord, KTB Ia, 15. 9. 1941, in: Ueberschär/Wette, Unternehmen Barbaros
sa, S. 333. 

82 Vgl. ebenda: „Eine mil. Besetzung würde die klarsten Verhältnisse bringen [...] und ist auch aus 
wehrwirtschaftlichen Gründen dringend geboten, und die Masse der 18. Armee würde freiwerden." 

83 Ebenda, 17. 9. 1941. Er spekulierte dabei auf einen baldigen Zusammenbruch der Verteidigung aus 
Hunger und Not: „Leningrad selbst soll mit Flüchtlingen aus Krasnogwardeisk, Krasnoje Selo 
und Kolpino überfüllt sein. Die Brotrationen scheinen schon herabgesetzt zu sein." 

84 Vgl. AOK 18, KTB Ia, 18. 9. 1941, 19.15 Uhr (Ferngespräch Leeb/Küchler), in: NA, T 312/782. 
85 Heeresgruppe Nord, KTB Ia, 17. 9. 1941, in: Ueberschär/Wette, Unternehmen Barbarossa, S. 333. 
86 Heeresgruppe Nord, KTB Ia, 18. 9. 1941,11.25 Uhr, in: BA-MA, RH 19 III/167. Außerdem emp

fahl Halder, „sich in der Einschliessungslinie mit allen Mitteln zur Abwehr von Ausbruchsversu
chen einzurichten (Minen, Sperrungen)". 
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das Schicksal Leningrads „erst im Eintrittsfall" der Übergabe bekannt geben wolle87. 
Die Heeresgruppe und die 18. Armee wurden angewiesen, eine Kapitulation nicht 
selbständig anzunehmen, sondern zunächst an O K H und OKW weiterzuleiten88. 
Immerhin wurde ein Angriff auf die enge Einschließungslinie in Aussicht gestellt89. 

Die gewünschte Entscheidung war damit noch ausgeblieben. Dies war für die 
18. Armee um so unbefriedigender, als sich ihre Infanterie gerade in diesen Tagen 
der Stadt immer weiter näherte und sich nahezu stündlich eine Gelegenheit hätte 
bieten können, in ihr Zentrum vorzustoßen. Besonders Generalstabschef Hasse 
drängte daher auf klare Verhältnisse und wollte den Angriff nach Leningrad hinein
treiben90. Sein Oberbefehlshaber wurde jetzt aber vorsichtiger. Nachdem das Haupt
quartier des Armeeoberkommandos am 20. September vom estnischen Narva nach 
Bol'sevo näher an die Front verlegt worden war, erkannte Küchler, daß seine zehn 
erschöpften Infanteriedivisionen für die Eroberung Leningrads nicht mehr ausreich
ten. Noch am späten Nachmittag dieses Tages mußte er Leeb mitteilen, daß seine 
Truppen sehr geschwächt und vermutlich zu einem erfolgreichen Angriff auf die 
enge Einschließungslinie nicht mehr fähig seien91. Das kam einem Offenbarungseid 
gleich. Kurz zuvor hatte Keitel der Heeresgruppe eröffnet, „dass wir die Stadt nicht 
betreten und dass wir die Stadt nicht ernähren können"92. So zerschlugen sich an 
diesem Tag alle Hoffnungen, Leningrad doch noch in die Hand zu bekommen. 
Zwei Tage später besuchte Leeb die 18. Armee, um mit Küchler die neue Lage zu er
örtern. Dabei legte er nach den Vorgaben der obersten Führung fest93: „Petersburg 
soll nicht angegriffen und nicht besetzt werden. Nur abschließen, durch Art.-Feuer 
und Fliegerangriffe vernichten. Alle Vorbereitungen zum Besetzen und Ausnutzen 
der Stadt können eingestellt werden." Wenige Tage darauf wurde an der gesamten 
Leningrader Front zur Abwehr übergegangen. In den nächsten Monaten und Jahren 
konnten lediglich noch kleinere Verbesserungen des äußeren Einschließungsrings er-

87 Ebenda, 19.10 Uhr, über ein Gespräch Leeb/Keitel um 11.00 Uhr. 
88 Ebenda, auch abgedruckt in: Ueberschär/Wette, Unternehmen Barbarossa, S. 333. 
89 AOK 18, KTB Ia, 18. 9. 1941, 19.15 Uhr (Ferngespräch Leeb/Küchler), in: NA, T 312/782. Vgl. 

ebenda: „Nach Erreichen dieser entscheidet der Führer, ob eine Belagerung und Beschießung 
der Stadt oder ein sofortiger allgemeiner Angriff erfolgen soll." 

90 Ebenda, 19.15 Uhr (Ferngespräch Küchler/Hasse): „[Hasse:] Es muß dann aber auch bald weiter 
in die Stadt angegriffen werden, ein Stehenbleiben in der engen Linie ist nicht möglich, da sie ge
ländemäßig ungünstig ist und man schon zu nahe in den Vorstädten drin sitzt. O.B. erklärt, daß 
man dann wohl die Stadt in Trümmer schießen will. Chef weist darauf hin, daß eine Entscheidung 
darüber jetzt gefallen sein müsse, da die Lage, wenn man erst mal in der engen Linie steht, keine 
Verzögerungen duldet." Vgl. auch Hasses Ferngespräch mit dem Generalstabschef der Heeres
gruppe, Generalmajor Brennecke, in: Ebenda, 20.00 Uhr: „[Hasse] hält es für richtiger, sobald 
wie möglich anzugreifen." 

91 Ebenda, 20.9. 1941, 17.15 Uhr (Ferngespräch Leeb/Küchler). Vgl. auch Heeresgruppe Nord, 
KTB Ia, 20. 9. 1941, in: BA-MA, RH 19 HI/167. 

92 Heeresgruppe Nord, KTB Ia, 20. 9. 1941, 12.00 Uhr (Ferngespräch Keitel/Brennecke), in: Eben
da. 

93 AOK 18, KTB Ia, 22. 9. 1941 (Notiz Küchlers über seine Besprechung mit Leeb), in: NA, T 312/ 
782. 
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reicht werden. So entstand eine starre Front mit Schützengräben, die an den Ersten 
Weltkrieg erinnerte. 

Wie man sich im OKW die Zukunft Leningrads vorstellte, war bereits am 21. Sep
tember schriftlich niedergelegt worden: erst hermetische Abschließung sowie Zer
mürbung durch Hunger, Artillerie und Luftwaffe, dann Entvölkerung durch Vertrei
bung und Gefangennahme der überlebenden Einwohner, schließlich vollständige 
Zerstörung der Stadt und Übergabe an den finnischen Bundesgenossen94. Hier ver
banden sich Ideologie und Kalkül, der Vernichtungswillen Hitlers und die Abnei
gung der militärischen Zentralstellen, die knappen Ressourcen an Menschen, Materi
al und Verpflegung an Leningrad zu verschwenden, zu einem Plan von erschrecken
den Ausmaßen. Und ausgerechnet die 18. Armee, die zuerst durchaus die Rolle einer 
„normalen" Eroberungs- und Besatzungsarmee spielen wollte, sollte nach der defini
tiven Entscheidung vom 22. September 1941 Handlanger und Vollstrecker dieser ver
brecherischen Kriegführung sein. Dieser Plan wurde bekräftigt, als die sowjetischen 
Fernsprengungen im besetzten Kiev Hitler einen willkommenen Anlaß boten, am 
7. Oktober erneut zu entscheiden, „daß eine Kapitulation von Leningrad oder später 
von Moskau nicht anzunehmen ist"95. Kein deutscher Soldat dürfe diese Städte betre
ten und niemand aus ihnen durch die deutschen Linien herausgelassen werden. Es sei 
außerdem nicht zu verantworten, die „Bevölkerung auf Kosten der deutschen Hei
mat zu ernähren". Dieser Befehl, der über die Heeresgruppe und das AOK 18 bis 
an die Truppe weitergegeben wurde96, war lediglich eine Bestätigung der bis zum 
22. September bekannt gegebenen Absichten. Dabei blieb es trotz der Bedenken der 
Heeresgruppe Nord gegen das Verbot einer Kapitulationsannahme97. 

„Vortragsnotiz Leningrad" der Abteilung L. im OKW/WFSt., 21. 9. 1941, in: Ueberschär/Wette, 
Unternehmen Barbarossa, S. 333 f. Daß in dieser Notiz die offizielle Richtlinie des OKW formu
liert wurde, beweist nicht nur die Mitteilung an Leeb, sondern auch ein Brief Keitels an den finni
schen Oberbefehlshaber Mannerheim vom 22. 9. 1941, in dem genau diese Vorgehensweise ange
kündigt wurde. Vgl. DRZW, Bd. 4, S. 843 (Beitrag Ueberschär). Auf das Verhalten der Finnen, 
die Leningrad weiträumig von Norden her abschlössen, kann hier nicht näher eingegangen wer
den. Vgl. ebenda, S. 842-845. 
Schreiben Jodls an Brauchitsch, 7. 10. 1941, in: Ueberschär/Wette, Unternehmen Barbaros
sa, S. 334 f. „Kleinere, nicht gesperrte Lücken, die ein Herausströmen der Bevölkerung nach Inner
rußland ermöglichen", seien aber zu begrüßen. Zu den Ereignissen in Kiev vgl. Arnold, Eroberung. 
Heeresgruppe Nord, KTB Ia, 12. 10. 1941, in: Ueberschär/Wette, Unternehmen Barbaros
sa, S. 335; AOK 18, KTB Ia, 18. 10. 1941,17.45 Uhr, in: NA, T 312/782; Berichte über die Fahrten 
Küchlers zum L. A.K. am 20. und 23. 10. 1941, in: NA, T 312/799. Bei dieser Gelegenheit wurde 
auch das Verbot eigenmächtiger Kapitulationsverhandlungen wiederholt. 
Die Heeresgruppe gab dem OKH zu Bedenken, ob man nicht wenigstens die sowjetischen Trup
pen in die Kriegsgefangenschaft führen sollte, um einen Verzweiflungskampf zu vermeiden. Das 
OKH antwortete, daß die oberste Stelle eine Entscheidung treffen werde, „falls die roten Truppen 
in Leningrad eine Kapitulation anbieten". Vgl. Heeresgruppe Nord, KTB Ia, 12.10. bzw. 17. 10. 
1941, in: Ueberschär/Wette, Unternehmen Barbarossa, S. 335. Diese eher unbestimmte Ankündi
gung bezog sich aber nur auf eine Gefangennahme der Truppen und nicht auf die Behandlung 
der Stadt, so daß von einer „deutlichefn] Einschränkung der erklärten Absicht Hitlers" (so Ar
nold, Eroberung, S. 27) keine Rede sein kann. 
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Die 18. Armee hatte jetzt den Auftrag, Leningrad hermetisch abzuschließen und 
durch Artilleriebeschuß sowie Bombardierung aus der Luft möglichst großen Scha
den anzurichten. Daß letzteres nach dem Abzug fast der gesamten schweren Artille
rie und starker Fliegerkräfte, nach dem Stehenbleiben in der äußeren Einschließungs
linie und bei der wirksamen sowjetischen Flugabwehr unmöglich war, erkannte kei
ner besser als der erfahrene Artillerist Küchler98. Das O K H wollte jeden größeren 
Materialeinsatz an dieser Front vermeiden. Daran konnte auch Hitler nichts ändern, 
der an dem Plan der Zerstörung durch Artillerie und Luftwaffe festhielt". So blieb 
der 18. Armee als militärische Aufgabe die dauernde Abschließung der Stadt. Dies 
bedeutete vor allem die Abwehr der fortan beinahe täglichen Angriffe der Roten Ar
mee, daneben aber auch - und das mußte jedem Soldaten besonders unangenehm sein 
- die Abriegelung der deutschen Linien gegen Ausbruchsversuche hungernder Zivili
sten. In diesem Punkt verfolgte das Armeeoberkommando von vornherein und be
reits vor den Entscheidungen der obersten Führung einen harten Kurs. Als der Ic-
Offizier am 13. September meldete, „dass Flüchtlinge aus Leningrad auf die vordere 
Linie zuströmen"100, wurde sofort befohlen, dies „unter allen Umständen, notfalls 
mit Waffengewalt, zu verhindern"101. Generaloberst Küchler klärte das ihm neu un
terstellte Generalkommando des L. Armeekorps einige Tage später sogar persönlich 
darüber auf, daß die Truppe „ein Abfließen von Flüchtlingen verhindern und rück
sichtslos von der Waffe Gebrauch machen" müsse102. Dieser Befehl, auf Frauen und 
Kinder zu schießen, kam den Anweisungen einer dauernden hermetischen Einschlie
ßung zuvor. Auch wenn das Armeeoberkommando zu diesem Zeitpunkt noch auf 
eine Besetzung Leningrads spekulierte und daher in seinem Schießbefehl vermutlich 
nur eine vorübergehende Zwangsmaßnahme sah, so ist diese „rücksichtslose" Hal
tung doch bemerkenswert. 

In den nächsten Monaten kam es offenbar an keiner Stelle zu den befürchteten 
Ausbruchsversuchen größerer Zivilistengruppen aus dem hungernden Leningrad103. 
Dennoch blieben die Anordnung von Gewaltmaßnahmen gegen wehrlose Zivilisten 
und überhaupt die weitere Entwicklung der Belagerung eine ständige Belastung für 
die Truppe. Als der Ia der Heeresgruppe Nord am 24. Oktober die vor Leningrad 

Vgl. etwa Küchlers Lagebeurteilung vom 6. 10. 1941, in: NA, T 312/782. 
Vgl. Heeresgruppe Nord (Ia, Nr. 7146/41) an AOK 18 , 30. 9. 1941, in: BA-MA, RH 20-18/119. 
AOK 18, KTB O.Qu., 13. 9. 1941, 9.30 Uhr, in: BA-MA, RH 20-18/1203. 
AOK 18 (Ia, Nr. 2737/41 geh.) an XXVI. und XXXVIII. A.K., 13. 9. 1941, in: BA-MA, RH 20-
18/113. 
Bericht über die Fahrt Küchlers zum L. A.K. am 17. 9. 1941, in: NA, T 312/799. Vgl. ebenda: 
„Während der Einschließung von Petersburg besteht die Möglichkeit, daß die Zivilbevölkerung, 
in erster Linie Frauen und Kinder, herausgeschickt werden bzw. flüchten, um dem Hunger und 
Elend zu entgehen. Diese Flüchtlinge bedeuten eine große Gefahr für die Truppe. Sie verlängern 
durch ihr Abströmen die Ernährungsbasis von Petersburg und öffnen dem Agentenwesen Tor 
und Tür." 
Jedoch wurden wiederholt einzelne Zivilisten, die sich den deutschen Linien näherten, erschossen. 
Vgl. etwa IfZ-Archiv, MA 1564, NOKW-2362 (15.11. 1941, L. A.K., „einige Zivilisten"), und 
NOKW-2290 (24. 11. 1941, 269 I.D., „2 Zivilisten"). 
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liegenden Divisionen besuchte, stieß er überall auf die Frage, „wie man sich zu ver
halten hat, wenn die Stadt Leningrad ihre Übergabe anbietet und wie man sich ge
genüber der aus der Stadt herausströmenden hungernden Bevölkerung verhalten 
soll. Es entstand der Eindruck, daß die Truppe vor diesem Augenblick große Sor
gen hat."104 Der Kommandeur der 58. Infanteriedivision machte kein Hehl daraus, 
daß seine Leute und er vor der Aussicht, „immer wieder auf Frauen und Kinder 
und wehrlose alte Männer zu schießen", mehr Angst hätten als vor der angespann
ten militärischen Lage in ihrem Bereich. Am folgenden Tag äußerte auch General
stabschef Hasse seine Befürchtungen, das geplante Verhalten gegen die Leningrader 
Bevölkerung könne „schlechte Auswirkung auf die Stimmung der Truppe" ha
ben105. 

Bei Generalfeldmarschall von Leeb verstärkten sich jetzt die moralischen Skrupel, 
selbst nach der Kapitulation der sowjetischen Truppen die Stadt weiter abzuschließen 
und verhungern zu lassen. Auf seine Eingabe beim O K H und offenbar auch bei Hit
ler106 kam jedoch lediglich der Vorschlag Brauchitschs, vor den eigenen Linien Mi
nenfelder anzulegen, „um der Truppe den unmittelbaren Kampf gegen die Zivilbe
völkerung zu ersparen"107. Leeb war dagegen der Ansicht, man solle nach dem Fall 
Leningrads die Einschließung aufheben oder zumindest die Bevölkerung in das so
wjetische Gebiet abschieben108. Doch als er Küchler vorschlug, bei einer Kapitulation 
und Gefangennahme der Rotarmisten den Ring für die Zivilbevölkerung zu öffnen, 
meldete dieser Bedenken an, „da eine Trennung zwischen Militär und Zivilbevölke
rung schwer durchführbar ist, sich die Bevölkerung, vielleicht mit Waffen, über das 
Land ergießt und dann schwer zu kontrollieren ist; es kann zu Verzweiflungstaten 
kommen"109. Der Oberbefehlshaber der 18. Armee verfolgte in dieser Frage eine har
te Linie, nachdem er sich damit abgefunden hatte, daß Leningrad weder besetzt noch 
ernährt werden sollte. Leeb blieb angesichts der starren Haltung sowohl der obersten 

104 Heeresgruppe Nord, KTB Ia, 24. 10. 1941, in: Ueberschär/Wette, Unternehmen Barbarossa, 
S. 335. 

105 AOK 18, KTB Ia, 25. 10. 1941 (Besprechung mit dem Ia der Heeresgruppe), in: NA, T 312/782. 
106 Ebenda: „Obstlt. Herrmann erklärt, daß diese Fragen schon durch die H.Gr. bis zum Führer vor

gebracht seien." 
107 Heeresgruppe Nord, KTB Ia, 27. 10. 1941, in: Ueberschär/Wette, Unternehmen Barbarossa, 

S. 336. Vgl. ebenda: „Die Frage Leningrad und besonders der dortigen Zivilbevölkerung beschäf
tigt O.B. [Leeb] in starkem Maße." Leebs Aussagen im Nürnberger OKW-Prozeß geben einen 
Nachklang seiner Bedenken und Gewissensbisse, was gewiß nicht nur gespielt war. Vgl. Leeb, Ta
gebuchaufzeichnungen, S. 358 f., Anm. 420; Jörg Friedrich, Das Gesetz des Krieges. Das deutsche 
Heer in Rußland 1941-1945. Der Prozeß gegen das Oberkommando der Wehrmacht, München 
1993, S. 384-395. 

108 Heeresgruppe Nord, KTB Ia, 27. 10. 1941, in: Ueberschär/Wette, Unternehmen Barbaros
sa, S. 336. „Auch dann wird ein großer Teil der Bevölkerung zu Grunde gehen, aber doch wenig
stens nicht unmittelbar vor unseren Augen." 

109 AOK 18, KTB Ia, 27. 10. 1941, 18.30 Uhr (Ferngespräch Leeb/Küchler), in: NA, T 312/782. Vgl. 
auch die Denkschrift des AOK 18, 4.11. 1941, in: Okkupation, Raub, Vernichtung. Dokumente 
zur Besatzungspolitik der faschistischen Wehrmacht auf sowjetischem Territorium 1941 bis 
1944, hrsg. v. Norbert Müller, Berlin [Ost] 1980, S. 75-77. 
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Führung als auch Küchlers zunächst nichts anderes übrig, als den Ausbau der Minen
felder anzuordnen. 

Die befürchteten Horrorszenarien einer unmittelbaren Konfrontation mit drei 
Millionen dem Hungertod preisgegebenen Menschen verwirklichten sich nicht. Die 
belagerte Stadt zeigte eine größere Widerstandskraft und innere Geschlossenheit als 
erwartet. Weder der Bombardements- noch der Aushungerungsplan konnten wirk
sam umgesetzt werden, solange auf deutscher Seite das Kriegsmaterial fehlte und 
die Verbindung über den Ladogasee offen blieb. So kam es zu einem Belagerungsall
tag, in dem die Frage der Behandlung Leningrads kaum noch erörtert wurde, weil 
man zunächst nicht mehr mit dem Fall der Stadt rechnete. Die Aufgabe der 18. Ar
mee blieb darauf beschränkt, den Ring zu halten und „unter allen Umständen gegen 
jeden Verkehr fest zu schließen"110. Daß Leningrad aber weiter ein schreckliches 
Schicksal zugedacht war, wurde dem Armeeoberkommando immer wieder bestätigt, 
etwa von Generalquartiermeister Wagner, der am 13. November 1941 auf der großen 
Generalstabsbesprechung in Orsa betonte111: „Es kann keinen Zweifel unterliegen, 
daß insbesondere Leningrad verhungern muß, denn es ist nicht möglich, diese Stadt 
zu ernähren. Aufgabe der Führung kann es nur sein, die Truppe hiervon und von 
den damit verbundenen Erscheinungen fern zu halten." 

Die Diskussion um die Behandlung der Stadt Leningrad und die aus ihr hervorge
henden Entscheidungen sind geradezu ein Lehrstück der Mechanismen der deut
schen Befehlsgebung und Kriegführung im Osten. Hitler wollte sein ideologisches 
Haßobjekt Leningrad erst erobern, dann dem Erdboden gleichmachen und fand für 
seinen Vernichtungswillen im O K W (Keitel) willige Helfer. Die Heeresführung um 
Brauchitsch und Halder war ganz auf den Angriff auf Moskau fixiert und keineswegs 
bereit, für die Eroberung und Zerstörung Leningrads den erforderlichen personellen 
und materiellen Einsatz zu zahlen. Die Wirtschaftsdienststellen und der für die Hee
resversorgung zuständige Generalquartiermeister Wagner im O K H sahen in der Ver
pflegung einer Millionenstadt eine zu große Hypothek für die angespannte deutsche 

110 Besprechung Hasses mit den Korps-Chefs, 1. 12. 1941, in: BA-MA, RH 20-18/139. Vgl. ebenda: 
„Der Chef der Armee glaubt vorläufig nicht an einen Zusammenbruch." 

111 Aufzeichnung Hasses „Merkpunkte aus der Chefbesprechung in Orscha am 13. 11. 1941", gese
hen von Küchler (17. 11. 1941) und Oberquartiermeister Bucher (18. 11. 1941), in: IfZ-Archiv, 
MA 1564, NOKW-1535. Vgl. auch die Äußerung Buchers gegenüber dem Ib der 212. I.D.; 
AOK 18, KTB O.Qu., 14. 11. 1941, 10.30 Uhr, in: BA-MA, RH 20-18/1204: „Abwehr der 
Flüchtlinge aus Oranienbaum und Petersburg durch Feuer notwendig (auf weite Entfernung), da 
Ernährung nicht in Frage kommt. In Frage steht nur wo, nicht ob Zivilisten verhungern." Gene
ralquartiermeister Wagner erwies sich in dieser Frage auch weiterhin als der Hardliner im OKH. 
So kann es nicht verwundern, daß ausgerechnet in seiner Dienststelle im Dezember 1941 der Vor
schlag ausgearbeitet wurde, Leningrad durch einen flächendeckenden Giftgasangriff zu vernich
ten. Vgl. Günther W. Gellermann, Der Krieg, der nicht stattfand. Möglichkeiten, Überlegungen 
und Entscheidungen der deutschen Obersten Führung zur Verwendung chemischer Kampfstoffe 
im Zweiten Weltkrieg, Koblenz 1986, S. 146-149. Zu späteren Plänen, die Stadt doch noch zu er
obern und zu zerstören, vgl. Andreas Hillgruber, „Nordlicht" - Die deutschen Pläne zur Erobe
rung Leningrads im Jahre 1942, in: Festschrift Percy Ernst Schramm, Wiesbaden 1964, S. 269-287. 
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Ernährungslage und Logistik und zogen daher den Hungertod der Bevölkerung in 
ihr Kalkül. 

Zwischen diesen unterschiedlichen, teils ideologisch112, teils militärisch, teils wirt
schaftlich motivierten Erwägungen wurde ein Kompromiß gefunden, indem im Sep
tember 1941 beschlossen wurde, Leningrad mit so wenig Kräften wie möglich zu zer-
nieren und verhungern zu lassen, ohne in die Stadt hineinzugehen. Diese Aufgabe 
wurde der 18. Armee zugedacht. Die beiden höchsten Kommandobehörden vor 
Ort, die Oberkommandos der Heeresgruppe Nord und der 18. Armee, wollten dage
gen die vor ihnen liegende Stadt besetzen lassen, mit allen Konsequenzen einer gere
gelten Besatzung. Die zentralen Instanzen ließen sie über ihre wirklichen Absichten 
lange im Unklaren, stellten sie aber mit der Schwächung ihrer Verbände vor vollen
dete Tatsachen. Schließlich fielen sie ihnen endgültig in den Arm und verdarben ih
nen den Triumph eines spektakulären militärischen Erfolgs. Statt dessen sahen sich 
Heeresgruppe und Armee unmittelbar mit verbrecherischen Kriegszielen konfron
tiert und in die Rolle des Vollstreckers einer verbrecherischen Kriegführung ge
drängt. Selbst das traditionelle Vorrecht des Heerführers, über die Kapitulation zu 
verhandeln und zu entscheiden, wurde ihnen aus der Hand genommen und dem 
„Führer" reserviert. Es ist bezeichnend, auf wie wenig Widerstand all diese Zumu
tungen stießen. 

Die Oberbefehlshaber Leeb und Küchler konnten über diese Entwicklung ent
täuscht sein, nicht aber wirklich überrascht. Beide Generäle hatten am 30. März 
1941 an der berühmt-berüchtigten Versammlung in der Reichskanzlei teilgenommen, 
in der Hitler den für das „Unternehmen Barbarossa" vorgesehenen höchsten Befehls
habern den wahren Charakter dieses „Vernichtungskampfes" offenbarte113. Hatte er 
nicht ausdrücklich von ihnen das Opfer verlangt, die Bedenken gegen eine den her
kömmlichen Rahmen sprengende Kriegführung zu überwinden? Und hatte nicht ge
rade Küchler einen Monat darauf seinen Divisionskommandeuren die Gedanken 
Hitlers in einem ausführlichen Vortrag nahezu ohne Einschränkungen vermittelt 
und die Vernichtung nicht nur des Bolschewismus, sondern des europäischen Ruß
land propagiert114? Schon damals akzeptierte selbst ein traditionsbewußter und na
tionalkonservativ gesinnter General wie Georg von Küchler die Spielregeln Hitlers, 
die er dann in der Kriegswirklichkeit der Leningrader Front hinnahm. 

Niemand kann mit Sicherheit sagen, wie sich die deutsche Seite nach einem Über
gabeangebot Leningrads verhalten hätte. Wäre es tatsächlich zu einer Verwirklichung 

Dabei muß allerdings berücksichtigt werden, daß die ideologischen Raster die Richtung des prag
matischen Denkens und Handelns bestimmten. Eine deutsche Kriegführung und Besatzungspoli
tik wie in der Sowjetunion wäre in Frankreich oder Norwegen kaum vorstellbar gewesen. 
Halder, Kriegstagebuch, Bd. 2: Von der geplanten Landung in England bis zum Beginn des Ost
feldzuges (1. 7. 1940-21. 6. 1941), bearb. v. Hans-Adolf Jacobsen, Stuttgart 1963, S. 335-337. 
Eigenhändige Notizen Küchlers für eine Kommandeursbesprechung am 25. 4. 1941, in: BA-MA, 
RH 20-18/71; die wesentlichen Auszüge in: Hans-Heinrich Wilhelm, Rassenpolitik und Krieg
führung. Sicherheitspolizei und Wehrmacht in Polen und in der Sowjetunion 1939-1942, Passau 
1991, S. 133-139. 



404 Johannes Härter 

der brutalen Hunger- und Zerstörungspläne gekommen? Die Beispiele Warschau und 
Kiev zeigen, daß Hitlers Mord- und Vernichtungsphantasien nicht in jedem Fall um
gesetzt wurden. Die von der 18. Armee vorbereitete Besetzung der Stadt hätte aller
dings kaum zu einem „normalen" Besatzungsalltag geführt. Aller Voraussicht nach 
wäre das deutsch besetzte, von 200000 Juden und tausenden bolschewistischen 
Funktionären bewohnte Leningrad zu einem Ort des Schreckens geworden, nicht 
vergleichbar mit dem besetzten Paris und schlimmer als das besetzte Warschau. Ver
mutlich war die Belagerung für die Einwohner Leningrads trotz der schrecklich ho
hen Opferzahlen115 das kleinere Übel. Doch solche Überlegungen sind spekulativ, 
da die Stadt bis zuletzt standhielt und alle deutschen Absichten auf dem Papier blie
ben. Statt mit drei Millionen Leningradern mußte sich die 18. Armee nur mit weni
gen hunderttausenden Zivilisten in ihrem Operationsgebiet befassen. Das war ihre 
Besatzungswirklichkeit. 

3. Besatzungspolitik 

Die Lage der 18. Armee war seit Mitte September 1941 nicht beneidenswert. Nach 
dem militärischen Erfolg der Eroberung fast der gesamten Küste zwischen Memel 
und Leningrad lag sichtbar, greifbar und doch nicht erreichbar eine Stadt von drei 
Millionen Einwohnern vor ihr, deren Besetzung der krönende Abschluß des Mar
sches durch die Ostseeländer sein sollte. Doch statt am Winterpalais zu biwakieren, 
saß man in armseligen Dörfern und zerstörten Kleinstädten im wald- und wasserrei
chen, teilweise sumpfigen Vorgelände dieser Stadt, mußte die dünne Belagerungslinie 
in ständigem Kampf mühsam behaupten und hatte zudem die Probleme der Verwal
tung eines rückständigen Gebiets sowie die hier verbliebene Zivilbevölkerung am 
Hals. Dabei hatten sich die überanspruchten Infanterieverbände schon auf eine „Auf
frischung" in der Heimat nach dem Fall der Neva-Metropole gefreut. Und auch das 
Armeeoberkommando konnte sich reizvollere Aufgaben vorstellen, als einen zähen 
Stellungskrieg zu organisieren und dauerhaft mit lästigen Besatzungsaufgaben befaßt 
zu sein. 

Die Gestaltung dieser Aufgaben wurde sowohl durch ideologische als auch durch 
pragmatische Motive bestimmt. Dabei erhielten vor Leningrad die wirtschaftlichen 
Ziele des Ostfeldzugs einen hohen Stellenwert. Bei der Planung der Wirtschaftsorga
nisation für den „Fall Barbarossa" hatten sich die zuständigen zivilen und militäri
schen Zentralbehörden im Frühjahr 1941 grundsätzlich auf eine rücksichtslose Aus
beutungspolitik geeinigt, um erstens die gesamte Wehrmacht aus den eroberten Ost-

115 Nach offiziellen sowjetischen Angaben lebten im September 1941 innerhalb des Blockaderings 
2 887000 Menschen, von denen während der Belagerung 632000 in Folge von Hunger und Kälte 
starben. Vgl. Dimitrij W. Pawlow, Die Blockade von Leningrad 1941, Frauenfeld/Stuttgart 1967. 
Westliche Autoren halten diese Zahlen für zu niedrig und gehen von über 1000 000 Zivilopfer 
aus. Vgl. Goure, Siege; Harrison E. Salisbury, 900 Tage. Die Belagerung von Leningrad, Frankfurt 
a. M. 1970. 
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gebieten ernähren und zweitens dem Reich die zur Versorgung der Truppe nicht ge
brauchten Überschüsse an Ölsaaten, Getreide und Fleisch zuführen zu können116. 
Dadurch sollten die Ernährungsbilanz des Deutschen Reichs entlastet und weitere 
Rationierungen vermieden werden. Als Folge dieser Abschöpfung von Lebensmit
teln für die Truppe und die Heimat nahm man den Hungertod von „zig Millionen" 
Russen von vornherein bewußt in Kauf. Eine im Osten gewonnene wirtschaftliche 
Autarkie galt als unabdingbare Voraussetzung eines erfolgreichen Kampfes gegen 
England und die USA. Dieser maßgeblich vom Reichsernährungsministerium 
(Staatssekretär Backe) und OKW/Wehrwirtschafts- und Rüstungsamt (General Tho
mas) ausgearbeitete Plan eines beispiellosen „kolonialen Ausbeutungskriegs"117 wur
de am 23. Mai 1941 in „Wirtschaftspolitische Richtlinien" des Wirtschaftsstabs Ost 
gefaßt118. Sie teilten die europäische Sowjetunion in zwei landwirtschaftliche Groß
räume, einmal die Überschußgebiete, die „Schwarzerdegebiete" im Süden (Ukraine), 
Südosten und im Kaukasus, dann die Zuschußgebiete, die „Waldzone" von Weißruß
land bis zum Ural einschließlich der Zentren Leningrad und Moskau, aber mit Aus
nahme des Baltikums. Die Überschußgebiete sollten zu Gunsten der Wehrmacht, 
Deutschlands und Europas von den Zuschußgebieten abgeriegelt werden. Daß dies 
„zwangsläufig ein Absterben sowohl der Industrie wie eines großen Teils der Men
schen in den bisherigen Zuschußgebieten" nach sich ziehen mußte, wurde ausdrück
lich einkalkuliert119. 

Dieses Wirtschaftsprogramm, das „die Billigung der höchsten Stellen" erfuhr, da es 
mit dem politischen Ziel der „Zurückdrängung des Großrussentums" korrespondier
te120, wird in der Literatur als „Hungerpolitik" und „Hungerstrategie" bezeichnet121. 
Es sollte aber besser von einem „Hungerkalkül" gesprochen werden, denn der Hun
ger wurde - mit Ausnahme der Belagerung Leningrads - nicht als Waffe oder als 
Mittel zum Ziel der Ausnutzung des besetzten Landes eingesetzt, sondern als 

116 Zu den wirtschaftspolitischen Planungen vor Feldzugsbeginn nach wie vor grundlegend DRZW, 
Bd. 4, S. 113-157 (Beitrag Müller). Vgl. auch Gerlach, Kalkulierte Morde, S. 46-76. Frühe Fixie
rung der wirtschaftlichen Ziele in der Aktennotiz über eine Besprechung der Staatssekretäre 
vom 2. 5. 1941, in: Ueberschär/Wette, Unternehmen Barbarossa, S. 377. 

117 DRZW, Bd. 4, S. 98. 
118 Wirtschaftsstab Ost, Gruppe La, Wirtschaftspolitische Richtlinien für Wirtschaftsorganisation 

Ost, Gruppe Landwirtschaft, 23. 5. 1941, in: IMT, Bd. 36, S. 135-157. 
119 Ebenda, S. 156. Vgl. auch S. 144 f.: Die deutsche Verwaltung könne wohl bestrebt sein, „die Fol

gen der zweifellos eintretenden Hungersnot zu mildern und den Naturalisierungsprozeß zu be
schleunigen". „Die Hungersnot ist dadurch dort nicht zu bannen. Viele 10 Millionen von Men
schen werden in diesem Gebiet überflüssig und werden sterben oder nach Sibirien auswandern 
müssen." Dieses Schicksal drohte vor allem der Stadtbevölkerung (S. 141). 

120 Ebenda, S. 140. 
121 Diese Begriffe wurden von Rolf-Dieter Müller geprägt, in: DRZW, Bd. 4, passim. Gerlach, Kal

kulierte Morde, spricht sogar von einem „Völkermordplan" (S. 48), ja vom „größtefn] Massen
mordplan der Geschichte" (S. 1128). Auch wenn Gerlach in seiner zugespitzten These von einem 
alles bestimmenden und allgegenwärtigen „Hungerplan" zu weit geht, kann über die er
schreckend kriminellen Ausmaße dieser Planungen kein Zweifel bestehen. 
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„zwangsläufige" Folge einer wirtschaftlichen Besserstellung von Truppe und Heimat 
gesehen. Die deutsche Politik kennzeichnete nicht eine gezielte Vernichtung durch 
Hunger, sondern eine eher planlose Inkaufnahme des Hungers und seiner Folgen. 
Die verbrecherischen Konsequenzen dieser Politik, in der sich militärstrategisches 
und wirtschaftliches Kalkül mit der nationalsozialistischen Rassen- und Lebens
raumideologie verband, werden dadurch freilich nicht relativiert. 

Inwieweit erfuhr die Truppe von diesen Überlegungen? Die Richtlinien vom 
23. Mai 1941 waren ein internes Papier, das wohl lediglich in den Führungsstellen 
des Wirtschaftsstabs Ost kursierte. Immerhin wurde ein Teil der Richtlinien in die 
Kreislandwirtschaftsführer-Mappe („Gelbe Mappe") vom 1. Juni 1941 übernommen, 
doch auch deren Verbreitung blieb auf die Wirtschaftsdienststellen, hier die Land
wirtschaftsführer, beschränkt122. Dagegen war der in hoher Auflage gedruckte erste 
Teil der „Richtlinien für die Führung der Wirtschaft in den neubesetzten Ostgebie
ten" des Wirtschaftsführungstabs Ost vom Juni 1941, die sogenannte „Grüne Map
pe", für den Dienstgebrauch nicht nur der Wirtschaftsdienststellen, sondern auch 
der Truppenführung bestimmt123. Dieses „grundlegende Wirtschafts-Handbuch im 
Osten"124 diente auch den Quartiermeisterabteilungen der Kommandobehörden vor 
Ort zur Orientierung. 

In der „Grünen Mappe" wurde das Hungerkalkül weniger unverblümt und eher 
zwischen den Zeilen formuliert, doch auch sie ließ keinen Zweifel an den „Hauptauf
gaben" der „restlosen" Verpflegung der Truppe aus dem Lande sowie der maximalen 
Ausnutzung der besetzten Gebiete für Deutschland und ließ die schrecklichen Fol
gen durchblicken125: „Nur diejenigen Gebiete werden wirtschaftlich gefördert und 
vordringlich in Ordnung gehalten werden müssen, in denen bedeutende Ernährungs
und Mineralölreserven für uns erschlossen werden können. In anderen Landesteilen, 
die sich nicht selbst ernähren können - also in großen Teilen Nord- und Mittelruß
lands - , muß sich die Wirtschaftsführung auf die Ausnutzung der vorgefundenen 
Vorräte beschränken." Diese radikale wirtschaftspolitische Grundlinie wurde von 
den Zentralbehörden bis zuletzt verfolgt und gerade in den ersten Monaten des Ost
feldzugs mehrmals von den Verantwortlichen - Göring, Backe, Thomas - bekräf-

Vgl. Gerlach, Kalkulierte Morde, S. 48, Anm. 69. 
Der Reichsmarschall des Großdeutschen Reiches/Wirtschafts-Führungsstab Ost, Richtlinien für 
die Führung der Wirtschaft in den neubesetzten Ostgebieten (Grüne Mappe), Teil I: Aufgaben 
und Organisation der Wirtschaft, Berlin Juni 1941, in: Fall Barbarossa, S. 363-399. Die 1. Auflage 
wurde in 1000, die 2. Auflage vom Juli 1941 sogar in 2000 Ausfertigungen bis zu den Divisionen 
und Feldkommandanturen verteilt, in: IfZ-Archiv, MA 1563/18, NG-1409. Die „Grüne Mappe" 
wurde mit einem Begleitschreiben Keitels vom 16. 6. 1941 (OKW/WFSt/WiRüAmt/Stab Ia, 
Nr. 119/41) versandt (ebenda). Keitel befahl, auch „alle Truppenteile [...] auf die hohe Bedeutung 
einer vernünftigen Ausnutzung der Ostgebiete für die Weiterführung des Krieges hinzuweisen". 
Die deutsche Wirtschaftspolitik in den besetzten sowjetischen Gebieten 1941-1943. Der Ab
schlußbericht des Wirtschaftsstabes Ost und Aufzeichnungen eines Angehörigen des Wirtschafts
kommandos Kiew, hrsg. u. eingel. v. Rolf-Dieter Müller, Boppard a. Rh. 1991, S. 35 (Abschlußbe
richt Nagels, 1944). 
Fall Barbarossa, S. 366. 
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tigt126. So legte der „Reichsmarschall" etwa am 16. September 1941 nochmals die 
„Abstufung in der Ernährung" fest: 1. die Truppe, 2. die deutsche Zivilbevölkerung, 
3. der für die Deutschen arbeitende Teil der Bevölkerung in den besetzten Gebie
ten127. 

Zur selben Zeit bezog die 18. Armee ihre Dauerstellung im Vorgelände Leningrads 
und wurde zur Besatzungsmacht in einem für über zwei Jahre gehaltenen Raum. Die 
Front begann an der Küste bei Strel'na unmittelbar vor Leningrad, verlief in südöst
licher Richtung zwischen den größeren Vorstädten Puskin und Kolpino durch 
Sumpf, Wald, Zarenschlösser, Arbeiterwohnsilos und Holzhütten, um sich dann bis 
zum Ladogasee nach Nordosten an die Neva anzulehnen. Östlich von Schlüsselburg 
wurde ein nur 10 km breiter Abschnitt des Seeufers gehalten, bevor die Frontlinie 
südöstlich zum Volchov abfiel. Den berüchtigten „Flaschenhals" von Schlüsselburg 
übernahm die 18. Armee erst am 1. Dezember von der 16. Armee, ebenso am 3. De
zember den nördlichen Abschnitt der Volchov-Front (I.Armeekorps). Die 18. Ar
mee war außerdem mit dem Brückenkopf bei Oranienbaum an der Kronstädter 
Bucht belastet, den die sowjetische 8. Armee unter Ausnutzung der Küstenbefesti
gungen bis 1944 erbittert gegen das XXVI. Armeekorps verteidigte. 

Das Armeegebiet reichte vom estnischen Narva im Südwesten bis zu den Leningra
der Vororten an der Neva im Nordosten und dem Armeehauptquartier bei Siverskaja 
im Süden. Dieser Landstrich von durchschnittlich etwa 200 km Breite und 50 km Tie
fe bildete den nördlichen Teil des landwirtschaftlich armen altrussischen Gebiets zwi
schen dem Peipussee, dem Ilmensee und Leningrad, einem der ärmsten der europäi
schen Sowjetunion128. Große Kiefern- und Fichtenwälder, Sümpfe und Moore sowie 
zahlreiche Wasserläufe und Seen durchziehen das Land, das 1941 nur etwa zu einem 
Fünftel Nutzfläche aufwies. Neben geringer Viehwirtschaft und dem vereinzelten 
Anbau von Roggen und Gemüse prägten vor allem riesige Flachsfelder die Landwirt
schaft. Die Abwanderung vieler Landbewohner in das Leningrader Industriegebiet 
und die chronischen Probleme des sowjetischen Agrarsystems hatten bereits vor 
dem deutschen Einmarsch dazu geführt, daß weite Teile des Ackerbodens nicht bear
beitet wurden. Außer dieser kargen Landwirtschaft gab es nur vereinzelt größere Be
triebe, vor allem in Narva (Textilindustrie) und den Leningrader Vorstädten. 

Der Raum südlich von Leningrad war immer Zuschußgebiet gewesen, das sich 
nicht selbst ernähren konnte und von einer überwiegend armen Bevölkerung be
wohnt wurde. Und jetzt hinterließen die Kämpfe, die abziehende Rote Armee und 
die „Erstversorgung" der Wehrmacht ein wirtschaftliches Chaos, das der Besatzungs
politik erhebliche Probleme machen mußte. Das trostlose Bild unbestellter Felder, 

126 Vgl. DRZW, Bd. 4, S. 989-1015 (Beitrag Müller). 
127 Aufzeichnung Nagels, Verbindungsstab des OK.w7WiR.uAmt beim Reichsmarschall, 16. 9. 1941, 

über eine Besprechung bei Göring, in: IMT, Bd. 36, S. 105-109, hier S. 107. 
128 Zu den folgenden Angaben vgl. den detaillierten, 164 Seiten starken Rechenschaftsbericht der 

Wirtschaftsinspektion Nord: Zwei Jahre Kriegswirtschaft, in: IfZ-Archiv, Da 40.01. Vgl. auch 
Wilhelm, Einsatzgruppe A, S. 252-254. 

http://OK.w7WiR.uAmt
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leerer Ställe und zerstörter Betriebe wurde ergänzt durch eine schwerwiegende Ver
änderung der Bevölkerungsstruktur. Die 18. Armee traf im September 1941 von den 
zuvor über 500 000 Einwohnern noch etwa 350 000 Menschen an, überwiegend Frau
en, Kinder und alte Männer. Die wehrfähigen Männer dienten größtenteils in der Ro
ten Armee oder waren als wertvolle Arbeitskräfte evakuiert worden. Außerdem hatte 
der Krieg in den größeren, teilweise hart umkämpften Orten vor Leningrad wie 
Strel'na, Krasnoe Selo, Krasnogvardejsk (Gateina), Puskin, Pavlovsk (Sluck), Krasnyj 
Bor, Ul'janovsk, Tosno und Mga eine Stadtflucht verursacht, die zusätzlich die wirt
schaftliche Lage belastete. 

In diesem wirtschaftlichen Notstandsgebiet, dem das grausame Schicksal der 
„Waldzone" zugedacht war, sollte sich die 18. Armee nach den Wirtschaftsrichtlinien 
aus dem Lande versorgen und die Ernährung der Bevölkerung dieser selbst überlas
sen. Die Wirtschaftsdienststellen in ihrem Gefolge hatten den Auftrag, die Landwirt
schaft „zuvörderst der unmittelbaren Truppenversorgung dienstbar zu machen und 
hierdurch die Heimat und ganz Europa versorgungsmäßig zu entlasten"129 sowie in 
diesem traditionellen Flachsgebiet „die anstehende Flachsernte restlos den deutschen 
Zwecken zuzuführen, und zwar nicht nur die Faser, sondern auch den Samen (Oel-
frucht)"130. Diese für den Leningrader Raum geplante Ausbeutungs- und Raubpolitik 
mußte jedoch hier wie anderswo auf Schwierigkeiten stoßen. Zum einen war eine 
vollständige Verpflegung der Truppe aus den kärglichen landwirtschaftlichen Erträ
gen Nordrußlands unmöglich, so daß ständig Nahrungsmittel - vor allem aus dem 
Baltikum - nachgeführt werden mußten131. Zum anderen wurde eine Umsetzung die
ser Politik vor Ort nicht nur zu einem moralischen, sondern auch zu einem Sicher
heitsproblem und störte außerdem den notwendigen Zwangsarbeitseinsatz der Zivil
bevölkerung. Manche Militärdienststellen an der Ostfront nutzten daher die Freiräu
me in ihrem Befehlsbereich zu einem pragmatischen Verhalten, das den Vorgaben der 
Zentralbehörden widersprach132. Wie gestalteten sich aber die Verhältnisse bei der 
18. Armee? 

Die bisher noch weitgehend unbeachtete133 Besatzungspolitik dieser Armee vor 
Leningrad ist geradezu ein Musterbeispiel für das Spannungsfeld von Ideologie, 
Wirtschaftspolitik und Kriegführung sowie für die Haltung der Kommandobehör
den. Nach den älteren Wehrmachtsvorschriften gehörte die Versorgung der Zivilbe
völkerung neben ihrer Überwachung und Beschäftigung noch zu den selbstverständ-

Zwei Jahre Kriegswirtschaft, S. 19, in: IfZ-Archiv, Da 40.01. 
Wirtschaftsstab Ost, Gruppe La, Wirtschaftspolitische Richtlinien für Wirtschaftsorganisation 
Ost, Gruppe Landwirtschaft, 23. 5. 1941, in: IMT, Bd. 36, S. 141. 
Vgl. auch DRZW, Bd. 4, S. 1001 (Beitrag Müller). 
Vgl. die Beispiele, in: Ebenda, S. 1002-1015; Gerlach, Kalkulierte Morde, S. 265-278. 
Ganz knappe Hinweise lediglich in DRZW, Bd. 4, S. 1014. Zur Tätigkeit der Sicherheitspolizei 
und des SD in diesem Gebiet vgl. Wilhelm, Einsatzgruppe A, S. 252-307. Blockade, S. 4 3 ^ 5 , 
druckt Auszüge aus dem KTB O.Qu, der 18. Armee ab, ohne diese wichtige Quelle auszuwerten. 
Für den hier behandelten Zeitraum unergiebig: M. N. Nikitin/P. I. Vagin, The Crimes of the Ger-
man Fascists in the Leningrad Region. Materials and Documents, London u. a. 1943. 
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liehen Verwaltungsaufgaben der Armee im von ihr besetzten Gebiet134. Diese tradi
tionelle Verantwortung der Besatzungsmacht für die fremde Bevölkerung fand in 
den grundlegenden Befehlen für den „Fall Barbarossa" jedoch keine Beachtung 
mehr. Die Bevölkerung war nach dem berüchtigten Kriegsgerichtsbarkeitserlaß vom 
13. Mai 1941 rechtlos und nach den beschriebenen Wirtschaftsrichtlinien zumindest 
in der „Waldzone" und in den Großstädten dem Hunger ausgeliefert. Allerdings 
war das Hungerkalkül im AOK 18 noch nicht zum Allgemeingut geworden, obwohl 
dem Oberquartiermeister die „Grüne Mappe" vorlag. Doch wollte oder konnte man 
den Charakter dieser Richtlinien nicht verstehen, jedenfalls ging man zunächst wie 
selbstverständlich von der Verpflegung der Zivilbevölkerung sowohl in Leningrad 
als auch im Umland aus. Offenbar erschien die Absicht, vor den Augen der eigenen 
Truppen Zivilisten verhungern zu lassen, als so ungeheuerlich und praxisfremd, daß 
man sie zunächst verdrängte. Generalstabschef Hasse wies Oberquartiermeister Bu
cher bereits am 3. September auf die Ernährung der Bevölkerung hin und nannte sie 
„nur eine Organisationsfrage", bei der keine Fehler gemacht werden sollten135. 
Auch Küchler sah in dieser Frage erst kein größeres Problem. Als Bucher ihm am 
24. September den Abschub von Zivilisten aus dem Gefechtsgebiet vorschlug, „um 
die Bevölkerung nicht ernähren zu müssen", entgegnete der Oberbefehlshaber er
staunt, „daß die Ernährung doch keine Rolle spielen könne, wenn andere Armeen 
300000 Gefangene machten"136. 

Bucher hatte dagegen inzwischen erkannt, daß nicht einmal die eigenen Truppen 
aus diesem Land verpflegt werden konnten und ein Heranführen von Lebensmitteln 
für die Bevölkerung auf Schwierigkeiten stoßen würde137. Dies hatte ihm die Ent
scheidung über das künftige Schicksal Leningrads unmittelbar zuvor deutlich vor 
Augen geführt. So konnte der Oberquartiermeister die Ernährungsfrage in und vor 
Leningrad jetzt zu einem Junktim verbinden. Am 3. Oktober erhielt das XXXVIII. 
Armeekorps auf die Frage nach der Ernährung der hungernden Zivilisten in seinem 
Gefechtsbereich den Hinweis, daß Generalquartiermeister Wagner „für Petersburg 
alle vorbereitenden Maßnahmen zur Versorgung der Zivilbevölkerung abgelehnt" 
habe138. Daher galt nun auch für das Vorgelände: „Jeder Verpfl[egungs]-Zug aus der 
Heimat verknappt dort die Lebensmittel. Besser ist, unsere Angehörigen haben etwas 
und die Russen hungern. Auch Zuführung von Lebensmitteln z. B. aus der Ukraine 
ist gesperrt." 

Die Entscheidung für die Nichternährung Leningrads beeinflußte also auch die 
Haltung der Armee vor der Stadt. Nachdem sich das Armeeoberkommando erstmals 
mit dem Ernährungsproblem konfrontiert sah und das Verhungern von Zivilisten als 

134 Vgl. etwa die H. Dv.g 90: Versorgung des Feldheeres, Teil 1, Berlin 1. 6. 1938, S. 25. 
135 AOK 18, KTB Ia, 3. 9. 1941, 12.40 Uhr, in: NA, T 312/782. 
136 AOK 18, KTB O.Qu., 24. 9. 1941, 13.00 Uhr, in: BA-MA, RH 20-18/1203. 
137 Vgl. ebenda: „O.Qu, erwidert, daß die Verpflegung aus der Heimat beschafft werden muß und 

dieser verloren geht." 
138 AOK 18, KTB O.Qu., 3.10. 1941, 19.30 Uhr, in: BA-MA, RH 20-18/1204. 
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Kalkül der höchsten Stellen hinnehmen mußte, fand es sich schnell dazu bereit, auch 
die Bevölkerung im Operationsgebiet entsprechend zu behandeln. Treibende Kraft 
war dabei Oberquartiermeister Bucher, während Küchler und Hasse zunächst noch 
zögerten. Küchler machte Heeresgruppen-Oberbefehlshaber Leeb am 5. Oktober 
auf das Problem der hungernden Bevölkerung aufmerksam und schlug vor, „die Be
völkerung in Regie zu übernehmen, um nach Möglichkeit die Nahrungsmittel gleich
mäßig zu verteilen, da sonst Unruhen und Schädigungen unserer Verpflegungsbasis 
nicht ausbleiben"139. Den Vorschlag Leebs, die Zivilisten nach Leningrad oder auf 
das Land abzuschieben, lehnte er dagegen als unausführbar ab. Auch sein General
stabschef hielt es am selben Tag immer noch für möglich, die Bevölkerung „in gewis
sem Umfange" zu ernähren140. Hasse drängte auf eine grundsätzliche Klärung und 
befahl dem Oberquartiermeister eine Stellungnahme. Buchers Haltung gegen eine 
Verpflegung blieb aber unverändert. Ohne die Besprechung mit dem Chef abzuwar
ten, unterrichtete er am Abend des 5. Oktober das L. Armeekorps in diesem Sinne141. 
Inzwischen hatte sich auch Hasse durch eine Fahrt ins Gefechtsgebiet von dem 
Wunsch der Truppe überzeugt, „die gesamte Bevölkerung zu evakuieren. Die Bevöl
kerung hungert, es werden 14 Tage alte Pferde[kadaver] zerschnitten und geges
sen."142 Statt einer Ernährung der Zivilisten zeichnete sich immer mehr ihre Tren
nung von der Truppe und Evakuierung ab. 

Diese Lösung wurde am 7. Oktober zwischen Hasse und Bucher grundsätzlich 
vereinbart143. Der Oberquartiermeister setzte sich mit seinem Standpunkt durch, 
daß die hungernde Bevölkerung nur auf Kosten der Heimat ernährt werden könne 
und dies abzulehnen sei. Lediglich die Zivilisten, die für die Wehrmacht arbeiteten, 
müßten „einigermaßen" versorgt werden. Die restliche Bevölkerung sollte nach und 
nach aus dem Gefechtsgebiet in ein nicht von der Truppe belegtes Gebiet abgescho
ben und sich selbst überlassen werden. „Alle aus dem Gebiet herausführenden Stra
ßen werden überwacht. Also Bildung eines großen Ghetto. Am Rande des Gebiets 
Ortskommandanturen, die Streifendienst ausüben."144 Welche Zustände in diesem 
abgeriegelten, sich selbst überlassenen und ertragslosen, von Flüchtlingen und Eva
kuierten überfüllten „Ghetto" herrschen würden, konnte man sich ohne große Phan
tasie ausmalen. Dennoch stieß dieser Plan des Oberquartiermeisters, im rückwärtigen 
Armee- und Heeresgebiet ein Hungerreservat zu bilden, nicht mehr auf den Wider
spruch Hasses. Auch er hielt es nun „in jedem Fall für am besten", „wenn die Zivil
bevölkerung aus dem Bereich der Truppe entfernt wird"145. 

AOK 18, KTB Ia, 5. 10. 1941, 10.30 Uhr, in: NA, T 312/782. 
Ebenda, 5. 10. 1941, 11.50 Uhr (Ferngespräch mit Ia und O.Qu.). 
AOK 18, KTB O.Qu., 5. 10. 1941, 21.30 Uhr, in: BA-MA, RH 20-18/1204. 
AOK 18, KTB Ia, 5. 10. 1941, 16.20 Uhr (Orientierungsfahrt Hasses zur 58. I.D.), in: NA, T 312/ 
782. 

Vgl. AOK 18, KTB O.Qu., 7. 10. 1941, 10.30 Uhr (Vortrag O.Qu, beim Chef, da O.B. im Gelän
de), in: BA-MA, RH 20-18/1204; KTB Ia, 7. 10. 1941, 12.10 Uhr, in: NA, T 312/782. 
AOK 18, KTB O.Qu., 7.10. 1941, 10.30 Uhr, in: BA-MA, RH 20-18/1204. 
AOK 18, KTB Ia, 7. 10. 1941, 12.10 Uhr, in: NA, T 312/782. 
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Bei dieser Grundsatzentscheidung blieb es. So wurden Ende September und An
fang Oktober 1941 in wenigen Wochen erst über die Behandlung der Bevölkerung 
Leningrads und dann der Zivilisten im Operationsgebiet vor der Stadt Entscheidun
gen getroffen, die ganz auf der Linie der vor dem Feldzug in den Zentralbehörden 
vereinbarten Wirtschaftspolitik lagen. Obwohl das Armeeoberkommando sich zu
nächst durchaus dafür ausgesprochen hatte, alle Zivilisten in seinem Befehlsbereich 
zu ernähren, fügte es sich ohne großen Widerstand dem Hungerkalkül der obersten 
Führung gegen Leningrad. Während die Einnahme der Neva-Metropole jedoch blo
ße Theorie blieb, wurde der Hunger im Operationsgebiet der Armee zu einem sehr 
gegenwärtigen Problem. Und hier entschied sich das AOK 18, beeinflußt durch die 
Beschlüsse über Leningrad, aber letztlich aus eigenem Antrieb und ohne sich nach
haltig bei der Heeresgruppe oder dem O K H um eine andere Lösung zu bemühen, 
ebenfalls für eine NichtVersorgung der Bevölkerung. Man ging bewußt den Weg der 
geringsten Probleme und des vorauseilenden Gehorsams, da die Ernährung der Zivi
listen die größten logistischen wie wirtschaftlichen Schwierigkeiten zu verursachen 
und auf die Ablehnung der vorgesetzten Stellen zu stoßen drohte. 

Nun galt es diese harte Entscheidung umzusetzen. Die Zeit drängte, da fast täglich 
die Hilferufe der Fronttruppen eintrafen. Der Hunger erfaßte zuerst die frontnahen 
Leningrader Vororte im Gefechtsgebiet, die vorwiegend von Arbeiterfamilien be
wohnt wurden, dann die übrigen größeren Orte im Armeegebiet und zuletzt das 
Land. Unerträglich wurden die Verhältnisse zuerst in der Stadt Puskin, die direkt an 
der Hauptkampflinie des L. Armeekorps lag. Hier hausten 20000 hungernde Zivili
sten, ganz überwiegend Frauen und Kinder, ohne Verpflegung in zerstörten Woh
nungen und Kellern. Auf dringenden Antrag des Korps - „Zustand für Truppe un
tragbar, Seuchengefahr" - befahl Küchler am 8. Oktober den Abschub dieser ersten 
größeren Bevölkerungsgruppe ins rückwärtige Armeegebiet146. Die wehrfähigen 
Männer sollten zunächst in Gefangenenlager abgeführt, die Frauen und Kinder auf 
die Dörfer südlich von Volosovo verteilt werden147. Am selben Tag besprach Bucher 
mit den wichtigsten Versorgungs- und Wirtschaftsoffizieren die Evakuierungspläne, 
die zwar auf die Bedenken des Wirtschaftskommandos Görlitz, nicht aber auf grund
sätzlichen Widerstand stießen148. 

146 AOK 18, KTB O.Qu., 8. 10. 1941, 9.30 Uhr (Vortrag O.Qu, beim O.B. und Chef), in: BA-MA, 
RH 20-18/1204. 

147 Vgl. die Ausführungsbestimmungen Buchers (Abt. O.Qu./Qu. 2) vom 9.10. 1941, in: BA-MA, 
RH 20-18/122. Bereits am 28. 9. 1941 hatte Küchler den Korps angeboten, die wehrfähige Bevöl
kerung (15-55 Jahre) der vordersten Kampfzone in Zivilgefangenenlager abzuführen und zur Ar
beit einzusetzen. Befehl Küchlers, 28. 9. 1941, in: BA-MA, RH 20-18/118. Daran hielt Küchler 
auch fest, als die Heeresgruppe Einwände erhob und den Abschub auf Leningrad forderte. Vgl. 
Heeresgruppenkommando Nord/Ib, 28. 9. 1941, und Randvermerk Küchlers, in: Ebenda. Da die
se Zivilgefangenen versorgt werden mußten, wurden sie allerdings bis Dezember 1941 größten
teils wieder zu ihren Familien entlassen. 

148 AOK 18, KTB O.Qu., 8. 10. 1941,18.00 Uhr (Besprechung O.Qu, mit Ib/Hgr. Nord Hauptmann 
v. Bonin, Wi.Kdo. Görlitz Oberstleutnant Becker und IV Wi Kapitän Angermann), in: BA-MA, 
RH 20-18/1204. „Evakuierung der hungernden Frauen und Kinder aus dem Gefechtsgebiet. Zu-
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In den nächsten Wochen und Monaten wurden zehntausende hungernde Zivilisten 
aus dem Gefechtsgebiet der 18. Armee abgeschoben, auf ihrem Marsch und Trans
port notdürftig versorgt und dann in den Flüchtlingsgebieten auf die Dörfer verteilt 
und ihrem Schicksal überlassen. Bis zum 20. Oktober waren bereits 14000 Personen 
evakuiert149, am 21. Oktober verfügte die Heeresgruppe auf Bitte des AOK 18, 
10000 Flüchtlinge im rückwärtigen Heeresgebiet unterzubringen150, und bis zum 
12. November wurden 34000 Zivilisten weggeschafft, davon 31 000 in das rückwärti
ge Armeegebiet und 3000 in das rückwärtige Heeresgebiet151. Da sich aber immer 
noch 50000 Zivilisten im Gefechtsgebiet befanden, „die sich nicht mehr ernähren 
können und mitten unter den Truppen langsam aber sicher verhungern", und die 
Aufnahmefähigkeit des Armeegebiets erschöpft war, beantragte Küchler am 13. N o 
vember bei der Heeresgruppe den Abschub von weiteren 43000 Zivilisten in das 
rückwärtige Heeresgebiet152. Die Heeresgruppe Nord gestand schließlich die Auf
nahme von 35000 Flüchtlingen zu, von denen 15000 vom XXVIII. Armeekorps an 
den Samra-See und 20 000 nach Sebes gebracht werden sollten153. Sie betonte dabei, 
dies erfolge „nur im Interesse der Truppe, nicht etwa [um] der Bevölkerung zu hel
fen. Die Gebiete um den Samra-See und um Sebesh werden voraussichtlich Hunger
gebiete werden."154 Die angespannte Transportlage verzögerte die weiteren Evakuie
rungen zunächst bis ins Jahr 1942 und machte einige Improvisationen notwendig. 
Schließlich wurden bis Anfang März 26500 Zivilisten bei Gdov und am Samra-
See155 sowie von Anfang April bis Ende Mai 1942 16000 Personen bei Sebes156 auf ge

stand für Truppe untragbar, Ernährung nicht möglich, ebenso Abschub nach Petersburg. Also 
fort. Im Konzentrationslager muß Verpflg. übernommen werden. Ansiedlung zwischen beiden 
Bahnlinien von Krasnogwardeisk nach Pleskau. Vergrößerung der Partisanengefahr in diesem Ge
biet möglich. [...] Zunächst wird Puschkin geräumt. Ansiedlung beschränkt sich auf rückwärti
ges] A[rmee]G[ebiet]." Oberstleutnant Becker befürchtete, „daß Evakuierte Saatgetreide und 
letztes Vieh aufessen und das Gebiet dann für die Landwirtschaft ausfällt". Dies wurde aber von 
der Armee in Kauf genommen. 
AOK 18, KTB O.Qu., 20. 10. 1941, 12.00 Uhr, in: Ebenda. 
Heeresgruppenkommando Nord (Ib, Nr. 7991/41 geh.) an Befehlshaber rückwärtiges Heeresge
biet Nord, 21. 10. 1941, in: BA-MA, RH 22/255. 
Küchler (O.Qu./Qu. 2, Nr. 2146/41 geh.) an das Heeresgruppenkommando Nord, 13.11. 1941, 
in: BA-MA, RH 20-18/1209. Davon 8000 in die Gegend von Volosovo, 3500 in die von Kingisepp 
und 19500 in das sumpfige Gebiet des Samra-Sees, das nun auch zum rückwärtigen Heeresgebiet 
geschlagen wurde. Dazu kamen 2000 „wilde" Flüchtlinge um Volosovo. 
Ebenda. „Hierdurch entstehen Bilder und Verhältnisse, die für die Disziplin und Moral der Trup
pe untragbar sind. Die verhungernde Zivilbevölkerung muss von den Truppen getrennt werden." 
Vgl. ebenda, 17. 11. 1941, 10.00 Uhr; 20. 11. 1941, 17.00 Uhr. Der entsprechende Befehl durch: 
Heeresgruppenkommando Nord (Ib, Nr. 8690/41 geh.), 3. 12. 1941, in: BA-MA, RH 22/272. 
Ebenda. „Es ist erforderlich, diese Gebiete so klein wie möglich zu halten. Durch verstärkte Be
wachung und ständigen Streifendienst [...] sind wilde Flüchtlingsbewegungen notfalls mit Waf
fengewalt zu verhindern." 
Befehlshaber rückwärtiges Heeresgebiet (Qu., Nr. 488/42) an AOK 18, 9. 3. 1942, in: BA-MA, 
RH 22/277. Davon 7733 bei Gdov (und zusätzlich 12000 „wilde" Flüchtlinge), 16840 am Sam
ra-See. 
Aufzeichnung Berück Nord, 26. 5. 1942, in: BA-MA, RH 22/282, mit weiteren Unterlagen. 
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nommen. Damit waren von Oktober 1941 bis Mai 1942 über 75000 Zivilisten157 von 
der 18. Armee aus dem Raum vor Leningrad in karge Wald- und Sumpfgegenden 
evakuiert worden. Es entstanden die von Bucher geplanten ghettoähnlichen Flücht
lingsreservate. 

Daß sich die Evakuierung über einen so langen Zeitraum hinzog, ließ die Probleme 
der Korps im Gefechtsgebiet zunächst kaum kleiner werden. Die Fronttruppen sa
hen sich in ihren Abschnitten und Quartieren noch viele Monate unmittelbar mit 
dem Elend der Zivilbevölkerung konfrontiert. Anders als das abgeschieden in einem 
ehemaligen Sanatorium residierende Armeeoberkommando mußte die Truppe täglich 
den Anblick hungernder, abgemagerter und um ein Stückchen Brot bettelnder Frau
en und Kinder ertragen. Lange hoffte man an der Front, daß wenigstens die noch 
nicht evakuierten Zivilisten vorübergehend durch die Wehrmacht ernährt werden 
könnten. Das XXVIII. Armeekorps etwa bat das A O K 18 Mitte Oktober um die 
Versorgung der noch 50 000 Zivilisten in seinem Bereich, „die sich seither kümmer
lich von gefallenen Pferden, Kartoffeln und Kohl, die sie noch auf dem Felde vorfan
den, und von der Truppe erbettelten Lebensmitteln ernährten"158. Das Korps wollte 
auch eine erste abschlägige Antwort159 nicht hinnehmen und machte die Armee An
fang November erneut auf die Notlage der Einwohner aufmerksam160, jedoch wieder 
ohne Erfolg. Bald sah das Korps resignierend alle diese Bemühungen um Hilfe 
„durch eine höhere Stelle" als gescheitert an161 und erkannte überdies den grundsätz
lichen Mißstand, daß es „über die Absichten der politischen Führung, betreffend die 
Zivilbevölkerung in den eroberten Gebieten, nicht unterrichtet ist"162. 

Die Ziele einer Besatzungspolitik, die eine größtenteils „gutwillige" Bevölkerung 
ins Elend stürzte und damit ein zusätzliches Sicherheitsrisiko schuf, mußten den 
Frontdienststellen ein Rätsel bleiben. Vielerorts bemühten sich die Soldaten daher ei
genmächtig, die Not wenigstens etwas zu lindern. So wurden der Bevölkerung, „die 

157 Vgl. auch die Bemerkung des Wirtschaftsoffiziers der 18. Armee auf einer Besprechung beim 
Chef des OKW/Wehrwirtschafts- und Rüstungsamt, 29./30. 12. 1941, in: Norbert Müller 
(Hrsg.), Okkupation, S. 205: „Um die Gefechtszone von der Zivilbevölkerung freizumachen, 
sind bzw. werden noch rd. 80000 Einwohner nach rückwärts abgeschoben." 

158 XXVIII. A.K., Tätigkeitsbericht Abt. IVa, 14. 10. 1941, in: BA-MA, RH 24-28/194. „Mit Fort
schreiten der kalten Witterung ist eine Entnahme von Lebensmitteln aus dem Lande nicht mehr 
möglich." Aber man ahnte: „Eine Regelung ist jedoch bisher nicht erfolgt und scheinbar auch 
nicht beabsichtigt." 

159 AOK 18, KTB Ia, 29. 10. 1941, 10.15 Uhr (Ferngespräch Ia/Chef XXVIII. A.K.), in: NA, T 312/ 
782: „Oberst von Vormann macht darauf aufmerksam, daß die Zivilbevölkerung in 14 Tagen 
nichts mehr zu essen hat; [...] Der Ia erwidert, daß irgendwelche Lebensmitttel für die Zivilbe
völkerung nicht zur Verfügung stehen und daß die Armee von sich aus keine Hilfe bringen kann." 

160 Generalkommando XXVIII. A.K. (Vormann) an AOK 18, 3.11. 1941, in: BA-MA, RH 24-28/ 
110. Nach diesen Angaben befanden sich im Korpsbereich mit den Städten Krasnyj Bor, Pavlovsk 
und Ul'janovsk noch 40000 Zivilisten, davon 30000 Frauen und Kinder. 

161 XXVIII. A.K., Tätigkeitsbericht Abt. IVa, 29.11. 1941, in: BA-MA, RH 24-28/202. 
162 Generalkommando XXVIII. A.K. (Ic/AO, Nr. 1293/41 geh.) an AOK 18, 15.11. 1941, in: BA-

MA, RH 24-28/110. 
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in den gleichen Häusern teilweise wohnt und hungert wie die Truppe"163, Lebensmit
tel aus der Truppenverpflegung abgegeben und Pferdekadaver überlassen. Dieses 
Handeln aus Mitleid war nicht die Ausnahme, sondern offenbar die Regel, wie die 
zahlreichen Gegenbefehle164 und die Reaktion des AOK 18 beweisen. 

Nachdem sich das Armeeoberkommando einmal zum Import des Hungerkalküls 
in seinen Befehlsbereich durchgerungen hatte, blieb seine Haltung hart und unbe
weglich. Diese schwerwiegende besatzungspolitische Entscheidung wurde zusätzlich 
gefestigt, als Generaloberst von Küchler Ende Oktober persönlich vom Oberbefehls
haber der Heeresgruppe Nord gemahnt wurde, daß keine aus der Heimat zugeführte 
Truppenverpflegung abgegeben werden dürfe und die Ernährung der Bevölkerung 
Sache der Wirtschaftsdienststellen sei165. Kurz darauf verfügten Generalquartiermei
ster Wagner und der Wirtschaftsstab Ost, daß für die Ernährungsfrage im Operati
onsgebiet nicht die Truppe, sondern ausschließlich die Wirtschaftsstellen verantwort
lich seien und weiterhin der Wehrmachtsbedarf und die Lieferungen an die Heimat 
Vorrang hätten166. Jetzt konnte das AOK 18 die Verantwortung abwälzen, die es 
längst nicht mehr zu übernehmen bereit war. Auf Anfrage Buchers bestätigte der 
Wirtschaftsoffizier der Armee, Kapitän Angermann, dem Oberquartiermeister das, 
was dieser längst wußte und zur Richtschnur seines Handelns gemacht hatte: Aus 
den Mitteln des Landes konnten höchstens die von der Wehrmacht angestellten Zi
vilarbeiter notdürftig ernährt werden167. Am 7. November wurde eine ernährungspo
litische Dringlichkeitsliste aufgestellt, nach der zuerst die Zivilisten in Wehrmachts
diensten, dann die arbeitenden Kriegsgefangenen, schließlich die nichtarbeitenden 
Kriegsgefangenen und zuletzt die Zivilbevölkerung verpflegt werden sollten168. Zu
gleich wurde festgestellt, daß die Verpflegung nur für die erste Gruppe ausreiche. 
Aktive Maßnahmen gegen das Verhungern der Bevölkerung waren durch diese Rege
lung erneut abgelehnt worden. 

AOK 18, KTB Ia, 6. 11. 1941, 10.00 Uhr (Vortrag Id über Fahrt zum XXVIII. A.K.), in: NA, T 
312/782. 
Vgl. etwa den Befehl der 122. Infanteriedivision (Ib), 23. 10. 1941, in: BA-MA, RH 26-122/45: 
„Eine Verpflegung oder etwa Massenspeisung von Zivilbevölkerung, die nicht arbeitet, aus Wohl
tätigkeit oder sonstigen Gründen kommt überhaupt nicht in Frage. Es ist nicht tragbar, Zivilbe
völkerung nur mit Arbeit zu beschäftigen, um Verpflegung zu rechtfertigen. [. ..] Die Verpflegung 
nichtarbeitender und somit hungernder Zivilbevölkerung ist nicht Sache der Truppe." 
Leeb an Küchler, 31. 10. 1941, in: BA-MA, RW 46/299. „Es muß jedem einzelnen Soldaten klar 
werden, daß jetzige Ersparnisse dem Verbrauch im Winter zugute kommen und die Heimat entla
sten." 
Verfügung Wagners (OKH/Gen.St.d.H./Gen.Qu., Nr. 11/7732/41 geh.) „Ernährung der Zivilbe
völkerung im Operationsgebiet", 4. 11. 1941, mit Anlage: Wirtschaftsstab Ost, Besondere Anord
nung Nr. 44, 4. 11. 1941, in: BA-MA, RH 19 III/638, Bl. 57-59. Bucher setzte Generalstabschef 
Hasse am 9. 11. 1941 von diesen Bestimmungen in Kenntnis: AOK 18, KTB O.Qu., 11.00 Uhr, 
in: BA-MA, RH 20-18/1204. 
AOK 18, IV Wi an O.Qu., 8. 11. 1941, und die Anfrage Buchers mit Bezug auf das Schreiben 
Leebs, 6. 11. 1941, in: BA-MA, RW 46/299. 
AOK 18, KTB O.Qu., 7.11. 1941, 12.20 (Besprechung O.Qu, mit IV Wi), in: BA-MA, RH 20-
18/1204. 
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Das Schreiben Leebs wird dazu beigetragen haben, daß sich der Armeeoberbe
fehlshaber jetzt persönlich der Aufgabe annahm, die chaotischen Zustände des Ne
ben- und teilweise gar Miteinanders einer hungernden Bevölkerung und mitleidigen 
Truppe zu beenden. Solange dieses Problem, das durch das unkontrollierte Umher
ziehen nahrungsuchender Zivilisten noch verstärkt wurde, nicht durch die Evakuie
rungen vollständig gelöst war, sollte die Truppe strikt von der Bevölkerung getrennt 
und zu einer gleichgültigen Einstellung ihr gegenüber „diszipliniert" werden. Außer
dem konnte dadurch zusätzlicher Unterkunftsraum gewonnen werden, der in der 
kalten Jahreszeit immer wichtiger wurde. Auch die Fleckfieber-Prophylaxe wird 
eine Rolle gespielt haben169. Am 6. November 1941 verfaßte Küchler einen Befehl, 
der mit dem Hinweis auf die „Sicherheit der Truppe" die Freizügigkeit der Bewoh
ner aufhob und „eine scharfe Trennung zwischen Truppe und Zivilbevölkerung" an
ordnete170. Die Zivilisten mußten die gemeinsam mit Soldaten bewohnten Häuser 
räumen, durften aber andererseits ihre Wohnbezirke nicht mehr verlassen. Sie sollten 
in „bestimmte, aussen gekennzeichnete Häuser und Höfe" zusammengedrängt wer
den, was ihre bedrückende Situation zusätzlich verschlechterte. Jeder nichtdienstli
che Verkehr mit Wehrmachtsangehörigen war ihnen jetzt ausdrücklich verboten. 
Um die Wirkung seines Befehls zu verstärken, erinnerte Küchler alle Soldaten daran, 
„dass die Zivilbevölkerung in dem Raum, in dem wir Krieg führen, einer uns rasse
fremden, feindlich gesinnten Art angehört". 

Diese ideologische Argumentation war Küchler bereits vertraut. Schon zwei Mo
nate vor dem Feldzug hatte er dem Krieg gegen die „drohende Gefahr aus dem 
Osten" auch eine rassistische Komponente zugesprochen und sich den Auffassungen 
Hitlers über den besonderen Charakter dieses Feldzugs erheblich genähert171. Am 
„Barbarossa-Tag" bekräftigte er diese Sicht, indem er vor seinen Mitarbeitern den ge
rade begonnenen Krieg als „die Fortsetzung eines seit Jahrhunderten durchgeführten 
Kampfes zwischen Germanentum und Slaventum" bezeichnete172: „Seit Tschingis 

Vgl. Karl-Heinz Leven, Fleckfieber beim deutschen Heer während des Krieges gegen die Sowjet
union, in: Sanitätswesen im Zweiten weitkrieg, hrsg. v. Ekkehart Guth, Herford/Bonn 1990, 
S. 127-165. Das Fleckfieber wurde auch bei der 18. Armee zu einem Problem, allerdings mit 660 
Krankheits- und 60 Todesfällen im Winter 1941/42 nicht in dem Umfang wie bei anderen Armeen 
(ebenda, S. 132). 
Befehl Küchlers (AOK 18, O.Qu./Qu. 2, Nr. 2078/41 geh.), 6. 11. 1941, in: BA-MA, RH 20-18/ 
1209. Daß Küchler diesen Befehl persönlich ausarbeitete, belegt das KTB O.Qu., 6. 11. 1941, 
11.30 Uhr (Vortrag O.Qu, beim O.B.), in: BA-MA, RH 20-18/1204. 
Vgl. die bereits erwähnten handschriftlichen Notizen Küchlers für einen Vortrag vor seinen Divi
sionskommandeuren am 25. 4. 1941, in: Wilhelm, Rassenpolitik, S. 133-139, etwa S. 133: „Von 
Rußland trennt uns weltanschaulich und rassisch ein tiefer Abgrund. Rußland ist schon nach der 
Masse seines Landbesitzes ein asiatischer Staat." Ziel sei die Vernichtung des europäischen Ruß
land, um Ruhe „vor der drohenden Gefahr aus dem Osten" zu haben (S. 134). 
Ansprache Küchlers, 22. 6.1941,7.30 Uhr an die Führungsabteilung, 9.00 Uhr an die O.Qu.-Abtei-
lung, in: NA, T 312/799. Vgl. ebenda: „So ist der Krieg gegen das sowjetische Russland für Deutsch
land eine Lebensnotwendigkeit, ein Kampf für seine Freiheit, für seine Grösse und Stellung in der 
Welt; der Krieg ist eine geschichtliche Notwendigkeit, zu der unsere Generation berufen ist." 
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Khan suchen asiatische Horden gegen die rassisch höher stehenden Germanen vor
zurücken und sie von ihrer angestammten Scholle zu vertreiben. Aber der jetzige 
Krieg ist nicht nur der Kampf zwischen zwei rassisch verschiedenen Völkern, er ist 
mehr als das, er ist der Kampf zwischen zwei Weltanschauungen, dem Nationalismus 
[!] und dem Bolschewismus." 

Auch für Küchler war dies kein „gewöhnlicher" Krieg wie der im Westen, sondern 
ein „totaler" Kampf auf Biegen und Brechen, in dem man die herkömmlichen Rück
sichten auf die feindliche Bevölkerung fallen lassen konnte - um so mehr, da diese 
Bevölkerung angeblich auch rassisch nicht mit mittel- und westeuropäischen Maßstä
ben zu messen war173. Küchler hatte nur drei Tage zuvor seinen Einheiten den be
rüchtigten „Reichenau-Befehl" mit der Anweisung weitergegeben1'4: „Da im Armee
gebiet vielfach ähnliche Verhältnisse vorliegen, ist die Truppe entsprechend zu beleh
ren." Dieser Befehl, der sich wie kein zweiter die hemmungslose Vernichtungsideo
logie der Nationalsozialisten zu eigen machte, prangerte u.a. das Verpflegen von Lan
deseinwohnern als „mißverstandene Menschlichkeit" an175. Offenbar wurde Küchler 
auch durch das Vorbild Reichenaus inspiriert, als er sich zur harten Maßnahme seines 
Befehls vom 6. November entschloß. 

Gegen diesen Absperrungs- und Trennungsbefehl regte sich bei den Korps Wider
stand176. Doch der Armeeoberbefehlshaber hielt unbeirrbar an seiner Linie fest und 
überprüfte persönlich die Durchführung seiner Anordnungen. So überzeugte er sich 
bei der 122. Infanteriedivision, daß die Truppe in Krasnyj Bor „durch das Ziehen ei
nes großen Stacheldrahtzaunes" endgültig von der Bevölkerung getrennt wurde, „so 
daß die Soldaten auch nicht dauernd in die Versuchung kämen, den Einwohnern 
von ihren Lebensmitteln abzugeben"177. Und bei einer Frontfahrt zur SS-Polizei-

Interessant in diesem Zusammenhang ist auch, daß man sich bald bemühte, den nichtrussischen 
Minderheiten im Bereich der 18. Armee bessere Lebensverhältnisse zu verschaffen. Seit Ende 
1941 wurden zunächst die etwa 2000 „Volksdeutschen" repatriiert, dann die 11415 Esten und 
64000 Finnen im Armeegebiet registriert und zum großen Teil umgesiedelt. Zu diesen vom 
AOK 18 unterstützten und vom SD durchgeführten Maßnahmen vgl. Wilhelm, Einsatzgruppe 
A,S. 208-213, 258f. 
Befehl Küchlers (Ia, Nr. 5016/41 geh.), 3.11. 1941, 18.00 Uhr, in: BA-MA, RH 20-18/1209. 
Küchler gab dem Befehl lediglich zwei Zusätze. Einmal sollten alle Gebäude, die sich als Trup
penunterkünfte eigneten, erhalten bleiben. Zum anderen seien die Zarenschlösser vor Leningrad 
„nicht Symbole der Bolschewistenherrschaft, sondern im Gegenteil Zeugen der unüberwindlichen 
Kraft deutscher Kultur mitten in einer rohen und feindlichen Umwelt". Im OKW-Prozeß leugne
te Küchler später, den Reichenau-Befehl weitergegeben zu haben. Vgl. Records of the United Sta
tes Nuernberg War Crimes Trials, Case XII, Verhandlung vom 28. 4. 1948, in: IfZ-Archiv, MB 31, 
Bd. 37, S. 2875. 
Armeebefehl Reichenaus „Verhalten der Truppe im Ostraum", 10. 10. 1941, in: Ueberschär/Wet-
te, Unternehmen Barbarossa, S. 339 f. 
Vgl. etwa den Einwand des XXVI. Armeekorps (Major Behle), in: AOK 18, KTB O.Qu., 13. 11. 
1941, 22.00 Uhr, in: BA-MA, RH 20-18/1204: „Wenn die Leute aus ihren Häusern und Dörfern 
verdrängt würden und man sich garnicht um sie kümmere, würden sie den Partisanen geradezu 
zugetrieben [...]." 
Bericht über die Fahrt Küchlers am 9. 11. 1941, in: NA, T 312/799. 
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Division mahnte er178: „An die Zivilbevölkerung dürfen unter keinen Umständen Le
bensmittel abgegeben werden. Jeder Soldat muß sich darüber klar sein, daß letzten 
Endes diese Lebensmittel seinen Angehörigen in der Heimat entzogen werden." Es 
ist bemerkenswert, wie sehr Küchler nun die Argumentation der Zentralbehörden 
und seines Oberquartiermeisters übernommen hatte. Auf seinen Fahrten an die 
Front bemängelte er im November außerdem wiederholt, daß die Trennung von 
den Zivilisten noch nicht überall durchgeführt sei und immer noch viele Einwohner 
unkontrolliert umherwanderten179. Diese Zustände veranlaßten ihn am 29. Novem
ber, seinen Befehl zu wiederholen und um den Zusatz zu ergänzen180: „Immer wieder 
muß der deutsche Soldat darüber belehrt werden, daß die Sicherheit der Truppe al
lem vorzugehen hat, daß Rücksichtnahme und Weichheit gegenüber der Zivilbevöl
kerung fehl am Platze ist." 

Welche Wirkung diese Befehle ihres Oberbefehlshabers auf die Soldaten der Ar
mee hatten, ist schwer abzuschätzen. Die durch sein persönliches Engagement noch 
verstärkten Appelle mußten wie ein Freibrief rücksichtslosen Verhaltens aufgefaßt 
werden und sind gewiß nicht ohne Einfluß geblieben. Eine völlige Absperrung der 
Bevölkerung war allerdings ebensowenig zu erreichen wie ein gänzliches Unterbin
den der Wanderungen, das erkannte man schließlich auch im Armeeoberkomman
do181. Mit vermutlich mehr Erfolg bemühte es sich, die Verpflegung von Zivilisten 
durch die Truppe zu verhindern oder zumindest erheblich zu reduzieren. Am 
31. Oktober wurde verfügt, verendete Pferde, „welcher sich sonst die Zivilbevölke
rung als Leckerbissen bemächtigt", an die Kriegsgefangenenlager abzugeben182. Bald 
darauf beklagte das XXVIII. Armeekorps, daß damit der Truppe „die letzte Möglich
keit" genommen sei, „die Zivilbevölkerung, die nicht mehr das notwendigste zum 
Leben hat, wenigstens durch Zuweisung von Pferdefleisch zu unterstützen"183. Diese 
Hilfe war beim Armeeoberkommando freilich unerwünscht. Mitte November wurde 
die Verteilung eines „Merkblattes gegen Abgabe von Truppenverpflegung an Zivilbe
völkerung" geplant184. Und Ende des Monats befahl Küchler, die Zahl der 7300 bei 

178 Bericht über die Fahrt Küchlers am 20. 11. 1941, in: Ebenda. Diese an der Front eingesetzte Waf
fen-SS-Division hatte eineinhalb Monate zuvor Küchler berichtet, daß die Einwohner (hauptsäch
lich Finnen) sehr freundlich gesinnt seien und es der Truppe daher schwerfalle, „zusehen zu müs
sen, daß die Bevölkerung Hunger leidet". Vgl. den Bericht über die Fahrt Küchlers am 3. 10. 
1941, in: Ebenda. 

179 Vgl. etwa den Bericht über die Fahrt Küchlers am 25. 11. 1941, in: Ebenda. 
180 Befehl Küchlers (Ia, Nr. 5835/41 geh.), 29. 11. 1941, in: BA-MA, RH 20-18/1209. 
181 Vgl. AOK 18, KTB O.Qu., 5. 12. 1941, 11.00 Uhr (Vortrag O.Qu, beim O.B. und Chef), in: BA-

MA, RH 20-18/1205: „Das Land ist leergefressen, die Bevölkerung hungert und wandert deshalb 
in fettere Gegenden. Durch Befehle läßt sich dies nicht unterbinden, nur mit Waffengewalt." 
Dazu fehlten aber die Mittel. „Also ist es das Beste, nur Auswüchse in der Völkerwanderung zu 
verhindern, z. B. Straßen für Truppenbewegungen freizumachen." 

182 AOK 18, KTB O.Qu., 31. 10. 1941, 18.25 Uhr, in: BA-MA, RH 20-18/1204. 
183 XXVIII. A.K., Tätigkeitsbericht IVa, 4.11. 1941, in: BA-MA, RH 24-28/202. 
184 AOK 18, KTB O.Qu., 13. 11. 1941, 13.00 Uhr (Besprechung O.Qu./Ic), in: BA-MA, RH 20-17/ 

1204. „Vorschlag: Wettbewerb in den Komp[anie]n zur Aufstellung eines zugkräftigen Auf-
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der Truppe beschäftigten Einwohner auf die Hälfte zu vermindern, da man im gan
zen Armeegebiet keinesfalls mehr als 4000, möglichst nur 3000 Zivilisten verpflegen 
wollte185. Damit wurden der Truppe nach und nach alle Schlupflöcher geschlossen, 
wenigstens einem größeren Teil der Bevölkerung über die schwierigen Wintermonate 
zu helfen. 

Diese unbarmherzige Besatzungspolitik des A O K 18, die das Hungern und sogar 
Verhungern von Teilen der Zivilbevölkerung in Kauf nahm, mehr noch: förderte, 
deckte sich mit den politischen und wirtschaftlichen Vorgaben der höchsten Instan
zen186. Doch auch wenn es einige Kommandeure gegeben haben mag, die eine solch 
harte Linie unterstützten, mußte sie im Gefechtsgebiet überwiegend auf Unverständ
nis, ja Entsetzen stoßen. Alle Hinweise auf Sicherheitsbedürfnisse und Versorgungs
engpässe konnten den Landser kaum überzeugend erklären, warum das mächtige 
Deutsche Reich einige tausend armselige Zivilisten, größtenteils Frauen und Kinder, 
vor seinen Augen verhungern und erfrieren ließ. 

Auch hinter dem Gefechtsgebiet regte sich der Widerstand. Am 14. November 
1941 berichtete Generalmajor Knuth, der Kommandant des rückwärtigen Armeege
biets, dem AOK von seiner Sorge über die Ernährungsverhältnisse in seinem Bereich 
und verwies besonders auf die 10000 Einwohner der Arbeitersiedlung Vyrica sowie 
das mit 8000 Evakuierten belastete Gebiet bei Volosovo187. Die Beitreibungen der 
Wehrmacht und die Zwangsaufnahme von Flüchtlingen aus dem Gefechtsgebiet 
drohten im rückwärtigen Armeegebiet zu katastrophalen Zuständen zu führen. Be
reits einen Tag später verschärfte Knuth seine Kritik zu einer Generalabrechnung 
mit der bisherigen Besatzungspolitik188. Seine Denkschrift nennt die Gründe für 
den Stimmungswandel einer Bevölkerung, die zunächst „die einrückende Truppe 
freudig begrüsst" habe: die „wilden Requisitionen"; die Entnahme von Rauhfutter, 
so daß die „letzte Kuh" nicht mehr ernährt werden könne; der Mangel an Unter
künften wegen der Überbelegung mit Soldaten und Evakuierten; die „Elendszüge 

rufs mit Preisverteilung, um zu erreichen, daß sich die Masse geistig mit diesen Fragen beschäf
tigt." 
Befehl Küchlers (Ia, Nr. 5835/41 geh.), 29. 11. 1941, in: BA-MA, RH 20-18/1209. Die zivilen 
Hilfskräfte sollten dabei nur „aus dem Lande" und nicht durch Truppenverpflegung ernährt wer
den. Kapitän Angermann hatte bereits Anfang des Monats darauf hingewiesen, daß nur 4000 Zi
vilarbeiter versorgt werden könnten (IV Wi an O.Qu., 8. 11. 1941, in: BA-MA, RW 46/299), 
und dies am 26. 11. 1941 vor Küchler und Hasse bekräftigt, in: AOK 18, Tätigkeitsbericht IV 
Wi, in: BA-MA, RW 46/297. 
Diese Wirtschaftspolitik wurde weiterhin befolgt, auch wenn im OKH (Brauchitsch) Bedenken 
laut wurden. Am 7./8. 11. 1941 bestätigte Göring die ernährungspolitischen Richtlinien, und am 
13. 11. 1941 erklärte Wagner den Generalstabschefs der Armeen in Orsa, die katastrophale Ernäh
rungslage der Bevölkerung sei kaum zu ändern, ja in den Großstädten unlösbar. Vgl. DRZW, 
Bd. 4, S. 1005-1009 (Beitrag Müller). 
Korück 583 (Qu., Nr. 13040) an AOK 18, 14. 11. 1941, mit Anlage: Bericht der Gruppe IV Wi 
über die Ernährungslage der Zivilbevölkerung, in: BA-MA, RH 20-18/1448. Selbst die Vorräte 
der Bauern reichten demnach nur noch bis einschließlich Januar 1942. 
Korück 583 (Kdt, Nr. 217 geh.) an AOK 18, 15. 11. 1941, in: Ebenda. 
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der evakuierten Frauen, Kinder und Greise"; das Hungern und Sterben der Kriegsge
fangenen. Aus diesen Kritikpunkten leitete Knuth mehrere Vorschläge189 für eine po
sitive Besatzungspolitik ab, die in der Forderung gipfelten: „Man gebe den Menschen 
zu essen, damit ist jede Frage gelöst. Versprechungen glaubt kein Mensch, Propagan
da ist ihnen ein verlogener Ekel." 

Selbst diese Argumente konnten das Armeeoberkommando nicht beeindrucken 
und von seiner Linie abbringen. Oberquartiermeister Bucher notierte unter die 
Denkschrift Knuths nur einen, aber einen sehr aufschlußreichen Satz: „Wir kämpfen 
mit 86 Millionen gegen 186 Millionen." Für diesen Generalstabsoffizier hatte das res
sourcenschwache Deutsche Reich in diesem „Überlebenskampf" keine andere Wahl, 
als gerade auch im wirtschaftlichen Bereich rücksichtslos Krieg zu führen. Diese 
Auffassung war symptomatisch für viele Offiziere, die auf diese Weise aus dem ver
lorenen Ersten Weltkrieg ihre Lehren zogen und durch die intensive militärtheoreti
sche Diskussion der Nachkriegszeit über den „totalen Krieg" bestärkt wurden. Bu
cher reagierte sofort auf die Kritik Knuths und zitierte in den nächsten Tagen zwei
mal dessen Quartiermeister zur Belehrung zu sich. Dabei stellte er vor allem klar, 
daß man keine Rücksichten auf die Bevölkerung nehmen dürfe, „wenn es sich um 
die Erhaltung der Kampfkraft der Truppe handelt"190, und daß die Ortskommandan
turen im rückwärtigen Armeegebiet „nicht Vertreter der Bevölkerung gegenüber der 
Truppe", sondern für die Truppe da seien191. Mit dieser Zurechtweisung war die Kri
tik der rückwärtigen Dienste der Armee zunächst im Keim erstickt. 

Zur selben Zeit wurde das Armeeoberkommando auch mit den Einwänden der zu
ständigen Wirtschaftsdienststellen - des Wirtschaftskommandos „Görlitz" in Pleskau 
und seiner seit dem 25. Oktober bestehenden Außenstelle in Krasnogvardejsk - kon
frontiert. Hier sah man vor allem das längerfristige Ziel eines wirtschaftlichen Wie
deraufbaus zur besseren Ausbeutung des Landes gefährdet. Am 14. November be
klagte sich das Wirtschaftskommando bitter über die wilden Beitreibungen der Trup
pe, die „verschiedentlich geradezu devastiert" habe, die katastrophale Dezimierung 
des Viehbestands und die gedrückte Stimmung der Bevölkerung192. Die Abwehr die
ser Kritik überließ das AOK 18 seinem Wirtschaftsoffizier, der für die Koordination 

189 Vor allem waren dies: Sicherung der „letzten Kuh", Unterbindung von Beitreibungen, Zuteilung 
von Saatgetreide, Förderung der Religion, medizinische Versorgung, Eröffnung von Läden, Scho
nung kinderreicher Familien. 

190 AOK 18, KTB O.Qu., 17. 11. 1941, 11.00 Uhr, in: BA-MA, RH 20-18/1204. „Versorgung der 
Truppe mit Rauhfutter geht allen Belangen der Bevölkerung vor. [...] Nicht in Dinge hineinmi
schen und womöglich die Verantwortung übernehmen, die wir nicht meistern können." 

191 Ebenda, 19. 11. 1941, 12.00 Uhr. „Ernährung der Bevölkerung reicht nicht aus. Es kommt darauf 
an, Truppe von hungernder Bevölkerung zu trennen. [...] Ortskommandanturen haben sich nicht 
um Ernährung der Bevölkerung zu kümmern. Das ist Sache der Ortsältesten mit Wi.-Dienststel-
len. Finger weg davon." 

192 Wirtschaftskommando Görlitz, Lagebericht Nr. 14 (1.11.-13.11. 1941), 14. 11. 1941, in: BA-MA, 
RH 20-18/1448. „In Krasnoje Selo ist eine Feldküche bereits von Zivilisten überfallen und ausge
raubt worden." Der Bericht wurde Küchler (Sichtvermerk 29.11.) und allen wichtigen Stabsoffi
zieren vorgelegt. 
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von Armee- und Wirtschaftsstellen zuständig war. Kapitän Angermann schlug sich in 
dieser Auseinandersetzung zwischen langfristiger Ausnutzung des Landes und So
fortbedarf der Truppe eindeutig auf die Seite der Armee. Seine von Küchler, Hasse 
und Bucher abgezeichnete Stellungnahme war zugleich Zusammenfassung und 
Rechtfertigung der Besatzungspolitik des Armeeoberkommandos193. Angermann be
schrieb zunächst „dieses an sich arme und zudem ausgeplünderte Gebiet, das sich 
auch in normalen Zeiten nie selbst ernähren konnte", in dem sich aber schon seit 
drei Monaten „2 deutsche Armeen mit rund 500000 Köpfen und 100000 Pferden" 
aufhielten. Dann berief er sich ausdrücklich auf die „Grüne Mappe" und forderte, 
daß die Sicherung der Truppenversorgung allen Maßnahmen der Erhaltung oder des 
Wiederaufbaus der Wirtschaft vorgehen müsse194. „So fremd einem der Gedanke zu
nächst erscheint, ist es daher für die Ernährung der Truppe und damit für die Fort
führung des Krieges das Richtige, sämtliche noch vorhandenen Vorräte jeder Art 
von Nahrungsmitteln durch eine große Zahl von Erfassungsstäben der Truppe -
und sei es auch mit Gewalt - einsammeln und in stark bewachten Vorratslagern ein
lagern zu lassen. Das Erliegen der Wirtschaft in der Waldzone sowie das Darben viel
leicht sogar Verhungern der dort ansässigen Zivilbevölkerung muß in Kauf genom
men werden." 

Dieses Plädoyer für eine kompromißlose Besatzung und Beitreibung zeigt, wie 
sehr sich das AOK 18 inzwischen die wirtschaftsegoistische Argumentation der Ber
liner Zentralstellen zu eigen gemacht hatte und bei Bedarf die entsprechenden Richt
linien nun sogar gegen die örtlichen Dienststellen der Wirtschaftsorganisation ver
wertete. Daran hielt man fest. Als es Mitte Dezember 1941 zu Engpässen in der 
Fleischversorgung kam, wurde für einige Tage im Armeegebiet Rindfleisch beigetrie
ben, obwohl dies die „letzten Kühe der einzelnen Bauern" traf195. Die Bedenken des 
Wirtschaftskommandos beantwortete Angermann erneut mit dem Hinweis auf die 
Wirtschaftsrichtlinien, nach denen kein deutsches Interesse an der Erhaltung der Er
zeugungskraft von Zuschußgebieten bestehe196. Zur selben Zeit wurde auch begon
nen, Filzstiefel und Winterbekleidung der Bevölkerung zu requirieren, jedoch mit 
wenig Erfolg, da der deutsche Soldat „hierzu nicht hart genug" war, wie man im 
A O K 18 erkennen mußte197. Doch eine Revision dieser Art von Besatzungspolitik 

Denkschrift Angermanns (O.Qu.-IV Wi/La, Nr. 2292/41), 4. 12. 1941, in: Ebenda. Bezeichnen
derweise wurde diese Stellungnahme auch Generalmajor Knuth zur Kenntnis gegeben. 
Ebenda: „Dieses einzusehen wird den Wirtschaftsdienststellen leichter sein, wenn sie sich klarma
chen, daß mit hungrigen Soldaten und entkräfteten Pferden eine Armee keine Armee ist und daß 
ohne Armee das eroberte Gebiet wieder verloren gehen muß." 
AOK 18, KTB O.Qu, 10. 12. 1941, 16.00 Uhr, in: BA-MA, RH 20-18/1205. Vgl. auch die Be
gründung dieser Maßnahme durch den Bericht der Gruppe IV Wi (Nr. 2376/41), 10. 12. 1941, 
in: BA-MA, RW 46/299. Danach waren im Armeegebiet nur noch 3387 Stück Rindvieh vorhan
den. 
AOK 18, O.Qu.-IV Wi (Angermann) an das Wirtschaftskommando Görlitz, 14.12. 1941, in: 
Ebenda. 
AOK 18, KTB O.Qu., 5. 1. 1942, 12.34 Uhr (Stellungnahme Qu. 1), in: BA-MA, RH 20-18/1279. 
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war noch nicht in Sicht, so daß sich die elende Lage der Zivilbevölkerung nicht bes
serte198. Vor dem Revirement des Armeeoberkommandos am 18. Januar 1942 hatte 
ein Wandel kaum eine Chance. Zu stark hatten sich Küchler und seine Berater auf 
diese Linie festgelegt. So stand am Ende der „Ära Küchler" das knappe Urteil eines 
Propagandaoffiziers über die Besatzungspolitik der 18. Armee199: „Im Raum vor Le
ningrad geschieht für die Zivilbevölkerung im Augenblick so gut wie nichts." 

Auch mit dem neuen Armeeoberkommando unter General der Kavallerie Georg 
Lindemann änderten sich diese trostlosen Verhältnisse zunächst nicht. Alle Berichte 
über die Zustände im Bereich der 18. Armee boten weiterhin erschütternde Bilder 
vom Elend der Zivilisten200. Noch für den April 1942 konstatierte die Wirtschaftsin
spektion Nord in diesem Gebiet eine „immer katastrophaler werdende Ernährungs
lage"201, wobei die Einwohner der größeren Orte nach wie vor mehr litten als die 
Landbevölkerung. Erst allmählich entspannte sich im Laufe des Jahres diese Situati
on. Die wachsenden Sicherheitsprobleme mit einer hungernden und enttäuschten Be
völkerung bewogen die deutschen Besatzungsorgane teilweise zum Umdenken. 
Auch hier waren es wieder mehr die wirtschaftlichen als die militärischen Dienststel
len, die sich um ein besseres Verhältnis zur Zivilbevölkerung bemühten. Endlich kam 

Immer wieder wurde dem AOK 18 von der Hungersnot, ja dem Verhungern in den Leningrader 
Vororten berichtet, vgl. etwa KTB O.Qu., 25. 11. 1941, 9.25 Uhr; 29. 11. 1941, 9.40 Uhr, in: BA-
MA, RH 20-18/1204; 2. 12. 1941, 10.00 Uhr, in: BA-MA, RH 20-18/1205. Vgl. auch den Lage
bericht der Wirtschaftsinspektion Nord für die Zeit vom 1. 12.-15. 12. 1941, 18. 12. 1941, in: 
BA-MA, RW 31/585: „Die Masse der Bevölkerung [im Gefechtsgebiet der 18. Armee] hungert 
und kann teilweise vor Schwäche das Bett nicht verlassen. Es kam bereits zu drohender Haltung 
gegenüber der Truppe, sodass dringende Abhilfe durch Zufuhr von Verpflegung oder Evakuie
rung von Nöten ist." Zur zunehmenden Verbitterung der Bevölkerung vgl. auch den NKVD-Be-
richt über die Lage im Oblast Leningrad, 5.11. 1941, in: O. B. Mozochin/V P. Jampol'skij, 
„Vlast', kotoraja grabit naselenie.. ." Germanskij okkupacionnyj rezim na territorii Leningrad-
skoj i Moskovskoj oblastej. Nojabr' 1941 g., in: Istoriceskij archiv 2000, H. 2, S. 131-144, hier 
S. 132-139. 
Stimmungsbericht zum Lagebericht Nr. 12 der Propaganda-Abteilung Ostland für die Zeit vom 
10. 1.-25. 1. 1942, 31.1. 1942, in: BA-MA, RH 22/272. Der Verfasser, Oberleutnant Knoth, glaub
te zudem, man müsse der Bevölkerung über Hilfsmaßnahmen hinaus „auch irgend ein Ziel setzen. 
Es ist natürlich für den Russen kein erstrebenswertes Ziel, dass er selbst entweder über den Ural 
zurückgetrieben werden oder unter eine Fremdherrschaft gestellt werden soll. Das russische 
Volk von heute ist sicher nicht mehr das Volk von 1917, wie es von russischen Emigranten im We
sten geschildert wurde. Es hat Selbstgefühl auch in seinen Massen gewonnen; bestimmt ist es ein 
gefährlicher Irrtum, anzunehmen, dass es als geborenes Knechtsvolk mit einigen wirtschaftlichen 
Sanierungen sich zufrieden geben wird." 
Vgl. - jeweils für die 1. Hälfte 1942 - die Lageberichte der Abt. VII des Befehlshabers des rück
wärtigen Heeresgebiets Nord, in: BA-MA, RH 22/259; die Monatsberichte der Wirtschaftsin
spektion Nord, in: BA-MA, RH 22/272, und NA, T 501/14; die Ereignismeldungen der Einsatz
gruppen der Sipo und des SD, in: IfZ-Archiv, MA 91. Zu letzteren vgl. auch Wilhelm, Einsatz
gruppe A, S. 303-307. Am erschütterndsten waren dabei die häufigen Beispiele des Wiederausgra-
bens monatealter Pferdekadaver sowie des Handels mit Menschenfleisch und anderer Fälle von 
Kannibalismus. 
Monatsbericht für den April 1942, 1. 5. 1942, in: NA, T 501/14. 
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es zu Fürsorgemaßnahmen, etwa zu Lebensmittelzuteilungen an Flüchtlinge. Nach 
dem positiven Signal der Agrarreform202 vom 16. Februar 1942 setzte die landwirt
schaftliche Wiederaufbauarbeit der Wirtschaftsinspektion Nord ein, die schließlich 
zu einer recht guten Ernte im Herbst 1942 führte203. 

Diese Ansätze einer konstruktiven Besatzungspolitik verbesserten allerdings vor
wiegend die Lage der Bauern und wurden durch die im März 1942 anlaufenden Wer
bungen, schließlich Zwangsrekrutierungen für den Arbeitseinsatz im Reich gestört. 
Die teils in ihren Orten verbliebene, teils aufs Land evakuierte oder geflüchtete 
Stadtbevölkerung blieb entrechtet, enttäuscht und feindselig. Bei ihr hatten die ersten 
Monate der deutschen Besatzung nicht mehr verheilende Wunden geschlagen. So 
wundert es nicht, daß das Vorgelände Leningrads zu einem der Brennpunkte des so
wjetischen Partisanenkriegs wurde und die Partisanenbewegung gerade in den gro
ßen Flüchtlingsreservaten am Samra-See und bei Sebes regen Zulauf erhielt204. Ledig
lich das seit Frühjahr 1942 weitgehend entvölkerte Gebiet unmittelbar hinter der 
Front blieb nahezu „partisanenfrei", lediglich hier hatte die kompromißlose Politik 
des Armeeoberkommandos zu einer Ruhe geführt, die man wohl nur als Friedhofs
ruhe bezeichnen kann. Die Folgen des Vorgehens der ersten Monate blieben jedoch 
für das Armeegebiet insgesamt - und darüber hinaus für Teile des rückwärtigen Hee
resgebiets - katastrophal. 

Wie viele Menschen dem Hunger vor Leningrad zum Opfer fielen, ist bisher unbe
kannt. Allem Anschein nach waren es weniger als erwartet205. Auch hier zeigte sich 
wie in anderen Gebieten der besetzten Sowjetunion das Phänomen, daß die Men
schen nicht so schnell verhungerten, wie das in den grausamen Plänen der deutschen 
obersten Führung einkalkuliert und wohl auch erhofft worden war206. Heimliche Re
serven, Improvisation und Solidarität ließen die meisten der vom Hunger Bedrohten 
überleben. Ob auch die Hilfe deutscher Soldaten gegen die Befehle des AOK 18 dazu 
beitrug, ist nicht sicher, aber sehr wahrscheinlich. Häufig zeigten sich die Landser als 
Verderber und Wohltäter zugleich. Zuerst förderten sie durch wilde Requisitionen 
den Kahlfraß des Landes und das Elend der Bevölkerung, dann versuchten sie durch 
Abgaben von Truppenverpflegung und Speisungen aus Feldküchen die Not vor ihren 
Augen zu lindern. Schon die Aussicht, auf hungerflüchtige Frauen und Kinder aus 
Leningrad schießen zu müssen, war für den Frontsoldaten eine unerhörte Zumutung. 
Der tägliche Anblick hungernder, bettelnder und sterbender Zivilisten mußte uner-

Zur „Neuen Agrarordnung" vgl. Gerlach, Kalkulierte Morde, S. 342-371. 
Vgl. dazu Zwei Jahre Kriegswirtschaft, in: IfZ-Archiv, Da 40.01. 
Auf diesen Aspekt kann hier nicht näher eingegangen werden. Vgl. neben den zahlreichen Hin
weisen in den deutschen Akten das sowjetische Standardwerk über die Partisanenbewegung im 
Leningrader Oblast: I. P. Petrov, Partizanskoe dvizenie v Leningradskoj oblasti, 1941-1944, Le
ningrad 1973. 
So war es auch der Einsatzgruppe A Anfang April 1942 „ein Rätsel, dass die Sterblichkeit infolge 
Hungers nicht noch grösser ist". Ereignismeldung Nr. 190, 8. 4. 1942, in: IfZ-Archiv, MA 91/4. 
Allerdings wurden nach diesem Bericht allein in Puskin noch 400 unbestattete Leichen registriert. 
Vgl. auch das Beispiel Weißrußland bei Gerlach, Kalkulierte Morde, passim. 
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träglich sein. Den einfachen Soldaten und auch die Truppenführung unterhalb des 
Armeeoberkommandos traf an diesem Elend die geringste Schuld. 

Ganz anders das Armeeoberkommando! Natürlich war es stark von den politi
schen und fachlichen Vorgaben der vorgesetzten Stellen abhängig, auf die es kaum 
Einfluß hatte: die ideologischen Vernichtungsabsichten Hitlers, das brutale wirt
schaftliche Kalkül von Göring, Backe und Thomas, das militärische Zweckdenken 
Wagners und der Heeresgruppe. Auch war das Leningrader Vorgelände bereits beim 
Einrücken der 18. Armee weitgehend verwüstet und ausgeplündert. Außerdem müs
sen die großen Nachschubprobleme berücksichtigt werden, die schon bei der Trup
penversorgung zu Engpässen führten207 und selbst bei gutem Willen die notwendige 
Verpflegung der Bevölkerung erheblich erschwert hätten. Doch alle diese Vorbehalte 
können das Armeeoberkommando nicht wesentlich von seiner großen Verantwor
tung für eine Gestaltung der Besatzungsherrschaft entlasten, in der die Übergänge 
von der oft beschworenen „Rücksichtslosigkeit" zu einer verbrecherischen Behand
lung der Bevölkerung fließend waren. 

In ihrem Operationsgebiet besaß die Armee weit größeren Spielraum als bei den 
grundsätzlichen Entscheidungen über Leningrad. Die Millionenstadt an der Neva in
teressierte auch Hitler, das arme und eng begrenzte Armeegebiet vor Leningrad muß
te dagegen als marginal erscheinen. Daß dieser Handlungsspielraum vom AOK 18 
nicht genutzt wurde, um die Überlebensbedingungen der Bevölkerung wenigstens 
in kleinen Schritten zu bessern und zu einem „normalen" Zusammenleben, einer 
„normalen" Besatzung zu gelangen, ist vor allem ihm selbst zuzuschreiben. Die tra
ditionelle Fürsorgepflicht des Besatzers für die besetzten Landesbewohner wurde in 
den hier beschriebenen Monaten völlig ignoriert. Schlimmer noch: Nach anfängli
chem Zögern zwar und erst nachdem das Verdikt über Leningrad die Richtung ge
wiesen hatte, dann aber mit um so größerer Konsequenz vertrat das Armeeoberkom
mando eine harte, ja destruktive Besatzungspolitik, die das Los der Zivilbevölkerung 
nicht milderte, sondern noch verschlechterte. Besatzungspolitik bedeutete in dieser 
Region viele Monate lang nur Hunger, Abschließung, Evakuierung und Ausbeutung. 
Armeeoberbefehlshaber Küchler und seine Gehilfen Hasse, Bucher und Angermann 
suchten die unterstellten Verbände in scharfen Befehlen und Belehrungen eine gleich
gültige, ja unbarmherzige Haltung anzuerziehen und die Bedenken der erstaunlich 
moderaten Wirtschaftsdienststellen vor Ort mit deren eigenen Waffen, den Argu
menten des Hungerkalküls aus wirtschaftlichem Egoismus, abzuweisen. 

Dieser Traditionsbruch geschah keineswegs allein aus ideologischen Motiven, 
wenn diese auch die wesentliche Voraussetzung blieben. Die daneben - und darauf 
aufbauend - wichtigste Triebfeder war ein militärischer Utilitarismus, der den Erfolg 
auf diesem besonderen Kriegsschauplatz um jeden Preis und mit allen Mitteln wollte. 

Zu den Versorgungsproblemen der Heeresgruppe Nord vgl. DRZW, Bd. 4, S. 965-967 (Beitrag 
Müller). Vgl. auch Klaus A. Friedrich Schüler, Logistik im Rußlandfeldzug. Die Rolle der Eisen
bahn bei Planung, Vorbereitung und Durchführung des deutschen Angriffs auf die Sowjetunion 
bis zur Krise vor Moskau im Winter 1941/42, Frankfurt a. M. u. a. 1987. 
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Angesichts der Sorge um die Schlagkraft der Wehrmacht galt die Existenz der russi

schen Zivilbevölkerung zunächst nur als eine Quantite negligeable. Wie militärisch 

kurzsichtig dieses Verständnis der Besatzungsaufgaben war und wie widersinnig der 

ständige Hinweis auf Sicherheitsbedürfnisse, zeigte sich erst, als die 18. Armee in die

sem längerfristig besetzten Raum mit den Folgen des besatzungspolitischen Kahl

schlags konfrontiert wurde. Doch da war es bereits zu spät, die Fehler der richtung

weisenden ersten Monate nachhaltig zu korrigieren. 

4. Kriegsgefangene 

Nach der Bevölkerung der Neva-Metropole und den Zivilisten im Operationsgebiet 
waren die sowjetischen Kriegsgefangenen die dritte große Gruppe, die im Leningra
der Raum der Hunger traf. Die Katastrophe der Kriegsgefangenen, das Leid der 
abertausenden verhungerten, erfrorenen, durch Seuchen umgekommenen und von 
den Deutschen erschossenen Rotarmisten ist eines der erschütterndsten Kapitel die
ses Krieges, zugleich aber nach wie vor auch eines der umstrittensten. Die Ursachen 
dieser Tragödie werden teils in den „Sachzwängen" einer schwierigen Versorgungsla
ge sowie der deutschen Gleichgültigkeit und Härte gegenüber den Kriegsgefangenen 
gesehen208, teils als bewußt einkalkulierte Folge der beschriebenen Wirtschaftspolitik 
interpretiert209. Letzteres wurde jüngst zur These zugespitzt, die Gefangenenlager 
der Wehrmacht hätten sich „faktisch zu Vernichtungsmaschinen, zu Instrumenten ei
nes staatlich geplanten Massenverbrechens" entwickelt, und zwar endgültig, nach
dem im September 1941 „eine konkrete Strategie zur selektiven Vernichtung durch 
Unterversorgung" beschlossen worden sei210. 

In der Vorbereitung des „Unternehmen Barbarossa" sind „Hungermordpläne" ge
gen die Kriegsgefangenen nicht nachzuweisen. Im Gegensatz zur sowjetischen Zivil
bevölkerung wurde diese Gruppe auch nicht ausdrücklich in das Hungerkalkül der 
Wirtschaftsdienststellen einbezogen. Allerdings war von Anfang an klar, daß die ge
fangenen Rotarmisten anders, nämlich schlechter, behandelt werden würden als die 
Kriegsgefangenen im Westen. Die Äußerung Hitlers am 30. März 1941 vor den 
Oberbefehlshabern, der bolschewistische Feind sei „vorher kein Kamerad und nach
her kein Kamerad"211, brachte dies unmißverständlich zum Ausdruck. Die zentralen 
Anordnungen über das Kriegsgefangenenwesen legitimierten eine entsprechend harte 
Behandlung der Kriegsgefangenen. So forderte der grundlegende OKW-Befehl vom 
16. Juni 1941 „äußerste Zurückhaltung", „schärfste Wachsamkeit" sowie „rücksichts-

18 Besonders von Alfred Streim, Die Behandlung sowjetischer Kriegsgefangener im „Fall Barbaros
sa". Eine Dokumentation, Karlsruhe 1981; ders., Sowjetische Gefangene in Hitlers Vernichtungs
krieg. Berichte und Dokumente 1941-1945, Heidelberg 1982. 

)9 Vgl. vor allem Christian Streit, Keine Kameraden. Die Wehrmacht und die sowjetischen Kriegsge
fangenen 1941-1945, Neuausgabe Bonn 1991; DRZW, Bd. 4, S. 1015-1022 (Beitrag Müller). 

0 Gerlach, Kalkulierte Morde, S. 774-859, Zitate S. 858 f. 
1 Halder, Kriegstagebuch, Bd. 2, S. 336 (30. 3. 1941). 
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loses und energisches Durchgreifen bei den geringsten Anzeichen von Widersetzlich
keit"212. Dieser Appell zur Härte wurde am 8. September nicht nur wiederholt, son
dern sogar erheblich verschärft213. Dem Rotarmisten wurde jetzt wegen seiner 
Kampfweise „jeder Anspruch auf Behandlung als ehrenhafter Soldat und nach dem 
Genfer Abkommen" abgesprochen. Auch wenn die Wachmannschaften zu korrek
tem Verhalten angehalten wurden, erhielten sie doch einen Freibrief zu nahezu un
eingeschränkter Gewalt: „Waffengebrauch gegenüber Sowjet. Kr.Gef. gilt in der Re
gel als rechtmäßig." 

Anders als solche eindeutigen Aufforderungen zur Härte blieben die Bestimmun
gen über die Verpflegung der Kriegsgefangenen lange Zeit ungenau. Die Anordnung 
vom 3. April 1941, „willigefn] Arbeitsdienst durch ausreichende Verpflegung und 
gute Fürsorge zu belohnen"214, war sehr vage und konnte unterschiedlich ausgelegt 
werden. Nach dem Genfer Abkommen hätten den Kriegsgefangenen dieselben Ver
pflegungssätze zugestanden wie dem deutschen Ersatzheer215. Da die deutsche Krieg
führung aber die Ernährungsinteressen der Truppe und der Heimat allem anderen 
überordnete, erhielten die sowjetischen Kriegsgefangenen von vornherein nur das, 
was übrig blieb, und das war häufig zu wenig. Das Fehlen von Richtlinien führte zu 
einer freien und sehr verschiedenen Interpretation der Fürsorgepflicht bei den örtli
chen Wehrmachtsdienststellen. Als am 6. August 1941 endlich eine verbindliche Re
gelung getroffen wurde216, brachte dies den Kriegsgefangenen keine Besserung. Die 
festgelegten Rationen waren zu niedrig, um eine Unter- und Mangelernährung zu 
verhindern, und die Maßgabe, die Ernährung der Truppe und der Heimat nicht zu 
belasten, erschwerte das Organisieren selbst dieser kargen Sätze. Nachdem Göring 
am 16. September 1941 die „Abstufung in der Ernährung" (Truppe, Heimat, für die 
Deutschen arbeitende Sowjetbürger und Kriegsgefangene) bestätigt hatte, drängten 
das Reichsernährungsministerium und der Wirtschaftsstab Ost, die Gefangenenkost 
zugunsten der gefährdeten deutschen Ernährungsbilanz weiter einzuschränken217. 

212 Befehl des OKW/Abt. Kriegsgefangene „Kriegsgefangenenwesen im Fall Barbarossa", 16. 6. 
1941, in: Ueberschär/Wette, Unternehmen Barbarossa, S. 315. 

213 Befehl des OKW/Abt. Kriegsgefangene „Anordnungen über die Behandlung sowjetischer Kriegs
gefangener in allen Kriegsgefangenenlagern", 8. 9. 1941, in: Ebenda, S. 351-354. 

214 Befehl des Oberbefehlshabers des Heeres (Besondere Anordnungen für die Versorgung, Anl. 6, 
Teil C), 3. 4. 1941, in: Fall Barbarossa, S. 299-304, hier S. 304. 

215 Der Befehl vom 16. 6. 1941 hatte das Genfer Abkommen vom 27. 7. 1929 als Grundlage der Be
handlung der sowjetischen Kriegsgefangenen anerkannt, jedoch zehn Ausnahmen befohlen, von 
denen die siebte lautete: „Über die Verpflegung der Kriegsgefangenen ergeht Sonderbefehl." 

216 Befehl des OKH/Chef der Heeresrüstung und Befehlshaber des Ersatzheeres, 6. 8. 1941, in: NA, 
T 501/3. Vgl. auch den tabellarischen Vergleich der verschiedenen Ernährungsvorschriften bei 
Streit, Keine Kameraden, S. 138-140. Der Befehl vom 6. 8. 1941 betonte, Deutschland sei in der 
Ernährung der Kriegsgefangenen nicht an das Genfer Abkommen vom 27. 7. 1929 gebunden, da 
die Sowjetunion diese Konvention nicht unterschrieben habe. 

217 Grundlegend hierzu und überhaupt zur Ernährungspolitik gegenüber den sowjetischen Kriegsge
fangenen Streit, Keine Kameraden, S. 137-162. Gerlachs These des Übergangs von einer unspezi
fischen Unterversorgung und Vernachlässigung „zur gezielten, selektiven Ermordung der meisten 
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Dadurch wurden besonders die nichtarbeitenden Kriegsgefangenen dem Hungertod 
preisgegeben. Die entsprechende Senkung der Rationen erfolgte schließlich am 
21. Oktober 1941 durch Befehl des Generalquartiermeisters218. 

Eine Wende zeichnete sich erst ab, als der Arbeitskräftebedarf an der Front und in 
der Heimat so evident wurde, daß man auf das billige Menschenreservoir der sowje
tischen Kriegsgefangenen zurückgreifen wollte. Hitler selbst ordnete am 31. Oktober 
1941 an, das Millionenheer der gefangenen Rotarmisten zur Arbeit einzusetzen und 
angemessen zu ernähren219. Bestärkt wurde er dabei offenbar durch Beschwerden 
der Truppenführung über die grauenhaften Zustände im Gefangenenwesen220. Im 
November wurden daraufhin vom OKW und O K H Maßnahmen befohlen, die ver
hungernden und entkräfteten Kriegsgefangenen am Leben zu erhalten und durch 
„Aufpäppelung" arbeitsfähig zu machen. Diese Bemühungen führten am 2. Dezem
ber 1941 zur Verfügung Wagners, die Rationen für alle sowjetischen Gefangenen, 
ausdrücklich auch die nichtarbeitenden, dauerhaft zu erhöhen221. Dies kam allerdings 
für sehr viele Gefangene zu spät. Zum einen waren auch die neuen Sätze noch zu 
niedrig, um stark entkräftete Menschen wieder auf die Beine zu bringen, zum ande
ren behinderte die katastrophale Transport- und Unterkunftslage im Winter die Lin
derung der Leiden. Die sichere Rettung vor Hunger und Erfrierung hätte noch grö
ßerer Anstrengungen bedurft. Dazu waren die deutschen Zentralbehörden aber nicht 
bereit, da für sie die Truppe und die Heimat eindeutigen Vorrang behielten und die 
Gefangenenverpflegung daher weiterhin ganz überwiegend „aus dem Lande" erfol
gen sollte. Auch wenn von einem einheitlichen Mordplan gegen die sowjetischen 
Kriegsgefangenen nicht gesprochen werden kann, so war diese Katastrophe mit ihren 
insgesamt ca. drei Millionen Opfern vom Standpunkt der Wirtschafts-, Wehrmachts
und Heeresführung zumindest eine erst bewußt in Kauf genommene, dann nicht 
konsequent bekämpfte Folge des angeblichen Zwangs zur ökonomischen Rück
sichtslosigkeit gegen die - auch rassenideologisch als minderwertig eingestuften -
Menschen der besetzten Sowjetunion. 

Gefangenen durch Hunger" als Teil eines umfassenden Mordplans im September 1941 ist dagegen 
überspitzt. Außerdem unterschätzt Gerlach die Entscheidung für den Arbeitseinsatz, die tatsäch
lichen Versorgungsprobleme und die eigenständigen Bemühungen vieler Wehrmachtsdienststel
len. Vgl. Gerlach, Kalkulierte Morde, S. 796-829, Zitat S. 797. Dagegen jetzt Christian Hartmann, 
Massensterben oder Massenvernichtung? Sowjetische Kriegsgefangene im „Unternehmen Barba
rossa". Aus dem Tagebuch eines deutschen Lagerkommandanten, in: VfZ 49 (2001), S. 97-158. 
Verfügung Wagners (OKH/Gen.St.d.H./Gen.Qu./IVa, Nr. 1/23 738/41 geh.), 21. 10. 1941, in: BA-
MA, RH 19 III/638. Danach stellten diese Verpflegungssätze „das Höchste dar, was auf Grund 
der Ernährungslage im Reich und in den Ostgebieten als Dauerverpflegung abgegeben werden 
kann". 
Streit, Keine Kameraden, S. 145; DRZW, Bd. 4, S. 1017 (Beitrag Müller). 
Nach einem Bericht von General Thomas vom 31. 10. 1941 waren „die Oberbefehlshaber beim 
Führer vorstellig" geworden - „wegen der Lage der russischen Kriegsgefangenen, da ungünstige 
Auswirkungen auf Stimmung der Truppe". Zit. nach ebenda, S. 1017. 
Verfügung Wagners (OKH/Gen.St.d.H./Gen.Qu./IVa, Nr. 1/36761/41 geh.), 2.12. 1941, in: BA-
MA, RH 19 III/638. 
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Vor diesem Hintergrund der Kriegsgefangenenpolitik der obersten Führung muß 
nun der Blick auf die Behandlung der Gefangenenfrage durch die 18. Armee gerichtet 
werden. In den ersten Monaten bekam die Armee vom bereits frühzeitig einsetzen
den, dann ständig schlimmer werdenden Gefangenenelend wenig mit. In der Phase 
des Vormarschs gerieten die Kriegsgefangenen in der Regel schnell aus den Augen 
und der Verantwortung der Armee, da sie entweder bald nach hinten abgeschoben 
wurden oder die Front sich von ihnen wegbewegte. Erst als die 18. Armee in der 
zweiten Septemberhälfte ihre Dauerstellung vor Leningrad eingenommen hatte, be
kam diese Frage für das Oberkommando eine neue Bedeutung. Der bevorstehende 
Stellungs- und Belagerungskrieg in Herbst und Winter erforderte Arbeitskräfte für 
Schanz-, Räumungs-, Straßen- und Bauarbeiten, welche die Wehrmacht, der Reichs
arbeitsdienst und die Organisation Todt allein nicht aufbringen konnten. So richtete 
man sich darauf ein, eine größere Zahl von Kriegsgefangenen im Operationsgebiet 
der Armee zurückzubehalten, zu verpflegen und zur Arbeit einzusetzen. Am 
24. September erkannte das Armeeoberkommando deswegen und wegen der „Ver
pflichtung der Fürsorge" die Notwendigkeit einer „planmäßigen Regelung" und be
fahl den Verbleib von genügend Kriegsgefangenen zum Arbeitseinsatz im Winter222. 
Bereits zwei Tage später folgte eine erste Quotierung. Von den 35 000 Kriegsgefange
nen sollten 22 000 in den Gefangenensammelstellen und Durchgangslagern (Dulags) 
als „Arbeitskräfte für Straßeninstandhaltung und Unterkunftsbau" zurückgehalten 
werden223. Außerdem wurde der Truppe freigestellt, „für eigene Zwecke Arbeits
kommandos unter eigener Bewachung und wirtschaftl. Versorgung" zu bilden. 

Die Verpflegung und Unterkunft dieser großen Zahl von Kriegsgefangenen wurde 
offenbar zunächst nicht als Problem gesehen. Wir erinnern uns, daß sich das Armee
oberkommando zur selben Zeit auch über die Ernährung der Bevölkerung in und um 
Leningrad noch falsche Vorstellungen machte. Der Befehl vom 24. September ging 
wie selbstverständlich davon aus, daß die Gefangenenverpflegung „entsprechend 
den festgelegten Sätzen auf dem gleichen Wege wie die Truppenverpflegung anzufor
dern und zu empfangen" sei. Da die Truppenverpflegung aber möglichst nicht bela
stet werden sollte und sich die Versorgungslage im Armeegebiet ohnehin immer 
schwieriger gestaltete, hielt auch in den Gefangenenlagern der 18. Armee bald der 
Hunger Einzug. Der Kampf gegen die sich anbahnende Katastrophe wurde zusätz
lich erschwert, als Generalquartiermeister Wagner am 21. Oktober 1941 die Rationen 
senkte und befahl, die Verpflegung „im Einvernehmen mit den Dienststellen des Wi 
Stab Ost dem Lande zu entnehmen" und nur im Notfall die Verpflegungsstellen des 
Heeres einzuschalten bzw. auf Nachschubbestände zurückzugreifen224. 

222 Befehl Buchers (AOK. 18/Abt. O.Qu./Qu. 2) „Gefangenenwesen", 24. 9. 1941, in: BA-MA, RH 
20-18/117. Als Arbeitsbereiche wurden genannt: Instandhalten der Straßen und Bahnen, Trup
penunterkunftsbau, Arbeitsdienst in Versorgungseinrichtungen, Auffäumarbeiten, Beutebergung. 

223 Befehl Buchers (AOK 18/Abt. O.Qu./Qu. 2) „Gefangenenabschub", 26. 9. 1941, in: BA-MA, RH 
20-18/118. 

224 Verfügung Wagners (OKH/Gen.St.d.H./Gen.Qu./IVa, Nr. 1/23 738/41 geh.), 21. 10. 1941, in: BA-
MA, RH 19 III/638. 



428 Johannes Hiirter 

Das Gefangenenwesen geriet nun in eine schwere Krise. Bereits am 27. Oktober 
warnte der Wirtschaftsoffizier der 18. Armee den Chef, „daß eine Sicherstellung der 
Verpflegung für die Gefangenen vordringlich ist, da aus dem Lande nicht mehr viel 
zu holen ist"225. Nur einen Tag darauf kapitulierten die Wirtschaftsdienststellen vor 
diesem Problem und machten unmißverständlich deutlich, daß die Ernährung der 
Kriegsgefangenen aus den geringen von der Truppe nicht requirierten Landesbestän
den unmöglich sei226. Lediglich der Bedarf von 4000 für die Wehrmacht arbeitenden 
Zivilisten konnte vom Wirtschaftskommando „Görlitz" gedeckt werden. Als Anger
mann am 7. November diesen Offenbarungseid der Wirtschaftsdienststellen an 
Oberquartiermeister Bucher weitergab227, kam dies einem Todesurteil für sehr viele 
Kriegsgefangene gleich, denn an eine vollständige Verpflegung der Gefangenen aus 
Armee- und Nachschubbeständen war nach den Vorgaben Wagners und wegen der 
wachsenden logistischen Probleme kaum zu denken. Zugleich wurde von Bucher 
und Angermann die bereits erwähnte ernährungspolitische Dringlichkeitsliste aufge
stellt: 1. Zivilisten in Wehrmachtsdiensten, 2. arbeitende Kriegsgefangene, 3. nichtar
beitende Kriegsgefangene, 4. die Zivilbevölkerung. Aber: „Tatsächlich reicht Ver
pflegung] nur für Ziffer 1 [ . . . ] ." 

So setzte auch im Bereich der 18. Armee das Massensterben der Kriegsgefangenen 
ein. Die Gefangenenkost wurde immer karger, improvisierter, minderwertiger. Sogar 
auf verendete Pferde mußte zurückgegriffen werden228. Anfang November erklärte 
die Oberquartiermeisterabteilung, daß die Gefangenenverpflegung „in keiner Weise" 
ausreiche, „weil die Gefangenen völlig ausgehungert ankommen und wegen unzurei
chender Bekleidung und Unterkunft unter der Kälte zu leiden haben"229. Auch aus der 
Truppe mehrten sich die Notrufe, die das Armeeoberkommando vorerst nur mit dem 
Hinweis beantworten konnte, daß ihr die Verhältnisse bekannt wären, „eine Verbesse
rung der Ernährung für die Gefangenen jedoch kaum durchzuführen sei"230. Zugleich 
benötigte die Armee aber immer mehr Arbeitskräfte - auch zum Minenräumen231 -

AOK 18, KTB Ia, 27. 10. 1941, 12.05 Uhr (Besprechung Hasse/Angermann), in: NA, T 312/782. 
Wirtschaftskommando Görlitz/Befehlsstelle Krasnogvardejsk an AOK 18/IV Wi, 28. 10. 1941, in: 
BA-MA, RW 46/299. 
AOK 18, KTB O.Qu., 7. 11. 1941, 12.20 Uhr (Besprechung Bucher/Angermann), in: BA-MA, 
RH 20-18/1204. Vgl. auch das Schreiben Angermanns an Bucher, 8. 11. 1941, in: BA-MA, RW 
46/299. 
AOK 18, KTB O.Qu., 31. 10. 1941, 18.25 Uhr (Besprechung Bucher/Korück), in: BA-MA, RH 
20-18/1204. Allerdings sei es „untunlich, (wegen der Gefahr des Ausnutzens durch die fdl. Propa
ganda) einen entsprechenden Befehl zu veröffentlichen". 
Ebenda, 3. 11. 1941, 22.00 Uhr. „Im Lager Siwerskaja sind in einer Nacht 10 Gefangene an Er
schöpfung gestorben. Es ist angeordnet, daß alle toten Pferde den Dulags angeboten werden." 
Über diesen bedrohlichen Zustand wurde auch Generalstabschef Hasse unterrichtet. Vgl. AOK 
18, KTB Ia, 4. 11. 1941, 10.55 Uhr (Besprechung Hasse/Bucher), in: NA, T 312/782; ebenda, 
9. 11. 1941, 11.30 Uhr (Besprechung Hasse/Bucher). Bucher beklagte, „daß die Gefangenenernäh
rung so unzureichend ist, daß z.Zt. täglich 100 Mann sterben". 
Ebenda, 13.11. 1941, 22.00 Uhr (Ferngespräch Ia/Chef XXVI. A.K.). 
AOK 18, KTB O.Qu., 4.11. 1941, 11.50 Uhr (Bericht Qu. 2), in: BA-MA, RH 20-18/1204. 
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und meldete bei der Heeresgruppe zusätzlich zu den 19000 Kriegsgefangenen und 
5000 Zivilgefangenen einen weiteren Bedarf von 27 000 Gefangenen an232. Der Wi
derspruch zwischen dem Gefangenenelend und dem Arbeitskräftebedarf führte zur 
paradoxen Situation, daß die Kriegsgefangenen einerseits nicht ausreichend ernährt, 
bekleidet und untergebracht werden konnten, andererseits aber noch durch die ge
wünschten Zugänge aus dem rückwärtigen Heeresgebiet und von der 16. Armee ver
mehrt wurden. 

In den ersten acht Novembertagen starben 321 Kriegsgefangene der 18. Armee 
„den Erschöpfungstod"233, also in Folge von Hunger, Kälte und Überarbeitung. Die
se erschreckende Sterbequote veranlaßte die Oberquartiermeisterabteilung endlich 
zum Handeln, auch wenn ihr Oberbefehlshaber diesem Problem gegenüber offenbar 
zunächst gleichgültig blieb. Noch am 3. November hatte Küchler den „Reichenau-
Befehl" vom 10. Oktober 1941 weitergegeben, in dem u.a. die Verpflegung nichtar
beitender Kriegsgefangener aus Truppenküchen als „mißverstandene Menschlich
keit" kritisiert wurde234. Oberquartiermeister Bucher aber gab Hasse für die Gene
ralstabsbesprechung in Orsa am 13. November eine Aufzeichnung mit den vier 
wichtigsten Monita in die Hand, von denen der Zustand der Kriegsgefangenen das 
dringendste war235: „Gefangenenverpflegung nicht ausreichend, um Gefangene zur 
Arbeit leistungsfähig zu erhalten. Gefangene haben keine Winterbekleidung, Mäntel 
und schlechtes Schuhzeug. Ein großer Teil völlig erschöpft, ist nicht arbeitsfähig. 
Täglich Abgänge an Toten infolge Erschöpfung." In Orsa reagierte Generalquartier
meister Wagner auf einen entsprechenden Vorstoß der Heeresgruppe Mitte mit der 
Erklärung, daß nichtarbeitende Kriegsgefangene zu verhungern haben und arbeiten
de Gefangene nur in Einzelfällen, nicht generell aus Heeresbeständen ernährt werden 
können236. 

Den Widerspruch dieser grausamen Richtlinien zum von Hitler geforderten Ar
beitseinsatz und zur deutschen Propaganda in der Sowjetunion wollten viele Front-

Ebenda, 3. 11. 1941, 22.00 Uhr; KTB Ia, 4. 11. 1941, 10.55 Uhr (Besprechung Hasse/Bucher), in: 
NA, T 312/782. Davon sollten 20 000 der Organisation Todt, 7000 der Schneeräumung dienen. Die 
Zugänge von der Leningrader Front waren jetzt so gering, daß sie kaum die Todesfälle ausglichen. 
AOK 18, KTB O.Qu., 13.11. 1941, 12.00 Uhr (Vortrag O.Qu, beim O.B.), in: BA-MA, RH 20-
18/1204. 
Befehl Küchlers (Ia, Nr. 5016/41 geh.), 3.11. 1941, mit dem „Reichenau-Befehl" als Anlage, in: 
BA-MA, RH 20-18/1209. 
Aufzeichnung Buchers „Besprechungspunkte für Chef des Generalstabes", 9. 11. 1941, in: BA-
MA, RH 20-18/132. Die anderen drei Probleme waren der Materialverschleiß, die Rauhfutterlage 
und die Trennung der Truppe von der verhungernden Bevölkerung. 
Aufzeichnung Hasses „Merkpunkte aus der Chefbesprechung in Orscha am 13. 11.1941", in: IfZ-
Archiv, MA 1564, NOKW-1535. Während Rolf-Dieter Müller in der Äußerung Wagners „Hilflo
sigkeit" erkennt (DRZW, Bd. 4, S. 1018), zeigt sich für Christian Gerlach hier „das eiskalte Kalkül 
eines Hauptverantwortlichen des Völkermordes" (Gerlach, Kalkulierte Morde, S. 801). Auf jeden 
Fall führte die Überbetonung vermeintlicher „Sachzwänge" bei Wagner zu einer erschreckenden 
Gleichgültigkeit gegenüber der Mangelernährung der Kriegsgefangenen und den daraus resultie
renden Folgen. 
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dienststeilen nicht mehr länger hinnehmen. Das AOK 18 bemühte sich nun zuneh
mend, nicht nur die arbeitenden, sondern alle Kriegsgefangenen am Leben zu erhal
ten. Am 21. November wurden zwischen Oberquartiermeister Bucher und General
stabschef Hasse Maßnahmen besprochen, „daß die Kriegsgefangenen die ihnen zu
stehenden knappen Sätze voll erhalten, daß sie für den Außendienst ausreichend be
kleidet sind und daß sie während der Nacht in warmen Unterkünften untergebracht 
sind"237. Diese Bemühungen zur Rettung der Kriegsgefangenen stießen aber auf gro
ße Probleme, vor allem bei der Ernährung. Auch wenn jetzt verstärkt Lebensmittel 
aus den Armeeversorgungslagern ausgegeben wurden, waren im kargen Armeegebiet 
und bei der angespannten Nachschublage selbst die völlig unzureichenden Rationen 
der Wagner-Verordnung vom 21. Oktober 1941 kaum zu beschaffen. 

Das Armeeoberkommando versuchte daher, die Zentralbehörden von den Män
geln der Kriegsgefangenenpolitik zu überzeugen. Den Anlaß dazu bot ein Fragebo
gen des OKH zum Gefangenenwesen, den die Oberquartiermeisterabteilung am 
27. November 1941 beantwortete238. Diese ungeschminkte Bestandsaufnahme geriet 
zur eindeutigen Kritik am bisherigen Vorgehen. Das AOK 18 gab sich nicht mit der 
Feststellung zufrieden, daß die Bekleidung der ca. 23 000 Kriegsgefangenen239 im Ar
meegebiet schlecht sei und die befohlenen Verpflegungssätze wegen der „unzurei
chenden Beschaffung aus dem Lande bzw. aus den A.V.L. [Armeeversorgungsla
gern]" nicht immer eingehalten werden könnten. Vielmehr wurden die von Wagner 
vorgeschriebenen Rationen überhaupt als nicht ausreichend erklärt: „Die von den Er
nährungsphysiologen errechneten Verpflegungssätze für arbeitende und nicht arbei
tende Kgf. treffen nur zu unter der Voraussetzung, dass gesunde und kräftige Männer 
unter normalen klimatischen Verhältnissen am Leben erhalten werden sollen. Diese 
Voraussetzungen entfallen für den überwiegenden Teil der Kgf." Der erbärmliche 
Zustand der Kriegsgefangenen, von denen nach Angaben der Denkschrift 2-5 Pro
mille täglich starben, wurde vor allem dem OKH angelastet. Entsprechend ziehen 
sich die Vorschläge einer Erhöhung der Rationen wie ein roter Faden durch die 
Denkschrift240. Die Kriegsgefangenen wurden nun als nützliche, arbeitswillige und 
überwiegend nicht bolschewistisch eingestellte Kräfte gesehen, für die das AOK 18 

AOK 18, KTB O.Qu, 21. 11. 1941, 12.00 Uhr (Vortrag O.Qu, beim Chef), in: BA-MA, RH 20-
18/1204. „Erhaltung der Arbeitsfähigkeit liegt in unserem Interesse." 
Fragebogen: Befehl des OKH (Gen.St.d.H./Gen.Qu./IVa/IVb/Qu. 4/Kgf, Nr. 11/7891/41 geh.), 
9. 11. 1941, in: BA-MA, RH 20-11/407; Antwort: AOK 18 (O.Qu./Qu. 2, Nr. 2310/41 geh., un
terzeichnet vom Qu. 1 in Abwesenheit Buchers) an Heeresgruppe Nord, 27. 11. 1941, in: BA-
MA, RH 20-18/1448. 
Stand am 15. 11. 1941: 19662 zur Arbeit eingesetzt, 1817 arbeitsfähig, aber ohne Arbeit, 1684 ar
beitsunfähig, in: Ebenda. 
Vgl. etwa ebenda: „Wesentlich ist zur Vorbereitung von schwererem Einsatz die Erhöhung der 
Grundration bei allen Gefangenen in der Annahme, dass Deutschland eine hohe Zahl arbeitsfähi
ger Gefangener benötigt." „Durchweg wird vorgeschlagen: Erhöhung der Verpflegungssätze, be
sonders für Fett, Fleisch und Brot, ein Ruhetag wöchentlich, Beschaffung von Beleuchtung und 
Heizmaterial, nicht zu enge Belegung, feste Gebäude oder Baracken für Unterbringung." 
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zusammenfassend forderte: „Strenge aber menschliche Behandlung, wozu ausrei
chende Ernährung und warme Unterkunft gehört." 

Diese Forderung suchte man in der Armee durchzusetzen. Bereits einen Tag spä
ter, am 28. November, kam es zu einer grundsätzlichen Besprechung des General
stabschefs mit den zuständigen Offizieren des Armeeoberkommandos über diese 
Aufgabe241. Es herrschte Übereinstimmung, daß der Zustand der Gefangenen insge
samt schlecht, aber von Lager zu Lager sehr unterschiedlich sei. Neben der mangeln
den Ernährung, Bekleidung und Unterkunft wurde dafür auch die teilweise sehr 
schlechte Behandlung durch die Wachmannschaften verantwortlich gemacht242. Die 
grundsätzlichen Befehle zur Härte gegen die gefangenen Rotarmisten hatten ihre 
Wirkung gezeigt. Am Ende der Besprechung wies Hasse „nachdrücklichst darauf 
hin, daß die Arbeitskraft der Kriegsgefangenen erhalten werden muß, da sonst nicht 
das Land in Ordnung zu bringen ist". Eine bessere Behandlung der Gefangenen soll
te durch Kontrollen überprüft werden. Zu ähnlichem Ergebnis wird auch die Bespre
chung Küchlers mit dem Kommandanten des rückwärtigen Armeegebiets am 
30. November gekommen sein, in der die Einführung eines wöchentlichen Ruhetags 
für die Gefangenen beschlossen wurde243. Generalmajor Knuth hatte schon zwei 
Wochen zuvor „das traurige Los der Kriegsgefangenen" und seine negative Wirkung 
auf das öffentliche Bild des Besatzers heftig kritisiert244. 

Inzwischen hatte sich auch das O K H zu Rettungsmaßnahmen durchgerungen. 
Nachdem bereits am 16. November eine Zulage zur Gefangenenkost genehmigt 
worden war245, wurden die Verpflegungssätze durch die Verfügung Wagners vom 
2. Dezember 1941 erhöht246. An dem Grundsatz, diese Lebensmittel „dem Lande 
zu entnehmen" und nur „in einzelnen besonders gelagerten Notfällen" auf Nach
schubbestände zurückzugreifen, wurde aber ausdrücklich festgehalten. Das AOK 
18 las daraus ein erneutes Verbot der Entnahme der Gefangenenverpflegung auch 

241 AOK 18, KTB Ia, 28. 11. 1941, 11.15 Uhr (Besprechung des Chefs mit dem Qu. 1, der den O.Qu. 
vertrat, Qu. 2, IV Wi, Ic und dem Dolmetscher Prof. Arsenjew), in: NA, T 312/783. 

242 Ebenda: „Vielfach ist die Bewachung im Glauben, Härte üben zu müssen und behandelt deshalb 
die Gefangenen so schlecht." Interessant ist auch die Beobachtung, „daß überall da, wo Arbeits
einsatz und Fürsorge zusammenfallen, für die Gefangenen gesorgt wird. Wo das nicht der Fall 
ist, werden sie an der Arbeitsstelle ausgebeutet und die Fürsorgestelle hat kein Interesse an ih
nen." 

243 AOK 18, KTB O.Qu., 30. 11. 1941, 11.00 Uhr, in: BA-MA, RH 20-18/1204. Neben der Behand
lung der Kriegsgefangenen wurde die Entlassung der Zivilgefangenen besprochen. Bereits vorher 
waren die Entlassung der finnischen und baltischen sowie die Besserstellung der ukrainischen 
Kriegsgefangenen in die Wege geleitet worden. 

244 Korück 583 (Kdt-, Nr. 217 geh.) an AOK 18, 15. 11. 1941, in: BA-MA, RH 20-18/1448. „Die Be
völkerung sieht das Elend der Gefangenen täglich, sieht sie halb verhungert im Ort arbeiten oder 
hinter dem Stacheldraht hinsterben." 

245 Befehl des OKH (Gen.St.d.H./Gen.Qu./Qu./IVa, Nr. 960/41), 16.11. 1941, in: BA-MA, RH 19 
HI/638. 

246 Verfügung Wagners (OKH/Gen.St.d.H./Gen.Qu./IVa, Nr. 1/36761/41 geh.), 2. 12. 1941, in: 
Ebenda. 
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aus den Armeeversorgungslagern - und setzte sich darüber hinweg247. Doch das 
Gefangenensterben konnte zunächst nicht aufgehalten werden. Nur langsam griffen 
die Bemühungen der Armee, am ehesten noch im Unterkunftsbau, wesentlich 
schlechter bei der Ernährung und Bekleidung, die durch die „Sachzwänge" der teil
weise katastrophalen Transportlage im Winter erheblich erschwert wurden. Zu den 
anderen Unbilden kam nun noch das Fleckfieber. So erlagen in der Woche vom 5. 
zum 11. Dezember 1941 464 Gefangene dem „Erschöpfungstod", in der Woche 
vom 19. bis 25. Dezember waren es immer noch 362 registrierte Tote248. Am 
24. Dezember mußte Oberquartiermeister Bucher seinem Oberbefehlshaber mel
den, daß trotz aller Anstrengungen nach wie vor täglich rund 100 Kriegsgefangene 
starben249. Nach Angabe des Armeearztes seien die ,,innere[n] Organe durch Er
schöpfung so geschädigt, daß auch jetzt in diesem Zustand bessere Verpflegung 
nichts mehr nützt". 

Erst am Ende des hier behandelten Zeitraums begannen sich die Bemühungen um 
das Leben und die Arbeitskraft der Gefangenen auszuwirken. Der Vertreter des 
Quartiermeisters 2, Major d. R. Jaraczewski, stellte am 17. Januar 1942 fest, daß 
durch die „Erhöhung der Portionssätze, Verbesserung der Unterbringung und sorg
fältige Betreuung" bei den nunmehr 34000 Kriegsgefangenen im Armeegebiet „im 
Allgemeinen heute schon eine Besserung eingetreten ist"250. Das Massensterben 
konnte zunächst verlangsamt und dann in der milderen Jahreszeit endlich gestoppt 
werden. Doch bis dahin vergingen noch einige Monate. So gehörten die Elendsko
lonnen der halbverhungerten, zu Tode erschöpften und sterbenden Kriegsgefangenen 
für die 18. Armee ebenso lange zum Alltagsbild wie die Nachbarschaft hungernder 
und ausgemergelter Zivilisten. Auch wenn die einigen tausend umgekommenen so
wjetischen Gefangenen der 18. Armee nur einen Bruchteil der wohl allein bis zum 
Februar 1942 zwei Millionen Opfer bildeten, ist das Ergebnis der Kriegsgefangenen
politik in diesem Armeebereich erschütternd genug. Für diese Katastrophe machte 
man im Armeeoberkommando vor allem die „geringe Bemessung der Verpflegungs
sätze" sowie den „mancherorts missverstandene[n] Befehl zur Härte gegen die Rus
sen" verantwortlich251. 

Tatsächlich hatte die Armee allen Grund, die Ursache des Gefangenenelends vor 
allem in den Befehlen der Zentralbehörden zu suchen. Der rücksichtslose Wirt-

AOK 18, KTB O.Qu., 8. 12. 1941, 10.30 Uhr (Vortrag O.Qu, beim Chef und O.B.), in: BA-MA, 
RH 20-18/1205: „Entnahme von Gefangenenkost aus den A.V.L.s bleibt aber ausdrücklich verbo
ten, obwohl AOK gemeldet hat, daß dies im Armeegebiet nicht möglich ist. O. B. unterschreibt 
erneute Meldung an Gen.Qu., daß Armee aus A.V.L.s Verpflegung ausgibt." 
Ebenda, 14. 12. 1941, 23.40 Uhr; 28. 12. 1941, 13.00 Uhr. 
Ebenda, 24. 12. 1941, 10.30 Uhr (Vortrag O.Qu, beim Chef und O.B.). 
Aufzeichnung Jaraczewskis „Die Kriegsgefangenen und die Deckung des Arbeitsbedarfs im Ar
meebereich", 17. 1. 1942, in: BA-MA, RH 20-18/1448. Die Erhöhung der Gefangenenzahl erfolg
te durch Zuführung aus dem rückwärtigen Heeresgebiet und von der 16. Armee. 23 000 Gefange
ne waren den Dulags, 11000 direkt der Truppe unterstellt. 
Ebenda. 
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Schaftsegoismus eines Göring, Backe, Thomas und Wagner traf neben der sowjeti
schen Zivilbevölkerung auch die Kriegsgefangenen. Dies war offenbar nicht von 
vornherein geplant, sondern entwickelte sich aus teils eingebildeten, teils vorgescho
benen, teils tatsächlichen „Sachzwängen", die eine Ernährung aller Gefangenen 
ohne Belastung der Truppe und der Heimat nicht zu ermöglichen schienen. Das Kal
kül des Hungertods von Kriegsgefangenen fand - anders als das Hungern der Bevöl
kerung - keinen Eingang in die Wirtschaftsrichtlinien und widersprach dem sogar 
von Hitler erkannten Bedarf an billigen Arbeitskräften. Daher blieb der 18. Armee 
die Behandlung der Gefangenenfrage unverständlich. Der Gedanke, Kriegsgefangene 
vorsätzlich verhungern zu lassen, lag ihr fern, meinte man doch, alle im Armeebe
reich verbliebenen Gefangenen zur Arbeit gebrauchen zu müssen. Falls bei Wagner 
und anderen eine gezielte Vernichtungsabsicht gegen sowjetische Kriegsgefangene 
bestanden haben sollte252, so ist sie der Armee nicht vermittelt worden. Während 
das Armeeoberkommando die Argumente für eine Nichternährung der Bevölkerung 
in der „Waldzone" nicht allein kannte und akzeptierte, sondern in eine harte Besat
zungspolitik umsetzte, bemühte es sich - teilweise sogar gegen die Verordnungen -
um den Erhalt von Leben und Arbeitskraft der Kriegsgefangenen. Das Verhältnis 
von Menschlichkeit und Nützlichkeitserwägungen ist dabei ungewiß, aber letztlich 
nicht entscheidend. Daß man beim Organisieren der Gefangenenkost der hungern
den Zivilbevölkerung zusätzlich Lebensmittel entzog, war die dunkle Kehrseite. Al
lerdings reichten alle Improvisationen nicht aus, um das Massensterben der Kriegsge
fangenen zu verhindern. Es ist nicht zu übersehen, daß auch den Bemühungen der 
18. Armee der bei dieser angespannten Lage unbedingt notwendige letzte Nachdruck 
fehlte. Zum einen war man in den Krisenmonaten des Winters 1941/42 stark mit den 
Problemen der eigenen Leute beschäftigt, zum anderen aber hatte die offizielle Ideo
logie und Politik bereits solche Spuren hinterlassen, daß dem Leben eines sowjeti
schen Kriegsgefangenen nicht viel Wert beigemessen wurde. 

5. NS-Verbrechen 

Die Behandlung der Zivilbevölkerung und der Kriegsgefangenen durch die Wehr
macht hatte eine starke ideologische Komponente. Diese bestand aus dem allgemei
nen Antibolschewismus und vor allem aus einem rassistischen Überlegenheitsgefühl, 
das im Schlagwort vom „slawischen Untermenschen" seine schärfste Ausprägung 
fand und selbst in den Ansprachen und Befehlen eines Armeeoberbefehlshabers wie 
Generaloberst von Küchler Einzug hielt. Der Nationalsozialismus trug wesentlich 
zur Radikalisierung der rassistischen und antibolschewistischen Überzeugungen bei, 
nutzte sie aber eher, als daß er sie erzeugte. Dagegen lassen sich andere Vorgänge in 
diesem Krieg eindeutig und ausschließlich auf die nationalsozialistische Ideologie zu

Statt von einem konkreten „Mordplan" (Christian Gerlach) sollte man besser von einer schwer zu 
bestimmenden Mischung aus Kalkül, Gleichgültigkeit und Überforderung sprechen. 
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rückführen. Die systematische Ermordung von Juden, Kommissaren, Kommunisten 
und psychisch Kranken ist ohne den Nationalsozialismus nicht vorstellbar. Für diese 
NS-Verbrechen gegen aus ideologischen und politischen Gründen Verfolgte standen 
von vornherein die Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei und des SD als „Truppe 
des Weltanschauungskrieges" bereit253. In genau festgelegter Arbeitsteilung sollten 
sie der Wehrmacht die unangenehmen sicherheitspolizeilichen Aufgaben dieses 
Kampfes zweier Ideologien „außerhalb der Truppe" abnehmen254. 

Allerdings wurde der Wehrmacht durch den berüchtigten „Kommissarbefehl" 
vom 6. Juni 1941 die „Erledigung" der politischen Kommissare in der Roten Armee 
übertragen255. Dieser Mordbefehl wurde auch von Einheiten der 18. Armee durchge
führt. Selbst für die Monate vor Leningrad, in denen weitaus weniger Gefangene ein
gebracht wurden als zuvor, ist die Tötung von sowjetischen Truppenkommissaren -
oder von Offizieren, die man dafür hielt - in zahlreichen Fällen belegt256. Auch wur
den in den Gefangenenlagern der Armee Kommissare ausgesondert und entweder so
fort erschossen oder dem SD übergeben257. Die Denkschrift der Oberquartiermei
sterabteilung über die Gefangenenlage vom 27. November 1941 betonte die Notwen
digkeit, alle Kommissare aus den Lagern zu „entfernen"258. Das Verbrechen an den 
Kommissaren wurde vom Armeeoberkommando gebilligt oder doch wenigstens hin
genommen. Maßnahmen Küchlers und seiner Mitarbeiter gegen die Durchführung 
des Kommissarbefehls sind nicht überliefert. 

Der Kommissarbefehl war den Wehrmachtsdienststellen aber zweifellos lästig. Um 
so leichter wird man sich mit der Regelung angefreundet haben, daß der Armee in ih
rem Bereich andere vergleichbar unangenehme Aufgaben von den Kommandos der 
Sicherheitspolizei und des SD abgenommen wurden. Im Armeegebiet vor Leningrad 
spielte die „Judenfrage" dabei nur eine sehr untergeordnete Rolle. Der Großteil der 
in diesem Raum ohnehin nicht sehr zahlreichen Juden war vor den Deutschen nach 
Leningrad geflohen, so daß im Befehlsbereich der 18. Armee vermutlich nur wenige 
Menschen dem Judenmord zum Opfer fielen259. Der Anteil der Wehrmacht bestand 

Vgl. Helmut Krausnick/Hans-Heinrich Wilhelm, Die Truppe des Weltanschauungskrieges. Die 
Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei und des SD 1938-1942, Stuttgart 1981. 
Befehl des Oberbefehlshabers des Heeres, 28. 4. 1941, in: Ueberschär/Wette, Unternehmen Bar
barossa, S. 303 f. 
Ebenda, S. 313 f. 
So dokumentierte die Nürnberger Anklagebehörde im Verfahren gegen Küchler mehrere Fälle für 
das XXVIII. A.K. im November und Dezember 1941 (IfZ-Archiv, MA 1564, NOKW-1461, 
NOKW-3353) sowie für die 61 I.D. (XXXXII. A.K.) im Oktober 1941 (NOKW-2195). 
Vgl. ebenda, NOKW-2195, für die Gefangenenlager der 61 I.D. im Oktober 1941. 
AOK 18 (O.Qu./Qu. 2, Nr. 2310/41 geh.) an Heeresgruppe Nord, 27. 11. 1941, in: BA-MA, RH 
20-18/1448: „Es bestehen keine abwehrmässigen Bedenken gegen einen Arbeitseinsatz im Reich, 
wenn es gelingt, die letzten Kommissare zu entfernen, die sich bisher tarnen konnten." 
Wilhelm, Einsatzgruppe A, S. 258, schätzt die Opferzahl auf „nicht wesentlich über hundert" im 
gesamten Gebiet zwischen dem Peipussee und Leningrad. Die Tatsache, daß 1939 im Leningrader 
Oblast außerhalb des Stadtgebiets ca. 13 000 Juden lebten (vgl. Distribution of the Jewish Popula
tion of the USSR 1939, ed. by Mordechai Altshuler, Jerusalem 1993, S. 30), läßt diese auf den 
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offenbar darin, die Juden registrieren und kennzeichnen zu lassen260. Das im Herbst 
und Winter 1941/42 für das Gebiet der 18. Armee zuständige und der Einsatzgruppe 
A zugehörige Einsatzkommando lb unter Leitung des SS-Obersturmbannführers 
Dr. Erich Ehrlinger, das nur 110 Mann zählte, war wesentlich stärker mit anderen 
Aufgaben befaßt. Seine Tätigkeit, auf die hier nicht näher eingegangen werden 
kann261, umfaßte die Partisanenbekämpfung, die Überprüfung der Bevölkerung und 
der Gefangenen, die Ermordung von kommunistischen Funktionären und Parteimit
gliedern, von Juden, Zigeunern, Geisteskranken, die „Aussonderung" von Kommis
saren u.a. aus Kriegsgefangenenlagern, die Gegenspionage, den Agenteneinsatz, die 
Feindaufklärung gegen Leningrad sowie die Regelung der „Volkstumsfragen" (Deut
sche, Esten, Finnen). Die Bearbeitung dieser Aufgaben, die zu einigen tausend Exe
kutionen führte262, war auf das Zusammenwirken mit den Ic/AO-Offizieren der Ar
mee, der Korps und der Divisionen sowie teilweise auf die Unterstützung der Gehei
men Feldpolizei und Feldgendarmerie angewiesen. Die Zusammenarbeit zwischen 
Einsatzkommando und Wehrmachtsdienststellen funktionierte allem Anschein nach 
routiniert und reibungslos. Auch ließ Oberbefehlshaber Küchler dem Einsatzkom
mando offenbar recht große Freiheiten in der Durchführung seiner Aufgaben263 und 
legte seinem Treiben zu keiner Zeit Zügel an - was ihm mit dem Hinweis auf militä
rische Notwendigkeiten durchaus möglich gewesen wäre. 

Das Armeeoberkommando scheint außerhalb der Gruppe Ic/AO von der Tätigkeit 
der Einsatzgruppe A oder des Einsatzkommandos lb kaum Notiz genommen zu ha
ben, obwohl der Stab der Einsatzgruppe seit dem 7. Oktober 1941 in Kras-
nogvardejsk lag. Die Kooperation spielte sich vorwiegend auf den unteren Ebenen 
ab. Nur an ganz wenigen Punkten ist ein direktes Interesse des Oberkommandos an 
diesem kleinen mörderischen Sonderverband und seinen „Dienstleistungen" nach
weisbar. Im Nürnberger Prozeß gegen Küchler schockierte die amerikanische Ankla
gebehörde den Beklagten und die Öffentlichkeit mit dem Vorwurf, der Oberbefehls
haber der 18. Armee habe am 26. Dezember 1941 einem Antrag des XXVIII. Armee
korps zugestimmt, 230-240 geisteskranke bzw. an Syphilis und Epilepsie erkrankte 
Frauen einer Anstalt in dem ehemaligen Kloster Makarevskaja Pustin' durch das Ein

deutschen Akten beruhende Schätzung allerdings trotz der Evakuierungen als zu niedrig und 
überprüfenswert erscheinen. 
Nach der „Ereignismeldung UDSSR" des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD Nr. 94 vom 
25. 9. 1941 ordnete Küchler an, „daß Juden sich durch weiße Armbinden mit dem Davidstern 
auf beiden Armen zu kennzeichnen haben". Vgl. Krausnick/Wilhelm, Truppe, S. 617. 
Grundlegend dazu die eingehende Darstellung von Wilhelm, Einsatzgruppe A, S. 252-307, die 
sich allerdings vorwiegend auf die Ereignismeldungen stützt. Neben dem Einsatzkommando lb 
war noch das Einsatzkommando „Hamburg" des Sonderkommandos Künsberg im Bereich der 
18. Armee tätig, das im Auftrag des Auswärtigen Amts Schriftgut beschlagnahmte und in den 
wertvollen Bibliotheken der Zarenschlösser vor Leningrad reiche Beute machte. Vgl. Ulrike Här
tung, Raubzüge in der Sowjetunion. Das Sonderkommando Künsberg 1941-1943, Bremen 1997. 
Wilhelm, Einsatzgruppe A, S. 262, geht für das „altrussische" Gebiet zwischen Peipussee und Le
ningrad bis zum Frühjahr 1942 von einer Zahl von mindestens 4000 Exekutionen aus. 
Vgl. - für den Bereich des Abwehrdienstes - Krausnick/Wilhelm, Truppe, S. 456. 



436 Johannes Härter 

satzkommando töten zu lassen264. Das Korps begründete seinen Antrag mit der Seu
chengefahr und verwies im übrigen darauf, „daß die Insassen der Anstalt auch im Sin
ne deutscher Auffassung Objekte nicht mehr lebenswerten Lebens darstellen". In 
Wirklichkeit ging es wohl vor allem um Unterkunftsraum für die Truppe, den man 
von der Sicherheitspolizei freimachen lassen wollte. In Nürnberg und später265 be
stritt Küchler seine Einwilligung zu diesem Mord und vermutete einen Irrtum im 
Ic-Tätigkeitsbericht des Korps, in dem dieser Vorgang überliefert ist. 

Eine ähnliche, im Nürnberger „OKW-Prozeß" noch nicht bekannte Aktion gegen 
eine Anstalt führt aber eindeutig zu Küchler und erhöht die Plausibilität seiner Zu
stimmung im Makarevskaja-Fall. Sie wirft ein Schlaglicht auf die Beteiligung höch
ster Frontdienststellen an NS-Verbrechen. In dem Ort Nikolskoe südwestlich von 
Krasnogvardejsk befand sich eine große psychatrische Anstalt, die Kascenko-Klinik 
mit über tausend Patienten. Da die Verpflegung dieser Einrichtung für die Besatzer 
sehr bald zu einem Problem wurde, bat die Ortskommandantur Krasnogvardejsk 
(Land) am 11. Oktober 1941 das Armeeoberkommando „um Beseitigung der Irren 
durch S. D., der hierfür bereit sein soll"266. Oberquartiermeister Bucher lehnte diesen 
Antrag zunächst ab, da Küchler bereits entschieden hatte, die Verpflegung der An
stalt auf die Gemeinde Krasnogvardejsk abzuwälzen. Bei der zunehmend schlechten 
Ernährungslage der Bevölkerung war das jedoch nur schwer zu realisieren. Außer
dem machte der Mangel an festen Unterkünften die Anstaltsgebäude für die Armee 
immer attraktiver. Daher wurde am 30. Oktober ein anderer Ausweg gesucht und 
bei der Heeresgruppe Nord beantragt, „den Abtransport von etwa 1000 Geisteskran
ken aus der Irrenanstalt Nikolskoje ins r[ückwärtige] H[eeres]-G[ebiet] zu verfügen, 
da ihre Verpflegung schwer durchführbar ist und weil die Räume für das in Nikols
koje liegende Kr[iegs]-L[azarett] gebraucht werden"267. Offenbar hoffte das Armee
oberkommando, durch einen Abschub der Patienten aus seinem Befehlsbereich die 
„Beseitigung der Irren durch S. D." zu umgehen oder doch wenigstens nichts mehr 
mit ihr zu tun zu haben. Man näherte sich aber immer mehr der schrecklichen Lö
sung, die von vornherein zur Diskussion stand. Denn daß die Übergabe dieses Falls 
an die Sicherheitspolizei den Vollzug der „Euthanasie", also die „Beseitigung" der 
Geisteskranken bedeutete, mußte jedem klar sein. 

Zu diesem in IfZ-Archiv, MA 1564, NOKW-2268 dokumentierten Fall vgl. ebenda, S. 269f.; 
Friedrich, Gesetz, S. 447-451. Diese Angelegenheit trug erheblich zu Küchlers Verurteilung zu 
20 Jahren Haft am 27. 10. 1948 bei. 
Vernehmung Küchlers im Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft Konstanz gegen Dr. Hu
big, 23. 2. 1967, in: Bundesarchiv-Außenstelle Ludwigsburg, 207 AR 2142/66. 
AOK 18, KTB O.Qu., 11.10. 1941, 13.00 Uhr, in: BA-MA, RH 20-18/1204. 
Ebenda, 30. 10. 1941, 9.00 Uhr. Vgl. auch ebenda, 4. 11. 1941, 9.50 Uhr: „O.K. I 305 fragt an, wo 
für die Geisteskranken und ihre Wärter (i.Sa. 1700 Personen) in Nikolskoje Verpflegung zu emp
fangen sei. Entscheid: Truppenverpflegung ist lt. Verfügung O.K.H. hierfür nicht auszugeben, die 
Verpflegung ist aus Landesbeständen zu entnehmen. Im übrigen läuft ein Antrag des A.O.K. 18 
bei der Heeresgruppe auf Abbeförderung der Geisteskranken, da Anstalt für Kriegslazarett ge
braucht wird." 
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Die Heeresgruppe verzögerte aber die Entscheidung über diese lästige Angelegen
heit. Da sich die Zustände in Nikolskoe weiter verschlechterten, entschloß sich das 
Armeeoberkommando zum Handeln und rang sich am 15. November doch zu der 
Gewaltlösung durch, die es einen Monat zuvor noch abgelehnt hatte. Um 10.30 Uhr 
meldete der Oberquartiermeister dem Chef des Generalstabs, daß die „Ernährung 
der 1200 Irren in Nikolskoje nicht mehr möglich" sei, und schlug die „Übergabe 
an S. D. zum Abtransport" vor268. Daß der unverblümte Begriff „Beseitigung" nun 
durch das unbestimmtere Wort „Abtransport" ersetzt wurde, hatte rein kosmetische 
Bedeutung. Um 11.00 Uhr trug Bucher diese Angelegenheit auch Küchler vor und er
hielt vom Oberbefehlshaber die „Genehmigung, die Irren in Nikolskoje dem S. D. zu 
übergeben"269. Damit war das Todesurteil über die psychisch kranken Menschen der 
Kascenko-Klinik gesprochen. Bereits einen Tag später traf sich Bucher mit dem Leiter 
der Einsatzgruppe A, SS-Brigadeführer Stahlecker, vermutlich um die Einzelheiten zu 
besprechen270. Am 18. November informierte der Oberquartiermeister die zuständi
gen Sachbearbeiter über die „Durchführung der Aktion in Nikolskoje" und den An
teil der Armee an ihr271: „A[rmee]-Nachschub-F[ührer] stellt 5-6 Lkw. zum Trans
port. Teile Nachr[ichten]-Rgt. in Nikolskoje die äußere Absperrung. Sonst nichts." 

Als Oberbefehlshaber Küchler wenige Tage später, am 24. November, das Kriegs
lazarett in Nikolskoe besichtigte272, war das Mordwerk bereits getan. So konnte 
sich der Generaloberst mit eigenen Augen vom „Erfolg" der von ihm genehmigten 
und verantworteten Aktion überzeugen. Nach sowjetischen Quellen wurden am 
20. November 1941 etwa 850-900 Patienten der Kascenko-Klinik von den Deutschen 
durch Giftinjektionen getötet und in einem Panzergraben bei einem nahegelegenen 
Dorf verscharrt273. Diese Zahl wird durch die Meldung der 18. Armee an die Heeres
gruppe Nord vom 13. Dezember 1941 bestätigt, daß sich „in der Irrenanstalt Nikols
koje mit Nebenanstalten" von den ursprünglich wohl 1200 Patienten noch 310 Per
sonen befänden274. Doch auch diese zunächst noch Verschonten werden den in die-

Ebenda, 15. 11. 1941, 10.30 Uhr (Vortrag O.Qu, beim Chef). 
Ebenda, 15. 11. 1941, 11.00 Uhr (Vortrag O.Qu, beim O.B.). 
Ebenda, 16. 11. 1941, 17.00 Uhr. 
Ebenda, 18. 11. 1941, 10.00 Uhr (Besprechung O.Qu, mit Qu. 2, Stabsarzt Dr. Wikulill und 
Hauptmann Blumschein). 
Ebenda, 24. 11. 1941, 10.15 Uhr. 
Vgl. die Unterlagen der sowjetischen Staatlichen Sonderkommission zur Feststellung von Kriegs
verbrechen, Akte Gateina, ca. 1944, in: U. S. Holocaust Memorial Museum, Washington D. C , 
RG-22.002M, reel 16. Den Hinweis auf diese Dokumente verdanke ich meinem Kollegen Dieter 
Pohl. Besonders tragisch ist, daß ein Brief der Anstaltsärztin Orlova an den Ortskommandanten 
vom 6. 11. 1941, in dem sie die elenden Lebensbedingungen der Patienten schilderte, vermutlich 
zum deutschen Entschluß zur Gewaltlösung beigetragen haben wird. Angelika Ebbinghaus/ 
Gerd Preissler, Die Ermordung psychisch kranker Menschen in der Sowjetunion. Dokumentati
on, in: Aussonderung und Tod. Die klinische Hinrichtung der Unbrauchbaren, Berlin 1985, 
S. 75-107, hier S. 80, stützen sich ebenfalls auf sowjetische Unterlagen, geben aber für die Ermor
dung der Patienten ein falsches Datum (29. 11. statt richtig 20. 11. 1941) an. 
AOK 18, KTB O.Qu., 13. 12. 1941, 23.30 Uhr, in: BA-MA, RH 20-18/1205. 
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sem Fall von einem Armeeoberkommando nicht nur hingenommenen, sondern initi
ierten Export des „Euthanasie"-Mordes in den besetzten Teil der Sowjetunion letzt
lich zum Opfer gefallen sein275. Ausschlaggebend für den Anteil des AOK 18 an die
sem Mord waren nicht nur ideologische Überlegungen über „unwertes Leben", son
dern vor allem Nützlichkeitserwägungen. Man wollte sich auch in Nikolskoe nicht 
mit der Verpflegung von Zivilisten belasten, spekulierte auf die Steinbauten der An
stalt und hoffte sich mit Hilfe der Polizei und SS eines Problems entledigen zu kön
nen. Wieder spielten die Probleme der Ernährung und Unterkunft eine entscheiden
de Rolle für das Verhalten der Wehrmacht. 

6. Schlußbetrachtung 

Die Mitverantwortung des Oberkommandos der 18. Armee für die Ermordung psy
chisch Kranker war nur die schlimmste Ausprägung eines fast schrankenlosen militä
rischen Utilitarismus, der die Besatzungspolitik vor Leningrad im Herbst und Winter 
1941/42 prägte. Anders als bei dieser Zusammenarbeit mit dem SS-Einsatzkomman
do kam der Tod aber sonst lautlos und schleichend in der Gestalt des Hungers und 
der Kälte über die Opfer. Was verursachte eine Besatzungsherrschaft, für die der 
Hunger zum Synonym wurde? Wie war das Verhältnis von Ideologie, Zweckdenken 
und Sachzwängen? 

Die 18. Armee kam im September 1941 durchaus nicht als ideologisierte Mordma
schine vor die Tore Leningrads. Das Verhungernlassen der Neva-Metropole, der Zivil
bevölkerung in ihrem Vorfeld und der Kriegsgefangenen war diesem Großverband 
nicht von vornherein einprogrammiert. Die auch strategisch und wirtschaftspolitisch 
motivierte, in dieser Radikalität aber nur durch den Zusatz der NS-Ideologie mögliche 
Entscheidung der obersten Führung, Leningrad durch Hunger zu vernichten, kam 
überraschend und durchkreuzte die Pläne des Armeeoberkommandos für eine Beset
zung der Stadt. Der Entscheid über das künftige Schicksal Leningrads wurde zur Initi
alzündung für eine rücksichtslose Besatzungspolitik im Armeegebiet. Während das 
AOK 18 bis dahin eine eher an traditionellen Maßstäben orientierte Besatzung in Er
wägung gezogen hatte, wurde nun die Fürsorgepflicht des Besatzers für die Bevölke
rung des besetzten Gebiets weitgehend ignoriert. Warum sollte man sich auch um die 
wenigen hundertausend Einwohner eines armseligen Landstreifens kümmern, wenn 
die vorgesetzten Stellen sogar eine Millionenstadt verhungern und verkommen lassen 
wollten? Das Armeeoberkommando legitimierte und förderte es von da an, daß viele 
tausend Zivilisten in seinem Befehlsbereich - besonders im Gefechtsgebiet - dem 
Hunger ausgeliefert, vor die Tür gesetzt und in die Kälte getrieben wurden. 

Nach den sowjetischen Angaben betrug die Gesamtzahl der Opfer der Kascenko-Klinik 1300 
Menschen. Im September/Oktober 1943 wurden die Leichen „enterdet" und verbrannt, um die 
Spuren zu verwischen. Die zu dieser Arbeit eingesetzten sowjetischen Kriegsgefangenen wurden 
anschließend ermordet. 
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Diese erschreckende Behandlung der Zivilbevölkerung wurde mit den „Kriegsnot
wendigkeiten" gerechtfertigt. Die Truppe brauchte ausreichende Verpflegung und fe
ste Unterkünfte, um ihre Kampfkraft zu bewahren. Auch der Heimat sollten keine 
Lebensmittel entzogen werden. Daß dies zu Lasten der sowjetischen Zivilisten und 
Kriegsgefangenen ging, wurde gerade von vielen verantwortlichen Offizieren als 
zwar bedauerliche, aber anscheinend unvermeidbare Begleiterscheinung hingenom
men, die dem modernen Krieg immanent sei. Die Auswirkungen der Wirtschafts
blockade im Ersten Weltkrieg standen ihnen oft noch als eigene Erfahrung vor Au
gen. Die Ausbeutung der besetzten Sowjetunion sollte eine vergleichbare wirtschaft
liche Schwächung diesmal vermeiden. Bereits vor 1939 hatte es in der militärischen 
Führung Überlegungen gegeben, in einem zukünftigen, langwierigen „totalen" Krieg 
nach dem Motto „Not kennt kein Gebot" zu verfahren276. Nach den ideologischen 
Vorgaben Hitlers für eine brutale Kriegführung im Osten waren dem militärischen 
Utilitarismus kaum mehr Grenzen gesetzt. Als dann diese Vorgaben durch die höch
ste Entscheidung über Leningrad bestätigt wurden, setzte sich auch bei den Kom
mandobehörden vor Ort die Vorstellung durch, daß auf diesem Kriegsschauplatz zu
gunsten der eigenen Sache nahezu alles erlaubt sei. Es ist bezeichnend, daß der Ober
quartiermeister der 18. Armee die Kritik an der Besatzungspolitik mit dem Argu
ment abwies: „Wir kämpfen mit 86 Millionen gegen 186 Millionen." Tatsächlich 
stellten die Transport- und Wetterverhältnisse im Herbst und Winter auch diese Ar
mee vor erhebliche Ernährungs- und Unterkunftsprobleme. Sie waren allerdings zu 
keiner Zeit so groß, daß dieser Grad der Rücksichtslosigkeit gegen die Bevölkerung 
im wahrsten Sinne des Wortes „notwendig" gewesen wäre. Die Schwelle der „Not", 
die kein „Gebot" mehr kannte, wurde von der Wehrmacht an der Ostfront sehr nied
rig gesetzt. 

Die Besatzungspolitik der 18. Armee vor Leningrad und überhaupt der Wehr
macht in der Sowjetunion paßt nicht in das enge Korsett einer allmächtigen, über
greifenden und durchgehenden These277. Die Wirklichkeit war weitaus differenzier
ter, als das manche kühne gedankliche Konstrukte rückschauender Betrachtung ver
muten lassen. Das Hungerkalkül der wirtschaftlichen Raubpolitik im Osten läßt 
sich zwar gerade auch vor Leningrad nachweisen, war aber keineswegs von vornher
ein und immer präsent. Von einer einheitlichen Ausrichtung des gesamten deutschen 
Militärapparats auf einen gigantischen „Hungerplan" gegen sowjetische Zivilisten 
und Kriegsgefangene kann keine Rede sein. Ausgerechnet die lokalen Wirtschafts-

Vgl. etwa den Anhang „Was ist der Krieg der Zukunft?" zur OKW-Denkschrift „Die Kriegfüh
rung als Problem der Organisation" vom 19. 4. 1938, in: IMT, Bd. 38, Nürnberg 1949, S. 48-50, 
hier S. 49: „Der Krieg wird mit allen Mitteln geführt; nicht nur mit der Waffe, sondern auch mit 
den Mitteln der Propaganda und der Wirtschaft. Er richtet sich gegen die feindliche Wehrmacht, 
gegen die materiellen Kraftquellen des Feindes und seelischen Kräfte seines Volkes. Das Leitmotiv 
seiner Führung muß sein ,Not kennt kein Gebot'." Vgl. auch Gerhard Förster, Totaler Krieg und 
Blitzkrieg. Die Theorie des Totalen Krieges und des Blitzkrieges in der Militärdoktrin des faschi
stischen Deutschlands am Vorabend des Zweiten Weltkrieges, Berlin [Ost] 1967, S. 67-83. 
Vgl. dagegen den deterministischen Ansatz von Gerlach, Kalkulierte Morde. 
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dienststellen plädierten im Bereich der 18. Armee für eine Unterstützung der hun
gernden Bevölkerung und wurden vom Armeeoberkommando mit den Argumenten 
der Wirtschaftsrichtlinien abgewiesen. Diese Argumentation gegen eine Besserstel
lung der Zivilbevölkerung war aber in diesem Fall eher die nachträgliche Rechtferti
gung der Besatzungspolitik als deren Grundlage. Die Behandlung der Kriegsgefange
nen bei der 18. Armee läßt sich noch schwieriger in die Theorie eines vorsätzlichen 
Verhungernlassens in Folge eines großangelegten Völkermordplans pressen. Das Ar
meeoberkommando bemühte sich, wenn auch nicht mit dem nötigen Nachdruck, 
um den Lebenserhalt der Kriegsgefangenen, die man als Arbeitskräfte brauchte. Die 
Konstante der deutschen Kriegführung und Besatzungsherrschaft im Osten war ein 
von der NS-Ideologie entfesselter, aber eher unbestimmter und sich unterschiedlich 
auswirkender militärischer Utilitarismus, nicht ein von der obersten Führung festge
legter und die Wehrmacht festlegender Gesamtplan. 

Die Widersprüche, Unterschiede und Verwerfungen der deutschen Besatzungspo
litik waren genauso groß wie der Handlungsspielraum, den die Kommandostellen 
vor Ort trotz der Weisungen der Zentralbehörden besaßen. Dem Verhalten des Ar
meeoberkommandos kam dabei eine entscheidende Bedeutung zu. Seine Ausrichtung 
bestimmte, wie die Vorgaben von oben im Operationsgebiet der Armee umgesetzt 
wurden. Bei anderen Armeen wurden die Freiräume in diesen Gebieten fernab der 
Heimat teilweise auch zugunsten der sowjetischen Bevölkerung genutzt. Häufig wa
ren es auch eher die Wirtschaftsdienststellen als die Wehrmachtsdienststellen, die das 
Elend von Zivilisten und Kriegsgefangenen förderten. Daß die Verhältnisse bei der 
18. Armee anders waren, kennzeichnet die hohe Verantwortung des Armeeoberkom
mandos unter Generaloberst Georg von Küchler. Diese Kommandobehörde setzte 
die Besatzungspolitik vor Leningrad auf ein Gleis, von dem sie später nur noch 
schwer zu entfernen war. Dabei wären die dem AOK 18 unterstellten Einheiten 
durchaus bereit gewesen, ja beantragten teilweise sogar, die Mißstände vor ihren Au
gen zu ändern. Besonders den Frontsoldaten ist der geringste Vorwurf zu machen. 
Sie zeigten noch am ehesten die Menschlichkeit, die ihr Oberkommando, die Heeres
leitung, die Wehrmachtsführung und Hitler zu verhindern suchten. Die militärische 
Hierarchie war hier gleichbedeutend mit der Abstufung von Schuld - der deutschen 
Schuld an der Brutalisierung dieses schrecklichen Krieges, der vor sechzig Jahren be
gann. 


